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PREISTRÄGER 2010
Großer Preis des 
MITTELSTANDES

Zudem investieren wir in Ihre Sicherheit! Wir 
produzieren in unserem Werk in Kassel und 
lassen alle unsere espas-Spielgeräte TÜV-
zertifizieren.

Unsere wartungsarmen Produkte werden 
komplett vormontiert und mit unserem 
eigenen espas-Fuhrpark dort angeliefert, wo 
Sie es wünschen!

Sie haben noch Fragen? Wir helfen Ihnen 
gerne und finden die passende Lösung für Ihre 
Ansprüche! Unser Team ist montags bis 
freitags von 8 Uhr bis 17 Uhr telefonisch unter 
+49 (0) 561 / 574 63 90 und rund um die 
Uhr unter info@espas.de für Sie erreichbar.

Ihr espas Team

espas bietet Ihnen qualitativ hochwertige Produkte zu günstigen Preisen!

Besuchen Sie uns auch im Internet auf www.espas.at!

Fordern Sie Ihr 
kostenloses Früh-
lingsangebot 2011 
an und lassen Sie 
sich von unserem 
Team beraten!



Kommunal: Kommentar

Helmut Mödlhammer
Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes
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Die wirtschaftliche Entwick-
lung der Gemeinden im 
ersten Quartal dieses Jahres
war durchaus positiv. 
Aber es ist kein Grund zur
Euphorie. 
Es müssen die gewaltigen
Steigerungen im Gesund-
heits-, Sozial- und Kinder -
betreuungsbereich verkraf-
tet werden, und schließlich
muss es unser Ziel sein, die
Investitionsrückstände der
vergangenen zwei Jahre 
wieder abzubauen.

Wer immer mit der Politik etwas
zu tun hat, der hat es in diesen
Wochen nicht leicht. Kaum ein
Gespräch, bei dem nicht die
jüngsten Polit-Affären zur Spra-
che kommen und den Politikern
im Allgemeinen ein unfassbares
Misstrauen ausgesprochen wird.
„Lauter Gauner“ heißt es, und
auch die Kommunalpolitik leidet
darunter. Wobei im Grunde ge-
nommen die Bürger und Bürge-
rinnen schon unterscheiden
„zwischen diesen da unten und
jenen dort oben“, weil sie ihren
Bürgermeister oder Bürgermeis -
terin genau kennen, die Leis -
tung beurteilen und auch den
persönlichen Lebensstil kennen.
Da gibt es kein Verstecken oder
Abheben, da wird man bei jeder
Gelegenheit angesprochen, und
das Privatleben geht im öffentli-
chen Amt auf. Und deshalb gilt
es auch den vielen Ehrenamtli-
chen auf der kommunalen Ebe-
ne ein ganz großes Danke zu sa-
gen. Sie sind es, die das Ohr bei
den Menschen haben, ihre Sor-
gen und Anliegen kennen und
sich mit viel Geduld und Kraft
dafür einsetzen, dass das Leben
in der Gemeinde funktioniert. 

Natürlich passieren auch auf
dieser kommunalen Ebene Feh-
ler, niemand ist davor gefeit und
Gemeindeoberhäupter sind auch
Menschen mit allen Stärken und
Schwächen. Aber eines ist si-
cher: dass in den allermeisten
Kommunen Österreichs redlich
und ehrlich gearbeitet wird.
Diese Ehrlichkeit wird auch in
Zukunft noch mehr gefragt sein.
Wir werden den Menschen die
Wahrheit über den Zustand un-
seres Staates sagen müssen und
ihnen auch klar machen, dass
man nicht ständig mehr ausge-
ben als einnehmen kann. 

Genau diesen Grundsatz wollen
die Gemeinden auch in Zukunft
leben. Sie haben sich im Rah-
men des Stabilitätspaktes als
einzige Gebietskörperschaft ver-
pflichtet, dass sie in den kom-

menden vier Jahren kein Defizit
machen. Das ist eine harte Her-
ausforderung, weil es natürlich
neue Aufgaben und Wünsche
geben wird. Gerade deshalb
wird es notwendig sein, öfter
nein zu sagen. Aus langjähriger
Erfahrung weiß ich, wie hart
dies sein kann, aber wie sehr die
Menschen Verständnis dafür ha-
ben, wenn man sie richtig infor-
miert und aufklärt. Auch in der
Politik gilt der Grundsatz 
„Lügen haben kurze Beine, die
Ehrlichkeit siegt immer“.

Die wirtschaftliche Entwicklung
der Gemeinden im ersten Quar-
tal dieses Jahres war durchaus
positiv. Die Wirtschaft hat sich
gut entwickelt, wodurch die
Bundesertragsanteile um rund
zehn Prozent gestiegen sind.
Aufatmen können die Gemein-
den auch über die Abfederung
der steigenden Pflegekosten.
Aber es ist kein Grund zur Eu-
phorie. Zunächst gilt es die
Haushalte wieder zu konsolidie-
ren. Es muss wieder gelingen,
dass mehr als die Hälfte der Ge-
meinden wieder ausgeglichen
budgetieren kann. Es müssen
die gewaltigen Steigerungen im
Gesundheits-, Sozial- und Kin-
derbetreuungsbereich verkraftet
werden, und schließlich muss es
unser Ziel sein, die Investitions-
rückstände der vergangenen
zwei Jahre wieder abzubauen.
Und schließlich werden wir
auch die notwendigen Maßnah-
men zur Steigerung der Effizi-
enz, wie verstärkte Kooperatio-
nen, umsetzen müssen. Alle die-
se Ziele erfordern einen gewalti-
gen Einsatz der Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpoliti-
ker.  Sie werden wieder einmal
die Vorreiterrolle übernehmen
und auch diese Hürden meis -
tern. 
Viel Glück und Freude dazu!

Ehrlichkeit siegt immer
Erleichterung bei Gemeinden, aber kein Grund zur Euphorie



Gemeindebund

10 Pflegefonds fängt Kostensteigerung ab: Eine 
immense Last von den Schultern genommen

11 Ziele erreicht: Belastungsstopp, mehr Biss, mehr 
Transparenz beim Stabilitätspakt

18 58. Österreichischer Gemeindetag in Kitzbühel:
Das Programm

20 COVERSTORY: Ist ein verpflichtendes Sozialjahr 
zulässig? Das Gutachten von Prof. Theo Öhlinger

24 Reportage zum Jahr der Freiwilligen: Das Ehrenamt 
ist für unser soziales Gefüge nicht ersetzbar

28 KOMMUNAL-Interview: Staatssekretärin Verena 
Remler und „ihre“ Gemeinde der Zukunft

Recht & Verwaltung

16 Keine Insolvenz von Gebietskörperschaften: 
Aber gespart werden muss trotzdem

19 Anpassung bei Vermietung und Verpachtung nötig

Finanzen

14 Budgetbegleitgesetz 2011 bis 2014: Eine positive 
Bewertung ist durchaus angebracht

Europapolitik

32 Lobbying in Brüssel: Die andere Seite
34 EU-Kommission veröffentlicht Energieeffizienzplan
35 KGRE und die Lage der lokalen Demokratie in Europa: 

Geringer Frauenanteil auf lokaler Ebene wird 
durchaus kritisch gesehen

4

Impressum

Herausgeber:
Österreichischer Gemeindebund, 
Löwelstraße 6, 1010 Wien

Medieninhaber:
Österreichischer
Kommunal-Verlag GmbH., 
Löwelstr. 6, 2. Stock, 1010 Wien,
Tel. 01/532 23 88,
Fax 01/532 23 77,
E-Mail: 
kommunalverlag@kommunal.at

Geschäftsführung: 
Mag. Michael Zimper

www.kommunal.at

Redaktion: 
Tel.: 01/ 532 23 88 
Mag. Hans Braun - DW 16 
(Chefredaktion & Layout)
hans.braun@kommunal.at
Mag. Helmut Reindl - DW 15
helmut.reindl@kommunal.at
Julya Pollak - DW 37
julya.pollak@kommunal.at

Anzeigenberatung:
Tel.: 01/532 23 88
Mag. Sabine Brüggemann - DW 12 
sabine.brueggemann@kommunal.at

Mag. Alexander Palaschke - DW 14
alexander.palaschke@kommunal.at

DTP & Grafik:
Ernst Horvath 
ernst.horvath@kommunal.at
Fotos:
www.bilderbox.at; www.photos.com

Redaktionsbeirat:
Mag. Ewald Buschenreiter 
(Verbandsdirektor der sozialdemokrati-
schen Gemeindevertreter NÖ)
Mag. Nicolaus Drimmel 
(Österreichischer Gemeindebund)
Dr. Gustav Fischer 
(BM für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft)
Mag. Petra Hafner (BM für 
Unterricht, Kunst und Kultur)
Dr. Robert Hink (Generalsekretär des
Österreichischen Gemeindebundes)
Dr. Clemes Hüffel (BM für 
Wissenschaft und Forschung)
Daniel Kosak (Pressereferent des 
Österreichischen Gemeindebundes)
Robert Lender (BM für 
Wirtschaft, Familie & Jugend)
Mag. Alexander Marakovits (BM.I)
Mag. Susanne Metzger (BM für 
Verkehr, Innovation und Technik)

Bgm. Helmut Mödlhammer 
(Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes)
Mag. Georg Möstl 
(BM für Wirtschaft, Familie & Jugend)

Eduard Olbrich (BM für Soziales 
und Konsumentenschutz)
Mag. Johannes Pasquali 
(BM für Finanzen)
Prof. Dietmar Pilz (Finanzexperte des
Österreichischen Gemeindebundes)
Mag. Christian Rupp
(Geschäftsführer IKT-Board im BKA)
Univ.-Prof. Dr. Reinbert Schauer 
(Johannes-Kepler-Universität Linz)
Mag. Christian Schneider
(Landesgeschäftsführer des GVV der VP-NÖ)
Ges. Dr. Harald Stranzl (BM für Europ.
und Internationale Angelegenheiten)
Dagmar Strobel (Bundesministerium
für Frauen und öffentlichen Dienst) 
Mag. Andreas Wallner (BM für Inneres)
Mag. Michael Zimper (Geschäftsführer
Österreichischer Kommunalverlag)

Druckauflage: 35.249
(Jahresdurchschnitt 2010)

Hersteller:
Leykam Druck, 7201 Neudörfl

PEFC zertifiziert: 
Dieses Produkt stammt
aus nachhaltig bewirt-
schafteten Wäldern
und kontrollierten
Quellen – www.pefc.at

Persönlich gezeichnete Artikel 
fallen unter die Verantwortlichkeit 
des Autors und müssen sich nicht 
unbedingt mit der Meinung von 
KOMMUNAL decken. 

Mit „E.E.“ gekennzeichnete oder un-
ter der Bezeichnung „Service“ lau-
fende Artikel sind bezahlte Informa-
tionen und fallen nicht in die Ver-
antwortlichkeit der Redaktion.

Dieser Ausgabe liegt eine 
Information der Firmen Zeppelin
Österreich und von Unibind Austria
bei.

Hinweis zu Gender-Formulierung:
Bei allen Bezeichnungen, die auf
Personen bezogen sind, meint die
gewählte Formulierung beide Ge-
schlechter, auch wenn aus Gründen
der leichteren Lesbarkeit die männ-
liche Form steht.

THEMEN 



68 Pontifex Maximus empfängt Gemeindebund-Spitzen:
Helmut Mödlhammer und Robert Hink beim Papst

69 Verkehrssicherheitspreis 2011: „And the Aquila 
goes to ...“

70 Neuwahlen im nö. Gemeindevertreterverband VP:
Alfred Riedl für weitere fünf Jahre bestätigt

72 Erstes Kommunalwirtschaftsforum in Krems:
Neue Formen der Partnerschaft

76 Aus den Bundesländern
80 Personalia, Termine, Buch-Tipps & Info-Mix
86 Service & Vorschau

CHRONIK 

PRAXIS 

Katastrophenschutz 

46 Kernenergie rund um Österreich: 
Die Bedrohung ist da, die Angst auch 

Ehrungen & Auszeichnungen

58 Wie Freiwilligkeit zum Ehrenamt wird: Beispiele an  
Tüchtigkeit und der Lohn der Ehre

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

„Der Kluge hüte sich lästig zu
sein …“ Unsinn sage ich! Diese
Lästigkeit, gepaart mit Beharr-
lichkeit, Argumenten und Ver-
handlungsgeschick, hat der Ge-
meindebund über zehn Jahre
eingesetzt, um auf die massiven
Probleme bei der Pflegefinanzie-
rung hinzuweisen.

Die Einigung bei Pflegefinanzie-
rung und Stabilitätspakt ist ein
echter Meilenstein für die Ge-
meinden. Aber auch den Part-
nern bei Land und Bund muss
hier Weitsicht zugesprochen
werden. Einerseits wurde end-
lich ein großes Signal dafür ge-
setzt, dass die Großbaustelle
„Pflege“ ernst genommen wird
und andererseits wurde mit der
Neugestaltung der Kompetenzen
eine wesentliche Verwaltungsre-
form durchgesetzt. 

Wir sehen uns daher gerade in
dieser Zeit bestärkt den Weg für
Österreichs Kommunen fortzu-
setzen. Die wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten sind noch lange
nicht vorbei. Die Zinsen steigen
wieder, wenn auch langsam, und
viele Investitionen, die in den
vergangenen Jahren aufgescho-
ben wurden werden nun schla-
gend. Dennoch konnten sich die
Gemeinden selbstbewusst dazu
kommittieren den Stabilitätspakt
in den kommenden Jahren ein-
zuhalten. Diese Aufgabe wird
schwierig, aber schaffbar, denn
Österreichs Gemeinden sind
nicht umsonst bekannt als die
Reform- und Wirtschaftsmotoren
des Landes mit dem höchsten
Vertrauen der Bevölkerung. 

michael.zimper@kommunal.at

Wir von KOMMUNAL halten das
für einen großen Wurf und sind
der Meinung, dass auch wir ei-
nen nicht unwesentlichen Part
bei der „Lästigkeit“ um dieses
Thema hatten. KOMMUNAL
wies seit vielen Jahren auf die
Probleme in diesem Feld hin
und wir wurden gehört. Das Of-
fizielle Organ des Gemeinde-
bundes ist eben auch bei Mit-
gliedern des Nationalrates ein
absolutes Muss und damit ein
gut funktionierendes Lobbying-
instrument im bes ten Sinne des
Wortes. 

Michael Zimper
Geschäftsführer
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Laut einem Bericht der „OÖ
Nachrichten“ sind die Ver -
luste, die der Stadt Linz
durch ein Franken-Speku -
lationsgeschäft drohen, 
„ein Horror“. Ein Verlust
von bis zu 264 Millionen
Euro droht der Stadt durch
ein vermeintliches Zinssi-
cherungsgeschäft mit der
Bawag (CHF-Linked-Swap
Nummer 41/75). Jetzt
klagt die Stadt auf Rückab-
wicklung des Geschäfts. 

Im Februar 1861 erließ 
Kaiser Franz Joseph das 
sogenannte Februarpatent. 
Diese Verfassung wurde von
Minis ter Anton von Schmer-
ling ausgearbeitet und war
die Grundlage für die kon-
stitutionelle Regierungs-
form. 
Nach der Niederlage Öster-
reichs in der Schlacht von
Solferino 1859, die zum
Verlust der Lombardei ge-
führt hatte, war der Staat in
argen Finanznöten. Franz
Joseph sah sich daher ge-
zwungen, dem aufstreben-
den finanzkräftigen Bürger-
tum Zugeständnisse zu ma-
chen und erließ zunächst
1860 das „Oktoberdiplom“.
Diese stieß jedoch auf
großen Widerstand und
wurde schon nach wenigen
Monaten durch das Februar-
patent ersetzt. Diese soge-
nannte Februarverfassung
sah vor, dass Gesetze von ei-
nem aus zwei Kammern be-
stehenden Reichsrat erlas-

sen werden sollten. Der Kai-
ser hatte nur mehr ein Veto-
recht.
Die erste Kammer, das „Her-
renhaus“, war ein kleiner
Zirkel verdienter Männer,
die der Kaiser auf Lebens-
zeit ernannte. Dazu kamen
noch die Vertreter des Hoch-
adels. Die eigentliche politi-
sche Willensbildung fand in
der zweiten Kammer, dem
„Abgeordnetenhaus“, statt.
Es sollte aus 343 Mandata-
ren bestehen, die zunächst
von den Kronländern ent -
sandt wurden.

Die erste Sitzung fand vor
150 Jahren, am 1. Mai 1861
in der Wiener Hofburg statt.
Für das neue Parlament gab
es nämlich zunächst keine
geeignete Unterbringungs-
möglichkeit. Innerhalb we-
niger Wochen wurde daher
am Wiener Schottentor ein
zweigeschossiger Riegel-
wandbau aus Holz errichtet.
Die Wiener nannten es ab-
fällig „Schmerlingtheater“
oder „Bretterbude“. Erst
1883 konnte der Reichstag
in das heutige Parlaments-
gebäude übersiedeln.

Jubiläum: Vor 150 Jahren fand die erste Parlamentssitzung statt

Mit einer 32-seitigen Ent-
scheidung setzte der Verfas-
sungsgerichtshof (VfGH)
Anfang April einen Schluss -
punkt unter einen rund
acht Jahre andauernden
Rechtsstreit. Die Stadt 
Salzburg hatte die Kosten
von rund 900.000 Euro für
das Sondieren von 28 Ver -
dachts punkten und das
Freilegen von drei Flieger-
bomben aus dem 2. Welt-
krieg vom Staat zurückge-
fordert (KOMMUNAL be-
richtete mehrfach). Man
pochte dabei auf das Kriegs-
materialgesetz sowie die

Gefahrenabwendungs-
pflicht des Bundes. Aber
der VfGH hat nun entschie-
den, dass der Bund nicht
zur Übernahme der Kosten
verpflichtet werden kann,
da es keinerlei gesetzliche
Bestimmung gibt, die das
vorschreiben würde (laut
APA). Für sämtliche rund
15.000 Blindgänger, die
vermutlich noch im öster-
reichischen Boden „schlum-
mern“, müssen die jeweili-
gen Grundeigentümer die
Kosten tragen, sollten sie
aktiv nach dem gefährli-
chen Kriegsrelikt suchen.

Die Suche und Bergung ei-
nes Kriegsrelikts kostet im
Schnitt rund 200.000 Euro.
Im Falle der Bombe Ende
März in Graz berichtete die
„Kleine Zeitung“, dass laut
Gesetz der Bund verpflich-
tet ist, für Schäden durch
Kriegsrelikte aufzukom-

men, wenn sie durch eine
Versicherung nicht gedeckt
sind. Die Wiener Städtische
ist vorgeprescht und hat
mitgeteilt, dass man den
Kunden, die feuer- oder
glasbruchversichert sind,
die entstandenen Schäden
abdecken wird.

Verfassungsgerichtshof
lässt Bund aus der Pflicht

Fliegerbomben: Grundbesitzer tragen Kosten für Suche

Am 18. Mai 1965 detonierte in Salzburg unter einer Tankstelle in
der St.-Johann-Straße eine 250-Kilo-Bombe der US-Luftwaffe und
hinterließ einen riesigen Krater. Bilanz damals: ein Toter und sie-
ben Verletzte. In Graz am 25. März war es eine britische 250-kg-
Bombe (kleines Bild): Bilanz: Rund 700.000 Euro Schaden.

Fremdwährungskredit

Droht Linz ein 
„Horror-Debakel“?

Für eine Staatsreform im
Jahr 2014 mit gleichzeitiger
Neuregelung des Finanzaus-
gleichs tritt LH Gabi Burg-
staller ein. Ein Bereich die-
ser Staatsreform soll eine
teilweise Steuerhoheit der
Länder sein. Sie forderte ei-
ne Bodenwertabgabe, die
auf Umwidmungsgewinne
eingehoben werden soll.

Burgstaller-Vorschlag

Steuerhoheit für
die Länder?

Das Schmerlingtheater, erster Sitz des Hohen Hauses.

Alles begann in einer Bretterbude
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Am 13. Mai 2011 findet im
Stift St. Florian bei Linz ei-
ne regionale Europakonfe-
renz unter
dem Motto
„Europa
fängt in
der Ge-
meinde
an“

statt, zu der Außenminister
Michael Spindelegger sein
Kommen bereits zugesagt
hat. Ziel der vom Präsiden-
ten des Oberösterreichi-
schen Gemeindebundes,
Bgm. Johann Hingsamer
(Bild), initiierten Tagung ist
es, mit Bürgermeistern und
Gemeindevertretern aktu-

elle Themen
der europäi-
schen Agen-

da zu disku-
tieren, die für

die regionale
und kommunale
Ebene von be-

sonderer Relevanz sind.
Gleichzeitig soll eine erste
Zwischenbilanz zum ein-
jährigen Bestehen der von
Bundesminister Spindeleg-
ger sowie dem Leiter der
Vertretung der Europäi-
schen Kommission in Öster-
reich, Richard Kühnel, ins
Leben gerufenen Europa-
Gemeinderäte-Initiative ge-
zogen und die Initiative
weiter entwickelt werden.

Termin vormerken: 13. Mai
Anmeldungen ab sofort on-
line über
www.ooegemeindebund.at

Die 3. Kammer des EuGH
hält mit einer Vorabentschei-
dung vom 10. März 2011
nach Art 234 EGV die Verga-
be von Dienstleistungskon-
zessionen ohne öffentliche
Ausschreibung im Sinne des
EU-Vergaberechts für rech-
tens. Nach Anrufung durch
das Oberlandesgericht Mün-
chen im Verfahren Privater
Rettungs dienst Stadler ge-
gen Zweckverband für Ret-
tungsdienst und Feuerwehr-
alarmierung Passau war der
EuGH mit interpretativen
Klarstellungen zur Abgren-
zung von Dienstleistungs-
konzessionen und öffentli-
chen Dienstleistungsaufträ-
gen befasst (vgl. Artikel 1 
Z 1, 2 und 4 der Richtlinie
über die Koordinierung der
Verfahren zur Vergabe öf-
fentlicher Bauaufträge, Lie-
feraufträge und Dienstleis -
tungsaufträge RL
18/2004/EG).
Mehr Informationen auf der
offiziellen EuGH-Homepage 
https://curia.europa.eu

Dienstleistungen 

EuGH stärkt 
Vergabe ohne
Ausschreibung

KGRE: Prämie für Projekte der aktiven Beteiligung am Gemeindeleben

Bereits zum dritten Mal
zeichnet der Kongress der
Gemeinden und Regionen
Europas Kommunen aus,
die sich besonders für die
Integration der Sinti und
Roma engagieren. Dabei
werden Projekte prämiert,
die innovative und kreative
Ansätze für die langfristige

Integration der Roma ver-
folgen, wobei der aktiven
Beteiligung am Gemeindele-
ben eine große Rolle zu-
kommen sollte. Um sich für
diesen Preis zu bewerben,
müssen mindestens einige
Voraussetzungen erfüllt
sein, unter anderem: Kampf
gegen negative Stereotype

und Vorurteile; Sicherstel-
len des Zugangs zu Bildung
und sozialen Diensten; För-
derung der Diversität auf
Gemeindeebene; Förderung
der aktiven Teilnahme am
demokratischen Leben.
Nähere Informationen fin-
den sich auf der Homepage
des KGRE: www.coe.int

Europarat zeichnet Roma-freundliche Kommunen aus

Europa fängt in der Gemeinde an
Europakonferenz in St. Florian: Außenminister Spindelegger nimmt teil

Die österreichischen Ge-
meindebediensteten und
Bürgermeister sprechen
sich ganz klar für einen
Ausstieg Europas aus der
Atomkraft aus. Über 95 Pro-

zent sprachen sich bei der
Umfrage klar dafür aus,
dass sich die EU den Aus-
stieg aus der Atomkraft lei-
sten soll. Lediglich drei Pro-
zent sind dagegen.

Raus aus der Nuklearenergie

Frage der Woche
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3 2Ende Juni stellt die EU-
Kommission ihre Haushalts-
pläne für die Zeit nach
2013 vor. Regional- und
Kommunalpolitiker aus der
EU bündeln jetzt schon ihre
Kräfte, damit Regionalent-
wicklung, europäische Inte-
gration und Solidarität
auch in Zukunft angemes-
sene finanzielle Unterstüt-
zung erhalten. AdR-Präsi-
dentin Mercedes Bresso:
„Die Kommissionsvorschlä-
ge lassen befürchten, dass
die Europa-2020-Strategie
einen größeren Stellenwert
haben wird als die Ziele des
EU-Vertrags an sich.“

Bemühungen zum Abbau
regionaler Unterschiede
machen ein Drittel der EU-
Ausgaben aus. Als Reaktion
auf einen unlängst veröf-
fentlichten Bericht der
Kommission wird das Ple-
num des AdR seine Position
zur Reform der EU-Regio-
nalförderungen nach 2013
skizzieren. Michel Delebar-
re (FR/SPE), Bürgermeister
von Dünkirchen, wird einen
Stellungnahmeentwurf vor-
stellen, in dem er darauf
dringt, die künftige EU-Re-
gionalpolitik „mit den für
ihre Ziele angemessenen
Mitteln auszustatten“. 

AdR: Mehr Geld für Regionalpolitik gefordert

EU-Regionalförderung im Visier
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Informationen über Patente
Das Österreichische Patent-
amt und die Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (aws)
bieten seit 2008 einen kos -
tenloses Service für techno-
logisch orientierte KMU zur
effizienten Verwertung und
Nutzung von geistigem Ei-
gentum wie Patenten, Ge-
brauchsmustern und Mar-
ken an.

„Aufgrund der großen
Nachfrage nach Schutz-
rechtsinformationen durch
Klein- und Mittelbetriebe
verlängern das Patentamt
und aws die erfolgreiche
Kooperation“, teilte der Prä-
sident der Österreichischen
Patentamtes, Friedrich Röd-
ler, mit.
www.awsg.at

aws: Service für KMU wird verlängert

Seit Anfang März steht fest,
dass die geplante Revision
der EU-Trinkwasserricht -
linie doch nicht kommt.
Stattdessen wollen Kommis-
sion und Mitgliedstaaten die
Umsetzung der bestehenden
Regeln besser überwachen.
Ausschlaggebend für diese
Entscheidung waren u. a.
folgende Überlegungen:  
3 Parameter und Werte
für die Trinkwasserqualität
werden bereits in der in
Kraft befindlichen Trinkwas-
serrichtlinie festgelegt, Mit-

gliedstaaten können darü-
ber hinaus zusätzliche Qua-
litätsstandards einführen,
wenn dies zum Schutz der
menschlichen Gesundheit
nötig ist.
3 Die Wasserrahmenricht-
linie stellt auf einen guten
Gewässerzustand aller Ge-
wässer bis 2015 ab, zusätz-
lich gibt es Maßnahmen für
Gewässer zur Trinkwasser -
entnahme. 
3 Die Berichterstattung
über die Qualität des Trink-
wassers kann in bestehende

Systeme eingebaut 
werden. Die 
Kommission 
weist jedoch 
darauf hin, dass sie 
insbesondere in der für
Österreich relevanten Frage
der kleinen Wasserversorger
die Daten des Jahres 2010
genau überprüfen wird und
bei Nichtbeachtung der Vor-
schriften bilaterale Kontakte
aufnehmen wird.

Bestehende Regeln werden überwacht

Österreichs Trinkwasser ist in
gutem Zustand.

Europäische Union: Revision der Trinkwasserrichtlinie vom Tisch 

Freiwilligenarbeit ist berei-
chernd, kann aber auch zur
Belastung werden. Damit
Ehrenamt Freude macht,
hat Kolping Österreich eine
Internet- und Telefonbera-
tung eingerichtet. 
https://kolping.beranet.
info/index.php

Beratung für Ehrenamtliche

Reden und
Schreiben hilft

Der ehemalige Präsident
des Rechnungshofes, Franz
Fiedler, rät zu einem Total-
umbau des politischen Sys -
tems. Statt 183 Abgeord -
neten könne man mit 100
das Auslangen finden, die
Anzahl der Bundesräte will
Fiedler auf 27 reduzieren.

Fiedler: Reform gefordert

Reichen 100 NR-
Abgeordnete?

Mit einer Bürgermeisterin-
nenquote von 4,8 Prozent
liegt Österreich im europäi-
schen Vergleich weit hinten,
gleichauf mit Ländern wie
Rumänien und Slowenien.
In einer Fachtagung will der
Kärntner Gemeindebund
der Frage nachgehen, wie
Gemeinden durch das ge-
meinsame Engagement von
Frauen und Männern im
Hinblick auf die gegenwär-
tigen Herausforderungen
noch mehr bewegen kön-
nen. Die Freiwilligenarbeit
und ihr Stellenwert in der
Gemeinde sind ein weiteres
Thema, das ebenfalls aufge-

griffen wird. Im Rahmen ei-
ner Podiumsdiskussion am
Abend des ersten Tages
werden Mandatarinnen
über ihre Erfahrungen als
Frau in einem politischen
Amt diskutieren. 
KOMMUNAL wird ausführ-
lich über die Veranstaltung
berichten. In der kommen-
den Ausgabe gibt es auch
ein Interview mit Frauenmi-
nisterin Gabriele Heinisch-
Hosek zum Thema Frauen
in der Kommunalpolitik.
Fachtagung für Gemeinde-
mandatar/innen und Bür-
germeister/innen „Braucht
Gemeindepolitik Frauen?“

Termin: 13. und 14. Mai 
Ort: Congress Center 

Villach, Hotel Holiday Inn
Europaplatz 1, 9500 Villach

Frauen in die Gemeindepolitik
Villach: Fachtagung des Kärntner Gemeindebundes

Gruppenbild mit Herren. Gemeindebund-Präsident Mödlhammer
war der eine Mann beim ersten Bürgermeisterinnentreffen im Jahr
2007. Der andere war der Saalbacher Bürgermeister Peter Mitte-
rer, der mit seiner Loferer Amtskollegin Bettina Mitterer (damals
noch Dürnberger) verheiratet ist. Er durfte auch auf das Foto.

THEMEN



Der Bodyguard.
Der Unimog. Serienmäßig mit dem Sicherheitskonzept von Mercedes-Benz.

Im Unimog sind Sie in den besten Händen. Mit seinem
einzigartigen Fahrzeugkonzept setzt er schon seit  
60 Jahren Maßstäbe – auch bei der aktiven und passiven 
Sicherheit. Speziell als Geräteträger entwickelt, ist er 
die ideale Lösung für den kommunalen Einsatz. Mehr 
Informationen erhalten Sie bei Ihrem Unimog Partner  
oder unter www.mercedes-benz.at/unimog

Georg Pappas Automobil AG Autorisierter Mercedes-Benz Vertriebs- und Servicepartner für Nfz und Unimog, 
5301 Eugendorf, Gewerbestraße 34; 2355 Wiener Neudorf, Industriezentrum NÖ-Süd, Straße 4, Postfach 126; 
Hotline: 0800/727 727

Pappas
 Pappas Gruppe. Das Beste erfahren.

www.pappas.at
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Pflegefonds fängt immense Kostensteigerungen ab – Bedeutung wie FAG

Vor mehr als zehn Jahren schon
haben Gemeindevertreter vor
dem Finanzierungs kollaps in der
Pflege gewarnt. „Man muss sich
die Bedeutung dieser Einigung
schon einmal vor Augen halten“,
sagt Gemeindebund-Chef Hel-
mut Mödlhammer, der die Ver-
handlungen mit Bund und Län-
dern geführt hat. „Für mich per-
sönlich hat das sowohl von der

Bedeutung, als auch vom gesam-
ten Finanzvolumen her einen
Stellenwert, der jenem eines Fi-
nanzausgleichs entspricht.
Schließlich geht es hier um 685
Millionen Euro an frischem Geld,
das rein für die Pflegefinanzie-
rung in den nächsten Jahren zur
Verfügung steht. Damit wurde
den Gemeinden eine schwere
Last von den Schultern genom-
men.“ 
Viele Gemeinden hatten in die-
sem Bereich mit Kostensteige-

rungen von zehn bis 20 Prozent
pro Jahr zu kämpfen. „Diese Kos -
tensteigerungen werden mit die-
ser Einigung nun abgefangen“,
so Mödlhammer. „In der Sub-
stanz haben die Kommunen
natürlich immer noch den
Löwenanteil zu tragen, es wird
in den Budgets also keine Verrin-
gerung bei diesen Kostenstellen
geben. Aber allein die Abfede-
rung der Steigerung ist schon ein
riesiger Erfolg.“ Zuvor seien die
Gemeinden teils schon weit
über die Grenzen ihrer Hand-
lungsspielräume belastet gewe-
sen, weiß Gemeindebund-Vize 
Alfred Riedl. 
„Der neue Pflegefonds wird in
Summe mit 685 Millionen Euro
bis einschließlich 2014 dotiert
sein. Die Kosten dafür werden
nach dem Schlüssel des Finanz-

ausgleichs verteilt. Der Bund
zahlt demnach zwei Drittel, Län-
der und Gemeinden zusammen
ein Drittel“, berichtet Riedl. „Für
das Jahr 2011 stehen zusätzliche
100 Millionen Euro zur Verfü-
gung, 2012 150 Millionen, 2013
200 Millionen und 2014 schließ-
lich 235 Millionen.“ 
Im Gegenzug haben sich die Ge-
meinden im Stabilitätspakt dazu
verpflichtet, in den nächsten
Jahren bundesländerweise aus-
geglichen zu bilanzieren. „Diese

Dr. Robert Hink ist 

Generalsekretär des

Österreichischen

Gemeindebundes

Robert Hink

Zusage konnte ich reinen Her-
zens machen, weil die Gemein-
den – mit Ausnahme von 2009 –
die Maastricht-Kriterien als ein-
zige Gebietskörperschaft immer
auf Punkt und Beistrich erfüllt
haben. Das wird äußerst schwie-
rig und bedeutet für die Gemein-
de eine gewaltige Kraftanstren-
gung, diese Ziele auch künftig zu
erreichen“, so Mödlhammer.
Mit der Sicherung der Pflege -
finanzierung und dem neuen
Stabilitätspakt sollte sich daher
auch die Zahl der Abgangsge-
meinden wieder deutlich redu-
zieren. Zuletzt hatten rund zwei
Drittel der Gemeinden mehr lau-
fende Ausgaben als Einnahmen
gehabt. Ein großer Teil der Diffe-
renz wurde jedoch über Bedarfs-
zuweisungsmittel ausgeglichen,
die zwar von den Ländern ver-
waltet werden, aber immer noch
Gemeindegeld sind, die den
Kommunen auch zustehen. „Es
wird in der Öffentlichkeit gele-
gentlich so dargestellt, als wären
zwei Drittel der Gemeinden
überschuldet oder kurz vor der
Pleite“, ärgert sich Mödlhammer.
„Wenn wir zwei Drittel Abgangs-
gemeinden haben, dann heißt
das nicht, dass die Gemeinden
nicht dennoch in Summe ausge-
glichen bilanzieren.“ 
Ein weitere Verhandlungserfolg
des Gemeindebundes ging im
Zuge dieser Einigung nahezu un-
bemerkt über die Bühne, ist für
die Gemeinden aber von ent-
scheidender Bedeutung: „Die
Länder haben sich dazu ver-
pflichtet, mit uns einen Belas -
tungsstopp zu unseren Gunsten
zu vereinbaren. Das heißt, dass
die künftige Verteilung der 
finanziellen Aufteilung nicht zu
Lasten der Gemeinden verändert
werden darf“, so Mödlhammer.
Die Details der Einigung und
was sie konkret für die Gemein-
den bedeutet, lesen Sie auf den
folgenden Seiten.

„Eine schwere Last von den 
Schultern genommen“
Mit der Einigung über die

Pflegefinanzierung für die

nächsten Jahre ist dem Ge-

meindebund ein gewichti-

ger Durchbruch gelungen.

Die Bedeutung dieses Pak-

tes kann gar nicht hoch

genug geschätzt werden.

Wenn wir zwei Drittel Abgangsgemein-
den haben, dann heißt das doch nicht,
dass die Gemeinden nicht dennoch in
Summe ausgeglichen bilanzieren.

Helmut Mödlhammer
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Zur Erfüllung der Stabilitätsvor-
schriften wurden schon bald
nach dem österreichischen Bei-
tritt zur Europäischen Union
(EU) jeweils parallel zum Finanz-
ausgleich Stabilitätspakte abge-
schlossen. Die Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/09 machter
den ÖStP 2008 aber unanwend-
bar: Im März 2009 vereinbarten
Bund, Länder und Gemeinden
daher, den ÖStP 2008 einstwei-
len auszusetzen und nach der
Krise einen neuen Stabilität-
spakt zu vereinbaren.
Das krisenbedingte höhere Defi-
zit Österreichs führte wie bei
anderen Ländern der Union zur
Einleitung eines Verfahrens we-
gen eines übermäßigen Defizits.
Der ECOFIN (EU-Finanzminis -
terrat) empfahl Österreich, die
geplanten Konjunkturstützungs-
maßnahmen im Jahr 2010
durchzuführen, ab 2011 mit der
Konsolidierung zu beginnen, um
so im Jahr 2013 wieder ein ge-
samtstaatliches Ergebnis unter
3% zu erreichen. Bei besserer
Konjunktur solle die Konsolidie-
rung schneller erfolgen.
Vor diesem Hintergrund entwarf
die Bundesregierung bei der
Budgetklausur im Herbst 2010
einen ambitionierten Konsoli-
dierungspfad. Die folgenden Ge-
spräche mit Ländern und Ge-
meinden waren schwierig, aber
von gemeinsamer Einsicht in die

Notwendigkeiten getragen. Ne-
ben dem Stabilitätspakt waren
für Länder und Gemeinden die
Pflegefinanzierung und für die
Gemeinden ein Belastungsstopp
durch die Länder wesentlich.
Der Bund wollte mehr Transpa-

renz und Biss beim Stabilitäts -
pakt und Verwaltungsreformen
bei der Pflege. All diese Themen
wurden anlässlich der Landes -
finanzreferentenkonferenz ge-
meinsam gelöst.

Der Österreichische 
Stabilitätspakt 2011–2014

Länder und Gemeinden werden
wie in der Vergangenheit ge-
meinsam mit dem Bund  Verant-
wortung für gesunde Staatsfi-
nanzen tragen. Die vereinbarten
Reformen machen den ÖStP
aber wirksamer und griffiger,
denn die Stabilitätsbeiträge aller
Gebietskörperschaftsebenen
wurden neu definiert und das
Sanktionssystem praxisorientier-
ter gestaltet. Im Detail bedeutet
dies: Die Stabilitätsbeiträge der
Gemeinden bestehen wie bisher
in ausgeglichenen Haushaltser-
gebnissen je Bundesland. Die
bisher mögliche durchschnittli-
che Erbringung über den ganzen
Zeitraum des Paktes wurde we-
gen der dringenden Konsolidie-
rungsnotwendigkeiten einver-
nehmlich abgeschafft.

3 Neuer Sanktionsmechanismus
In Zukunft prüft der Rechnungs-
hof nach einer Information von
Statistik Austria von Amtswe-
gen, wenn zu hohe Defizite vor-
liegen. Sein Gutachten ist Basis
für ein Sanktionsverfahren im
Schlichtungsgremium. Im Ge-
gensatz zu früher kann keine
Seite das Schlichtungsgremium
durch Nichterscheinen torpedie-
ren: Nach zweimaligem Fehlen
von Teilnehmern wird das Gre-
mium automatisch entschei-
dungsfähig. Im Fall eines
„Schuldspruchs“ ist ein Betrag in
Höhe von 15 Prozent der Über-
schreitung zu hinterlegen und
verfällt bei Wiederholungs -
tätern.

Anton Matzinger

Der neue Stabilitätspakt und die Pflegelösung

Ziele erreicht: Belastungsstopp,
mehr Biss, mehr Transparenz
Bei der Landesfinanzreferentenkonferenz am 16. März 2011 kam  

 es zur Einigung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden über einen

neuen österreichischen Stabilitätspakt (ÖStP) für die Jahre bis 2014

(KOMMUNAL berichtete). Außerdem über die Sicherung der Pflege -

finanzierung, eine Verwaltungsreform des Pflegegeldes und ein 

Belastungsmoratorium für die Gemeinden durch die Länder.

16. März: Sozialminister Rudolf Hundstorfer, Finanz -
minister Josef Pröll und Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer in Linz nach der Pressekonferenz,
in der die Einigung bei der Pflegelösung und der fixierte
Stabilitätspakt bekannt gegeben wurden.
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3 Verbesserte Haushaltskoordi-
nierung

Mitte April wird der Stabilitäts-
programm-Entwurf zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden
diskutiert und ein unterjähriger
Soll-Ist-Vergleich der Budgetent-
wicklung wird verbesserte ge-
samtstaatliche Steuerung er-
möglichen. Die mittelfristige
Haushaltsplanung wird neu aus-
gerichtet, mittels Formular stan-
dardisiert, auf drei Zukunftsjah-

re verlängert und ab 2014 auf
vier Jahre ausgedehnt. Zukünf-
tig müssen außerbudgetäre Ein-
heiten der Statistik Austria ge-
meldet werden, damit beurteilt
werden kann, ob sie defizit -
relevant sind oder nicht.

3 Verbindliche Haftungsober-
grenzen

Gänzlich neu sind Haftungs-
obergrenzen für die Gebietskör-
perschaften, wobei der Bund für
sich, die Länder für sich und für
ihre Gemeinden rechtlich ver-
bindliche Haftungsobergrenzen
festlegen. Nach einer Risikobe-
urteilung ist bei überwiegender
Wahrscheinlichkeit, dass eine
Haftung schlagend wird, eine

Risikovorsorge zu bilden.
Gleichartige Haftungen können
hinsichtlich der Risikovorsorge-
bildung zu Gruppen vergleich-
baren Risikos zusammengefasst
werden.

3 Rendezvous-Klausel
Auch in der EU gibt es Bestre-
bungen, die Haushaltsüberwa-
chung zu verbessern. Kommt es
zu einer Änderung der Vorgaben
der EU, werden die Vertrags-

partner unver-
züglich Ge-
spräche über ei-
ne Anpassung
des Stabilität-
spaktes führen.

3 Transparenz
Der Rechnungs-
querschnitt bei

Ländern und Gemeinden soll In-
formationen zum Maastricht-
Defizit bieten. Durch die „Flucht
aus dem Budget“ in zahlreiche
Ausgliederungen gibt der Rech-
nungsquerschnitt jedoch zur
Zeit kein vollständiges Bild der
finanziellen Lage mehr. Mit ei-
ner Überleitungstabelle, die das
Voranschlags-/Rechnungsab-
schlussergebnis gemeinsam mit
den Ergebnissen der Ausgliede-
rungen darstellt, schaffen die
Gebietskörperschaften einen
verbesserten Überblick.
Zur Stärkung der Transparenz
über die Haushaltsergebnisse
der Gebietskörperschaften wer-
den weiters wesentliche Infor-
mationen im Zusammenhang

mit dem Stabilitätspakt auf der
Homepage des BMF veröffent-
licht (www.bmf.gv.at).

3 Finanzausgleichsgesetz (FAG)
Das FAG – und etliche Nebenre-
gelungen – werden bis 2014 ver-
längert. Die bisherige Kürzung
von Ertragsanteilen bei Nicht-
Teilnahme an der gesamtstaat -
lichen Koordinierungs- und Kon-
solidierungsaufgabe wird auf
die Mehrerträge aus dem Bud-
getbegleitgesetz 2010 (Loipers-
dorfpaket) abgemildert.

Sicherung der 
Pflegefinanzierung 
inkl. Verwaltungsreform
3 Der Pflegefonds
Der zweite wichtige Punkt der
Einigung Mitte März war die
Vereinbarung, Länder, Städte
und Gemeinden bei der Bewälti-
gung der zu erwartenden Pfle-
gedienstleistungen zusätzlich zu
unterstützen. Basis für die Zu-
satzfinanzierung wird ein Pfle-
gefondsgesetz sein, mit dem ein
Pflegefonds geschaffen wird. 
Finanziert wird der Pflegefonds
durch einen Vorwegabzug im
FAG von den Steuereingängen,
der die Finanzierungslast damit
nach dem für die Aufteilung der
gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben verwendeten Schlüssel
aufteilt, das sind rund 2/3 Bund
und 1/3 Länder und Gemein-
den. Insgesamt werden zusätz-
lich für die Jahre 2011 bis 2014

Mit dem neuen österreichischen Stabilitäts -
pakt haben wir in Zusammenarbeit mit 
Ländern und Gemeinden einen Meilenstein 
in der Pflegesicherung gesetzt. 

Josef Pröll, Finanzminister
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men. Hierbei erfolgt eine Kos -
tenerstattung durch die Länder
und Gemeinden in Höhe des
Jahresaufwandes 2010 (rund
361 Millionen Euro). Diese Re-
gelung gilt jedenfalls bis zum In-
krafttreten des neuen FAG (be-
tragsmäßig eingefroren auf
2010*). Über die Weiterführung
wird im Rah-
men der Ar-
beitsgruppe zur
Strukturreform
beraten. Die
Übertragung
wird mit 
1. Jänner 2012
durchgeführt. Damit wird ein
wichtiger Schritt zur Vereinfa-
chung der Verwaltung Wirklich-
keit: Die Aufgaben von derzeit
rund 280 verschiedenen für die
Administration des Pflegegeldes
zuständigen Stellen werden
beim Bund zusammengeführt.

3 Belastungsmoratorium für 
Gemeinden

Die Länder nahmen im Zusam-
menhang mit dem neuen Stabi-
litätspakt und dem Pflege-Ge-
samtpaket auch die Forderung
des Gemeinde- und des Städte-
bundes nach einem Belastungs-
stopp mit Landesfinanzreferen-
tenkonferenz-Beschluss zur
Kenntnis:
So sollen während der Laufzeit

des neuen Stabilitätspaktes (bis
einschl. 2014) im Bereich Sozia-
les und Gesundheit keine
Schlüsseländerungen bei der
Mitfinanzierung zulasten der
Gemeinden durchgeführt wer-
den. Neue Leistungen in diesen
Bereichen erfolgen seitens der
Länder nur im Einvernehmen

mit dem Gemeinde- und Städte-
bund. Weiters bemühen sich die
Länder und Gemeinden im ge-
genseitigen Interesse, in dieser
Periode die Kostensteigerungen
im Bereich Soziales und Ge-
sundheit möglichst gering zu
halten.

Ausblick

Im Frühjahr 2011 werden die
letzten redaktionellen
Feinschliffe am ÖStP 2011 vor-
genommen. Eine Unterzeich-
nung soll anlässlich der Landes-
hauptleutekonferenz am 
19. Mai 2011 erfolgen. Plan-
gemäß wird nach Abschluss der
Nationalrats- und Landtagsver-
fahren der ÖStP 2011 noch die-
ses Jahr rückwirkend per 
1. Jänner 2011 in Kraft treten.

685 Millionen Euro aufgebracht,
für das Jahr 2011 100 Millionen
Euro, für das Jahr 2012 150 Mil-
lionen Euro, für 2013 200 Mil-
lionen und für 2014 235 Millio-
nen Euro.

3 Keine Sieger, viele Gewinner
Die Mittel werden auf Basis von
gemeinsam fixierten, transpa-
renten Kriterien als Zweckzu-
schüsse ausbezahlt und dürfen
ausschließlich für die Pflege ver-
wendet werden. Die Aufteilung
auf die Bundesländer wird nach
dem im jeweiligen Jahr gelten-
den Bevölkerungsschlüssel be-
rechnet. Im Innenverhältnis zwi-
schen Land und Gemeinden
wird dann nach tatsächlichen
und nachgewiesenen Netto-Auf-
wendungen für Pflegedienstleis -
tungen verteilt. Zusätzlich wird
das Pflegefondsgesetz die Schaf-
fung einer adäquaten österreich-
weiten Pflegedienstleistungssta-
tistik vorsehen. Eine Arbeits-
gruppe zur Strukturreform im
Pflegebereich hat bis Ende 2012
Ergebnisse vorzulegen, die eine
Überführung dieser Lösung in
den nächsten Finanzausgleich
ermöglichen.

3 Verwaltungsreform Landes-
pflegegeld

Die Pflegelösung wird durch 
eine Verwaltungsreform beim
Pflegegeld ergänzt. Gesetzge-
bungs- und Vollziehungskompe-
tenz des Landespflegegeldes
werden vom Bund übernom-

* Im Bund hat sich Sozialminister Hundstorfer

zur Tragung der entstehenden Dynamik aus

seinem Ressortbudget bereiterklärt.

Die neue Regelung wird mehr Transparenz, 
verbesserte Haushaltskoordinierung sowie 
verbindliche Haftungsobergrenzen bringen. 

derselbe

Mit der Linzer Einigung wurde ein wahrhaft stabiles Fundament für den Österreichischen Stabilitätspakt gefunden. Vor allem der Passus
zum Belastungsmoratorium für die Gemeinden (siehe Faksimile links) trägt zur Beruhigung der Gemeinden bei. 
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Einzelne Maßnahmen dieser
Steuerreform werden sich auch
unmittelbar auf die Einzelge-
meinden auswirken, und zwar
sowohl im hoheitlichen als un-
ternehmerischen Wirkungsbe-
reich. In diesem Beitrag werden
die wichtigsten Änderungen, die
die Steuerreform mit sich bringt,
unter besonderer Berücksichti-
gung ihrer kommunalrelevanten
Auswirkungen überblicksartig
behandelt. 
Der Nationalrat hat am 22. De-
zember 2010 mit der Steuerre-
form als Teil des Budgetbegleit-
gesetzes (BGBL I, Nr. 111/
2010) folgende wesentliche Än-
derungen bzw. Neuerungen im
Steuerrecht beschlossen: 

3 Änderungen im Einkommen-
steuergesetz

Pendlerpauschale und Pendler-
zuschlag wurden ab 1. Jänner
2011 jeweils um rund zehn Pro-
zent erhöht und gelten nunmehr
unbefristet.
Der Arbeitgeber erhält die Mög-
lichkeit, seine Arbeitnehmer
zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte mit öffentlichen Verkehr-
mitteln befördern zu lassen, 
ohne dass dem Arbeitnehmer
dafür ein Sachbezug zugerech-
net wird bzw. ein  Anspruch auf
die Pendlerpauschale entsteht
(„Jobticket“).
Die Forschungsprämie zum
Zweck der Auftrags- und eigen-
betrieblichen Forschung wurde

ab 2011 von acht auf zehn Pro-
zent angehoben. Im Gegenzug
wurden die Forschungsfreibeträ-
ge abgeschafft.

3 Vermögenszuwachsbesteue-
rung beim Kapitalvermögen
(Wertpapier-Kest)

Die Besteuerung von Kapitalver-
mögen wurde neu geordnet, sys -
tematisiert und auf Veräuße-
rungsgewinne sowie Derivate
ausgedehnt. Durch die Abschaf-
fung der einjährigen Spekulati-
onsfrist auf Wertpapiere soll ab
1. Oktober 2011 für sämtliche
Kapitalerträge
der feste Steu-
ersatz von 25
Prozent gelten
und im Inland
durch Steuerab-
zug – analog
zur Kapitaler-
tragsteuer auf
Zinsen – von den Banken einge-
hoben werden. Ein Verlustaus-
gleich aus diesen Transaktionen
ist nur in Bezug auf Einkünfte
aus Kapitalvermögen und nur
im Rahmen von Veranlagungen
möglich; ein Verlustvortrag ist
nicht vorgesehen.

3 Körperschaftsteuergesetz –
Privatstiftungen

Bei Privatstiftungen war die Ver-
äußerung von Grundstücken
nach Ablauf der Spekulations-
frist bisher steuerfrei. Für ab
2011 erworbene Grundstücke
ist die Veräußerung jedoch steu-
erpflichtig, wenn zumindest ei-

ner der Stifter bzw. Zustifter ei-
ne Körperschaft ist oder als sol-
che bilanziert. Zudem wird die
Zwischensteuer ab 2011 von
12,5 auf 25 Prozent angehoben.

3 Umsatzsteuergesetz
Voranmeldungszeitraum: Die
Grenze für den vierteljährlichen
Umsatzsteuervoranmeldungs-
zeitraum wurde von 30.000 auf
100.000 Euro angehoben. Un-
ternehmer (also auch die Ge-
meinden im Rahmen ihrer Be-
triebe gewerblicher Art) sind da-
her erst ab Vorjahresumsätzen
von mehr als 100.000 Euro zur
Einreichung einer monatlichen
Voranmeldung verpflichtet. Die-
se Regelung gilt erstmals für
Voranmeldungszeiträume, die
nach dem 31. Dezember 2010
beginnen. Als Umsatzgrenze gilt
bei Gemeinden die Summe aller
steuerpflichtigen Umsätze ihrer
Betriebe gewerblicher Art (Un-
ternehmenseinheit).

Kleinunternehmer: Für Kleinun-
ternehmer (§ 6 Abs 1 Ziffer 27
UStG) wurde die Grenze zur Ab-
gabe der Umsatzsteuerjahreser-
klärung von 7500 auf 30.000
Euro angehoben. Die Grenze gilt
erstmals für Veranlagungen für
das Jahr 2011. 
Ab 1. Jänner 2011 werden Rei-
nigungsleistungen in das
„Reverse Charge-System“ für
Bauleistungen aufgenommen.
Dadurch geht die Steuerschuld
vom leistenden Unternehmen
auf den Auftraggeber über. Die-
se Regelung ist nur dann anzu-
wenden, wenn der Auftraggeber
selbst Generalunternehmer bzw.

Prof. Dietmar Pilz

ist Finanzexperte

des Österreichi-

schen Gemeinde-

bundes

Budgetbegleitgesetz 2011 – 2014: Kommunalrelevante Änderungen

„Eine positive Bewertung ist
durchaus angebracht“
Das mit der Steuerreform als Teil des Budgetbegleitgesetzes 2011 bis

2014 beschlossene und ab 1. Jänner 2011 in Kraft getretene Steuerpaket

wird durch die zu erwartenden Mehreinnahmen die öffentlichen Haus-

halte entsprechend dem im Finanzausgleich verankerten Fixschlüssel

stärken. KOMMUNAL zeigt auf, was auf die Gemeinden zukommt.

Dietmar Pilz

Unternehmer (also auch die Gemeinden im Rahmen 
ihrer Betriebe gewerblicher Art) sind ab Vorjahres -
umsätzen von mehr als 100.000 Euro zur Einreichung
einer monatlichen Voranmeldung verpflichtet.
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derjenige Unternehmer ist, der
üblicherweise Bauleistungen er-
bringt. Da die Gemeinden in der
Regel nicht in diese Unterneh-
menskategorien fallen, sind sie
von dieser Maßnahme nicht be-
troffen.

3 Einführung der Stabilitäts -
abgabe

Durch die im Zuge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise be-
schlossenen Stabilisierungsmaß-
nahmen (etwa das sogenannte
„Bankenpaket“) wurden die öf-
fentlichen Haushalte erheblich
belastet.
Für Banken wurde daher ab
2011 eine Abgabe eingeführt,
die einerseits von der durch-
schnittlichen Bilanzsumme und
andererseits von den Derivaten
lt. Handelsbuch berechnet wird.
Bemessungsgrundlage ist die je-
weilige unkonsolidierte Bilanz-
summe. Die Höhe der Abgabe
richtet sich nach der Höhe der
Bemessungsgrundlage. Der
Steuersatz bewegt sich zwischen
0,055 und 0,085 Prozent. Bis zu
einer Bemessungsgrundlage von
einer Milliarde Euro und für das
sogenannte „kleine“ Handels-
buch fällt keine Stabilitätsabga-
be an. Kleinere Banken sind also
von der Stabilitätsabgabe ausge-
nommen.

3 Einführung einer Flugabgabe
Die umweltschädlichen Auswir-
kungen des Flugverkehrs und
die wettbewerbsverzerrende 
Befreiung von Energiesteuern
haben den Gesetzgeber veran-
lasst, eine Flugabgabe einzu-
führen: Für Abflüge von einem
österreichischen Flughafen ab 
1. April 2011 fällt eine Flugab-
gabe in Höhe von acht Euro für
Kurzstrecken, 20 für Mittel-
strecken und 35 Euro für
Langstrecken an. Schuldner der
Flugabgabe ist der Halter des
Flugplatzes; die Abgabe wird
ihm jedoch von den Flugver-
kehrsunternehmen ersetzt.
Ziel der Abgabe ist es, Anreize
für ein umweltgerechteres Ver-
halten der Luftfahrtbranche zu
schaffen.

3 Einschränkung der Energie -
abgabevergütung auf 
Produktionsbetriebe

Aus Gründen des internationa-
len Standortwettbewerbes wird

die Energieabgabevergütung ab
2011 nur mehr Produktionsbe-
trieben gewährt. Dienstleis -
tungsbetriebe haben demnach
ab diesem Zeitpunkt keinen Ver-
gütungsanspruch mehr.
Die Gemeinden selbst hatten bis
Ende des Jahres 2010 Anspruch
auf die Energieabgabevergütung
für ihre Betriebe gewerblicher
Art, sofern die jährlich entrichte-
te Energieabgabe für den jeweili-
gen Unternehmensbereich die
im Energieabgabevergütungsge-
setz geregelten Selbstbehalte
überstiegen hat. (Der Hoheitsbe-
reich einer Gemeinde [Straßen-
beleuchtung o. Ä.] war ohnehin
nicht anspruchsberechtigt.)
Für Betriebe gewerblicher Art
von Gemeinden, die als Dienst-
leistungsbetriebe zu qualifizie-
ren sind (wie z. B. Freibäder,
Krankenanstalten etc.), entfällt
daher ab 1. Jänner 2011 der An-
spruch auf Energieabgabevergü-
tung.
Betriebe gewerblicher Art, die zu
den Produktionsbetrieben
zählen (wie z. B. Kläranlagen),
sind weiterhin von der Energie-
abgabevergütung umfasst. Ob
und inwieweit auch Wasserver-
sorgungsanlagen (Aufbereitung
von Trinkwasser) zu den Pro-
duktionsbetrieben zählen – und
nicht als Dienstleistungsbetriebe
einzustufen sind –, wird von der
Finanzverwaltung gegenwärtig
geprüft.

3 Senkung der Kraftfahrzeug-
steuer

Die Kraftfahrzeugsteuer für Lkw
über 3,5 Tonnen wurde zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit
der österreichischen Transport-
wirtschaft ab 1. Jänner 2011 ge-
senkt (Kfz bis 3,5 Tonnen unter-
liegen wie bisher der Normver-
brauchsabgabe).
Ab 1. Jänner 2011 beträgt die
Kraftfahrzeugsteuer monatlich:
Für Fahrzeuge mit einem höchs -
ten zulässigen Gesamtgewicht
bis zu 12 Tonnen: 1,55 Euro (bis
2010: 2,54 Euro), jedoch min-
destens 15 Euro (bis 2010:
21,80 Euro).
Für Fahrzeuge mit einem höchs -
ten zulässigen Gesamtgewicht
von 12 bis 18 Tonnen: 1,70 Euro
(bis 2010: 2,72 Euro).
Für Fahrzeuge mit einem höchs -
ten zulässigen Gesamtgewicht
von mehr als 18 Tonnen: 1,90
Euro (bis 2010: 3,08 Euro), je-
doch höchsten 80 Euro (bis
2010: 123,40 Euro), bei Anhän-
gern höchstens 66 Euro (bis
2010: 89,72 Euro).
Diese Steuersätze gelten auch
für alle in die jeweilige Katego-
rie fallenden Kommunalfahrzeu-
ge. Ausnahmen oder Befreiun-
gen für Kommunalfahrzeuge 
(z. B. für Kraftfahrzeuge, die in
der Straßenreinigung eingesetzt
werden) sieht das Kraftfahr-
zeugsteuergesetz nicht vor.

3 Entfall der Kreditvertrags -
gebühr

Als Ausgleich zur neu eingeführ-
ten Stabilitätsabgabe entfällt ab
1. Jänner 2011 die Gebühr, die
bei Abschluss von Darlehen oder
Kreditgeschäften (0,8 Prozent
der Kreditsumme) zu entrichten
war. Die Gemeinden waren von
dieser Gebühr nur bei Darlehens-
oder Kreditgeschäften ihrer aus-
gegliederten Rechtsträger betrof-
fen. Diese Rechtsgeschäfte sind
ab 1. Jänner 2011 ebenfalls von
der Gebühr befreit.
Von der Gebührenbefreiung ge-
nerell nicht erfasst sind Abschlüs-
se von Leasingverträgen, da sie
den Bestandsverträgen zuzuord-
nen sind. 
Zuständig für die weiterhin be-
stehenden Gebühren ist nur
mehr ein Finanzamt, und zwar
das Finanzamt für Gebühren,
Verkehrssteuern und Glücksspiel
in Wien. 

Die Steuerreform: Bezieht man die Auswirkungen der 
getroffenen Maßnahmen der Steuerreform in Hinblick
auf deren kommunalrelevanten Änderungen mit ein, ist
eine positive Bewertung durchaus angebracht.



Um der Frage nach einer mögli-
chen Insolvenz von Gebietskör-
perschaften auf den Grund zu
gehen, fand am 21. März 2011
unter dem Titel Rechtspanora-
ma an der Wirtschaftsuniversität
Wien auf Einladung einer öster-
reichischen Qualitäts-Tageszei-
tung eine Podiumsdiskussion
statt. Im Rahmen der hoch-
karätigen Diskussionsrunde mit
Vertretern von Wissenschaft und
Wirtschaftsberatung konnte Ge-
meindebundpräsident Helmut
Mödlhammer auch die Sicht der
politischen Praxis beleuchten.
Univ.-Prof. Dr. August Reinisch
(Universität Wien) resümierte
aus völker-
rechtlicher
Sicht, dass der-
zeit nicht an die
Möglichkeit ei-
nes Staatsbank-
rotts geglaubt
wird. Zwar hat
beispielsweise
das Deutsche Bundesverfas-
sungsgericht im Zuge der Argen-
tinien-Schuldenkrise erkannt,
dass Staatsnotstand selbst kein
Rechtfertigungsgrund für das
Nicht-Bedienen von Schulden ist
und auch die Rufe nach einem
„unsolvency tribunal“ lauter
werden, aber es gibt weder auf
innerstaatlicher noch völker-

rechtlicher Ebene ein Insolvenz-
verfahren für Staaten und schon
gar nicht für fremde Staaten.
Was es jedoch gibt sind Ver-
handlungsgremien informeller
Natur wie beispielsweise den Pa-
riser oder Londoner Club, wo
Staaten bzw. Banken über Lauf-
zeitverlängerungen von staatli-
chen Schuldnern verhandeln.

Kein Insolvenzverfahren
im Europarecht

Auch auf Ebene der Europäi-
schen Union gibt es bisher kein
Insolvenzverfahren, so Univ.-
Prof. Dr. Stefan Griller (Univer-

sität Salz-
burg). Das
Europarecht
verweist
primär auf
völkerrecht -
liche Bestim-
mungen und
bietet selbst

lediglich Regelungen zur
Prävention wie beispielsweise
den Stabilitäts- und Wachstums -
pakt mit voraussichtlich auch
weiterhin zahnlosen Sanktio-
nen. Selbst wenn es Insolvenz -
regelungen gäbe, müssten diese
auch etwa im Wege einer EU-
Wirtschaftsregierung durch -
setzbar gemacht werden. Ob

Keine Insolvenz von Gebietskörperschaften

Aber gespart
muss trotzdem
von allen werden
Die Wirtschaftskrise und ihre Ausläufer, die in Form von

Rating-Herabstufungen und höheren Risikoaufschlägen

oder Neuinterpretationen von Maastricht-Defiziten und

Schuldenständen auftreten, haben die seit Jahrzehnten

schwelende Diskussion über die Möglichkeit einer Insol-

venz von Gebietskörperschaften wieder angefacht.

Völkerrechtlich wird derzeit
nicht an die Möglichkeit eines
Staatsbankrotts geglaubt.

Univ.-Prof. Dr. August Reinisch 
(Universität Wien)
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3 Anhebung der Mineralölsteuer
Die Mineralölsteuer wird um
0,05 Euro pro Liter Diesel und
um 0,04 Euro pro Liter Benzin
zzgl. Umsatzsteuer angehoben.
Für Gasöl zu Heizzwecken ist
keine Erhöhung vorgesehen. Als
Ausgleich zur Erhöhung der Mi-
neralölsteuer wird die Kraftfahr-
zeugsteuer gesenkt, um die be-
troffenen Unternehmen zu ent-
lasten. 

3 Bewertungsgesetz: Verschie-
bung der Hauptfeststellung
der Einheitswerte in der Land-
und Forstwirtschaft

Im Hinblick auf die geplante Re-
form der Regelungs- und Förde-
rungsmaßnahmen der gemein-
schaftlichen Agrarpolitik und
der sich daraus ergebenden ver-
änderten Ertragssituation der
Landwirtschaft wird die Haupt-
feststellung der Einheitswerte
für land- und forstwirtschaftli-
che Betriebe auf den 1. Jänner
2015 verschoben.

3 Bundesabgabenordnung – 
Zustellungen

Mit dem neu eingeführten 
§ 98 a BAO ist für Landes- und
Gemeindeabgaben abweichend
von § 98 Abs 1 BAO auch der 
3. Abschnitt des Zustellgesetzes
(elektronische Zustellung) anzu-
wenden.

3Maßnahmen im Rahmen der
Steuerreform ohne unmittel-
bare Auswirkungen auf die 
Gemeinden 

Die Steuerreform betrifft darü-
ber hinaus das Versicherungs-
steuergesetz, das Normver-
brauchsabgabegesetz, das Abga-
benverwaltungsorganisationsge-
setz, das Tabaksteuergesetz und
das Glückspielgesetz. Diese Ge-
setzesnovellen sind für die Ge-
meinden allerdings nicht von
unmittelbarem Belang.

Fazit

Über die finanziellen Folgen der
Steuerreform auf die öffentli-
chen Haushalte der Gemeinden
haben wir in KOMMUNAL
2/2011 ausführlich berichtet.
Bezieht man die Auswirkungen
der getroffenen Maßnahmen in
Hinblick auf deren kommunal -
relevanten Änderungen mit ein,
ist eine positive Bewertung
durchaus angebracht.



sich aber etwa die EU-Finanz-
minister auf „collective action
clauses“ in den Anleiheverträ-
gen einigen können, deren Fol-
gen etwa höhere Risikoaufschlä-
ge für Gläubiger von Staatsan-
leihen wären, darf jedoch be-
zweifelt werden.
Univ.-Prof. Dr. Gerhard Kodek
(Wirtschaftsuniversität Wien
und Richter am OGH) hält fest,
dass die Gemeinden nicht vom
Insolvenzrecht umfasst sind. Da-
durch wird aber unterstellt, dass
die Gebietskörperschaften wie
Private behandelt werden. Eine
mögliche Exekution aber unter-
liegt strengen Beschränkungen,
wonach etwa jene Vermögens-
massen, an denen öffentliches
Interesse gegeben ist, nicht ver-
wertet werden können. Insge-
samt ist also in der derzeitigen
Rechtslage eine Insolvenz keine
ernsthafte Option für eine Ge-
bietskörperschaft. Somit gibt es
also in Österreich lediglich aus
den 1930er-Jahren einzelne Er-

fahrungen mit Konkursen von
Gebietskörperschaften, in
Deutschland etwa ist ein derarti-
ger Konkurs dezidiert ausge-
schlossen. Die einzige wesent -
liche Rechtsordnung mit aus-
drücklichen Regelungen für die
Insolvenz einer Gebietskörper-
schaft findet sich in den USA.
Dort gab es aufgrund des „Bank-
ruptcy Act“ in der Vergangenheit
rund 500 bis 600 Fälle von In-
solvenzverfahren von Kommu-
nen oder Bundesstaaten.

Die Kreditwürdigkeit von
Gemeinden

Dr. Peter Pilz (Wirtschaftsbera-
ter mit Fokus Gemeinden) er-
kennt in den günstigen Kondi-

tionen für Ge-
meindedarle-
hen eine un-
verändert ho-
he Kreditwür-
digkeit der
Gemeinden
und den Glau-
ben der Ban-

ken an die Unfehlbarkeit des
Sys tems. Da und dort könnte
aber eher auf die vorhandene
Gemeindehaftung, als auf die
Nachhaltigkeit des jeweiligen
Geschäftsmodells bei der Kredit-
vergabe geachtet worden sein.
Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer führte aus,
dass es in der Vergangenheit 
lediglich in den 1930ern einen
einzigen Gemeindekonkurs ge-
geben hat. Zwar ist die heutige
Schuldensituation ernst, aber
aufgrund der vorhandenen Wer-
te und Rücklagen der Gemein-
den in Höhe von rund 3,5 Milli-
arden Euro nicht besorgniserre-
gend. Auch stimmt der Sparwil-
le der Gemeinden, der sich auch
in der künftigen Zielsetzung des
Stabilitätspakts von ausgegliche-
nen kommunalen Haushalten
widerspiegelt, zuversichtlich.
Das heutige System von präven-
tiven Bewilligungsverfahren ver-
hindert in den meisten Fällen,
dass es bei vorhersehbarer Wirt-
schaftsentwicklung zu einem
Haushaltsausgleich durch Be-
darfszuweisungsmittel oder gar
zur Übernahme der Gemeinde-
Geschäfte durch einen Regie-
rungskommissär kommen muss.
Gespart werden muss aber trotz-
dem – und zwar von allen Ge-
bietskörperschaften.

Gemeinden sind nicht vom Insolvenzrecht 
umfasst. Dadurch wird aber unterstellt, dass
die Gebietskörperschaften wie Private 
behandelt werden. 

Univ.-Prof. Dr. Gerhard Kodek 
(Wirtschaftsuniversität Wien und Richter am OGH)

Die heutige Schuldensituation ist ernst, aber
aufgrund der vorhandenen Werte und 
Rücklagen der Gemeinden in Höhe von rund
3,5 Milliarden Euro nicht besorgniserregend.
Auch stimmt der Sparwille der Gemeinden.

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer
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Falls Ihre Gemeinde nicht
gemäß § 6 Abs. 2 UStG zur
Steuerpflicht optiert hat, also

beim Erwerb oder der Herstel-
lung des vermieteten oder ver-
pachteten Gegenstandes (z. B.
Schule, Kindergarten, Veranstal-
tungszentrum etc.) keine Vor-
steuern abgezogen hat und so-
mit auch von den laufenden Be-
triebskosten keine Vorsteuern
abzieht und auch keine Umsatz-
steuer bei den laufenden Miet-
bzw. Pachteinnahmen abführt,
ist dieser Beitrag für Sie nicht
weiter von Belang.
Falls doch, wird empfohlen, sich
die Entgelte für die Miet- und
Pachtverhältnisse, die in den
Jahren 2002 bis 2007 abge-
schlossen wurden, genauer an-
zusehen. Angesprochen sind die
Jahre 2002 bis 2007 deshalb,
weil im Fall von Bestandsverhält-
nissen, die vor 2002 eingegan-
gen wurden, bereits formlos zur
Steuerfreiheit (§ 6 Abs. 1 
Z 16 UStG 1994) übergegangen
werden kann und im Fall von
Miet- und Pachtverhältnissen ab
2008 ohnedies bereits die steu-
erlichen Mindesterfordernisse
(Rz 265 der Umsatzsteuer-Richt-
linien) für die Anerkennung die-
ser Bestandsverhältnisse gelten.
Durch die veränderten UStR
müssen nunmehr in den Entgel-
ten für Vermietung und Verpach-
tung pro Jahr auch anteilige 1,5
Prozent der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten des betref-
fenden (Miet-)Gegenstandes
(Gebäude inkl. Grund und Bo-
den anzusehen) enthalten sein.
Der Erhalt von Subventionen
(etwa Bedarfszuweisungen)
kürzt die Anschaffungs- und
Herstellungskosten nicht. Wei-

Konrad Gschwandtner
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Das Programm

Donnerstag, 9. Juni 2011

Freitag, 10. Juni 2011

Am Donnerstag, 9. Juni 2011,
findet um 11.30 Uhr die feier -
liche Eröffnung des 58. Öster-
reichischen Gemeindetages 
auf dem Stadtplatz Kitzbühel
mit Eröffnungsfest statt. Die
Eröffnung erfolgt durch Ge-
meindebund-Chef Helmut 
Mödlhammer, Ernst Schöpf, 
Präsident des Tiroler
Gemeindeverbandes,
und durch Kitzbühels
Bürgermeis ter Klaus
Winkler.
Um 14.00 Uhr findet
die Fachtagung zum
Thema „„Die Alters -
pyra mide kippt – und
unsere Gemeinden
mit?“ mit dem Impuls-
referat von Bundesmi-
nister Rudolf Hundstor-
fer und der Podiums-
diskussion statt.

Für die Begleitpersonen gibt es
ein Rahmenprogramm. So wird
es eine Fahrt auf den Hahnen-
kamm mit Besichtigung der
Streif geben. Maximal 50 Per -
sonen können dabei mit Ernst
Hinterseer die Streif talwärts
wander. Alternativ kann man
aufs Kitzbühler Horn wandern

oder an einer Stadt-
führung durch Kitz-
bühel und Besichti-
gung von Handwerks-
betrieben  teilnehmen.

Um 19.00 Uhr findet
im Mercedes-Benz-
Sportpark ein Tiroler
Unterhaltungsabend
statt.

Anmeldungen via
www.gemeindetag.at

Die Festveranstaltung des 58.
Österreichischen Gemeindetag
beginnt am Freitag, 10. Juni
2011, um 9.00 Uhr mit einem
Platzkonzert der Musikkapelle

Kitzbühel und
 einem landes -
üblichen Em -
pfang des
Herrn
Bundes -
präsidenten
mit Schützen. 
Zwischen 9.30
und 12.00 Uhr
findet die
Haupttagung
statt. 
Begrüßen
wird Helmut

Mödlhammer, Grußadressen
kommen von Kitzbühels Bgm.
Klaus Winkler, Tirols Landes-
hauptmann  Günther Platter

und Bundes präsident Dr. Heinz
Fischer. Das Hauptreferant des
58. Österreichischen Gemeinde-
tages wird Bundeskanzler Wer-
ner Faymann halten.

Mehr Infos auf 
www. gemeindetag.at oder
www. gemeindebund.at  oder
www.gemeindeverband.tirol.
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3 Bei der Vermietung von Ge-
meindewohnungen, bei denen
die Mietzinse ihrer Höhe nach
gesetzlich beschränkt sind (z. B.
gem. Wohnbauförderungsgeset-
zen), ist die Rz 265 der
UStR in der aktuellen
Fassung nicht anzu-
wenden. Vorausset-
zung ist, dass die ge-
setzlich mögliche Ma-
ximalhöhe für die Mie-
ten auch tatsächlich
verrechnet wird und trotzdem
der durch die Rz 265 der USt-
Richtlinien notwendige Mietzins
nicht erreicht wird.
3 Die Überlassung (Verpach-
tung) eines Betriebes gewerbli-
cher Art (BgA) richtet sich nach
den Voraussetzungen der Rz 263
UStR und nicht nach Rz 265 und
gilt kraft gesetzlicher Fiktion des
§ 2 Abs 2 Ziffer 2 KStG 1988
selbst als BgA, wenn die wesent-

lichen sachlichen Grundlagen ei-
nes lebenden Betriebes zur Nut-
zung überlassen werden. Wird
etwa ein voll ausgestatteter Kin-
dergarten einem Betreiber über-
lassen, dann kann von einem fik-
tiven BgA gesprochen werden,
wenn die Einnahmen aus der
Überlassung jährlich den Betrag
von EUR 2900,– netto überstei-
gen (derzeitige Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes).
Ebenso nicht von Rz 265 UStR
umfasst sind BgA gemäß 
§ 2 Abs 1 KStG 1988 wie z. B.
das Betreiben einer Veranstal-
tungshalle durch eine Gemeinde,
wenn entsprechende Einrichtun-

gen (z. B. Küchenbereich, Be-
stuhlung, Foyer, Garderobe etc.)
vorhanden sind und die Verwal-
tung (Management) dieses Ver-
anstaltungsobjektes der Gemein-
de obliegt. Auch hier müssen die
jährlichen Entgelte den genann-
ten Betrag überschreiten. Jeden-
falls wird empfohlen, die Erfül-
lung dieser Voraussetzungen zu-
vor auch kritisch zu hinterfra-
gen.

Anpassung aus steuerlichen
Gründen nötig

ters müssen Drittkos ten aus der
Vermietung und Verpachtung
(Anmietungskosten, Leasingkos -
ten etc.) dem Mieter, beispiels-
weise dem Sportverein, un-
gekürzt weiterverrechnet wer-
den. Im März 2011 hat das BMF
auf Initiative des Österreichi-
schen Gemeindebundes nachfol-
gende Klarstellungen betreffend
Vermietung und Verpachtung
(auch von Betrieben gewerb -
licher Art) getroffen:
3 Die Frist für die zu fassenden
Gemeinderatsbeschlüsse (z. B.
„Aufgrund der geänderten Um-
satzsteuerrichtlinien wird das
Entgelt für Mietverhältnis A
rück wirkend zum 1. 1. 2011 auf
XY Euro angehoben“) zur Anpas-
sung der Miet- und Pachtverhält-
nisse wird bis 30. Juni 2011 ver-
längert. Die Veränderung der Be-
standsverträge erfolgt rückwir-
kend zum 1. Jänner 2011.

Wie bereits in der KOMMUNAL-Ausgaben 10/ und 12/2010 berichtet,

ist es aus steuerlichen Gründen notwendig, noch im ersten Halbjahr

2011 durch Gemeinderatsbeschluss rückwirkend zum 1. Jänner 2011 die 

Entgelte gewisser Miet- und Pachtverträge abzuändern, da es sonst –

wie vom Finanzminsterium (BMF) bereits bestätigt – zu einer Rückzah-

lung von Vorsteuern (Vorsteuerkorrektur) kommt.

Vermietung und Verpachtung – jetzt ist ein Gemeinderatsbeschluss wichtig

Konrad Gschwandt-

ner, Bakk. BA, ist

Jurist beim Öster-

reichischen Ge-

meindebund in der

Abteilung Recht

und Internationales

Die Frist für die zu fassenden Gemeinderatsbe-
schlüsse wird bis 30. Juni 2011 verlängert. Die
Veränderungen der Bestandsverträge muss
rückwirkend zum 1. Jänner 2011 erfolgen.
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Durch die Diskussion um die Ab-
schaffung der Wehrpflicht und
des damit auch in Frage gestell-
ten Zivildienstes stellt sich die
Frage, inwieweit alternative Lö-
sungen gefunden werden kön-
nen, die den Status quo im So -
zialdienstbereich und im Kata-
strophenschutz weiterhin sicher-
stellen. Zur Diskussion steht die
Einführung eines verpflichten-
den „Sozialen Jahres“, das den
Zivildienst ersetzen könnte.
Vor dem Hintergrund dieser Dis-
kussion wurde em. Univ.-Prof.
Dr. Theo Öhlinger um ein Gut-
achten ersucht, das insbesonde-
re untersuchen soll, ob ein ver-
pflichtendes „Soziales Jahr“ mit

den Vorgaben der Europäischen
Menschenrechtskonvention
(EMRK) vereinbar ist. 
KOMMUNAL bringt im folgen-
den Auszüge aus dem Gutachten
Dr. Öhlingers. 
Die maßgebliche Bestimmung
der EMRK bildet, so Öhlinger,
Artikel 4.  Dieser lautet: 
Niemand darf in Sklaverei oder
Leibeigenschaft gehalten werden.
Niemand darf gezwungen wer-
den, Zwangs- oder Pflichtarbeit
zu verrichten. 
Als „Zwangs- oder Pflichtarbeit“
im Sinne dieses Artikels gilt nicht: 
a) jede Arbeit, die normalerweise
von einer Person verlangt wird,
die unter den von Artikel 5 der

Durch die aktuelle Diskussion über eine Abschaffung der Wehrpflicht

wird  auch der Zivildienst in Frage gestellt. Das hat unmittelbare 

Folgen für die Gemeinden, die Träger vieler Sozialeinrichtungen sowie

der Freiwilligen Feuerwehr sind. Univ.-Prof. Dr. Theo Öhlinger von der

Universität Wien hat dazu ein Rechtsgutachten erstellt, ob ein 

verpflichtendes „Soziales Jahr“ im Lichte der Europäischen 

Menschenrechtskonvention zulässig ist. KOMMUNAL stellt vor.
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Ist ein „verpflichtendes Sozialjahr“ zulässig?

Ja, wenn’s „normale 
Bürgerpflicht“ ist
Ja, wenn’s „normale 
Bürgerpflicht“ ist

vorliegenden Konvention vorgese-
henen Bedingungen in Haft ge-
halten oder bedingt freigelassen
worden ist; 
b) jede Dienstleistung militäri-
schen Charakters, oder im Falle
der Verweigerung aus Gewissens-
gründen in Ländern, wo diese als
berechtigt anerkannt ist, eine
sonstige anstelle der militärischen
Dienstpflicht tretende Dienstleis -
tung; 
c) jede Dienstleistung im Falle
von Notständen und Katastro-
phen, die das Leben oder das
Wohl der Gemeinschaft bedrohen;
d) jede Arbeit oder Dienstleis -
tung, die zu den normalen Bür-
gerpflichten gehört. 
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Von Sklaverei oder Leibeigen-
schaft kann im hier gegebenen
Zusammenhang nicht die Rede
sein. Der erste Absatz des Art. 4
EMRK kann daher ... außer Be-
tracht bleiben. Es geht vielmehr
um die Frage, welche Grenzen
das im zweiten Absatz enthalte-
ne Verbot der Zwangs- oder
Pflichtarbeit der gesetzlichen
Einführung eines „Sozialen Jah-
res“ setzt. 

Die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte 
Es geht primär um eine Ausle-
gung des Begriffs „Zwangs- oder

Pflichtarbeit“. Jenes Gericht, das
die EMRK in einer für die Mit-
gliedstaaten verbindlichen Weise
auszulegen hat, ist der Europäi-
schen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR). ... 
Die Rechtsprechung des EGMR
zu Art. 4 EMRK ist allerdings
nicht sehr umfangreich. Die Leit -
entscheidungen liegen überdies
bereits längere Zeit zurück und
betreffen auch keinen Fall, der
einem verpflichtenden Sozial-
jahr, wie es derzeit in Österreich
zur Diskussion steht, in jeder
Hinsicht entspricht oder auch
nur sehr ähnlich ist. Insofern
kann dieser Judikatur keine ein-
deutige Antwort zu der eingangs

skizzierten Problematik entnom-
men werden. Gleiches gilt im
Übrigen auch für die Judikatur
des VfGH, der noch keinen mit
dem hier zur Diskussion stehen-
den „ Sozialen Jahr“ vergleichba-
ren Fall je behandelt hat.

Der Begriff der „Zwangs-
und Pflichtarbeit“

Art. 4 EMRK enthält keine expli-
zite Definition des Begriffes
„Zwangs- oder Pflichtarbeit“.
Festzuhalten ist, dass nach allge-
meiner Auffassung zwischen
Zwangsarbeit und Pflichtarbeit
keine qualitative Differenz 
besteht. Insofern werden in 
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Lehre und Judikatur Zwangsar-
beit und Pflichtarbeit auch ter-
minologisch gleichgestellt. 
... 
Als Zwangs- oder Pflichtarbeit ...
gilt jede Art von Arbeit oder
Dienstleistung, die von einer Per-
son unter Androhung irgendei-
ner Strafe verlangt wird und für
die er sich nicht freiwillig zur
Verfügung gestellt hat.
...
Als Zwangs- oder Pflichtarbeit
gilt jede Verpflichtung zu einer
höchstpersönlichen Dienstleis -
tung, gleichgültig ob es sich um
körperliche oder geistige Arbeit
handelt, sofern die Verpflichtung
nicht freiwillig übernommen
wird. Darüber hinaus ist aber
auch maßgebend, ob die Arbeit
ungerecht oder unterdrückend
ist oder zwangsläufige Härten
zur Folge hat. 
...
Mit anderen Worten: Nicht jede
staatlich angeordnete Verpflich-
tung zu einer bestimmten Dienst -
leistung fällt automatisch unter

das Verbot des Art. 2 Abs. 2 
EMRK. Es kommt auch auf die
Verhältnismäßigkeit der Bela-
stung an. 
Im Ergebnis legt der EGMR den
Begriff der Zwangs- oder Pflicht-
arbeit eher restriktiv aus (so auch
Marauhn, a. a. O., S. 546). In der
Leitentscheidung van der Musse-
le wurde die Verpflichtung junger
Anwälte zur Übernahme von
Pflichtverteidigungen ohne Be-
zahlung nicht als Zwangs- oder
Pflichtarbeit qualifiziert. Schon
zuvor hatte die Europäische
Kommission für Menschenrechte
(EKMR) im Fall Iversen gg. Nor-
wegen (1963) die Verpflichtung
von Zahnärzten, für zwei Jahre
am Polarkreis einen Beitrag zur
zahnärztlichen Versorgung zu 
leisten, ähnlich bewertet. Es fehl-
te diesen Verpflichtungen das
Element der Ungerechtigkeit
oder Unterdrückung. 
...
Keine Verletzung des Art. 4 
EMRK hat die Europäische Kom-

mission für Menschenrechte
auch in einem Fall der Andro-
hung der Einstellung von
Arbeits losenunterstützung bei
Nichtannahme einer zumutbaren
Arbeit festgestellt (EKMR, X gg.
NL, 7602/76, DR 7, 161 f.).
...
Es erscheint auf dem Boden die-
ser Rechtsprechung nicht ausge-
schlossen, einen verpflichtenden
Sozialdienst so zu gestalten, dass
er nicht von vornherein als ver-
botene Zwangs- oder Pflichtar-
beit im Sinne des Art. 4 Abs. 2
EMRK zu qualifizieren ist (an-
ders allerdings Markus Vasek,
Verpflichtender Sozialdienst und
MRK,  ÖJZ 2011, S. 158 ff.). Vor-
aussetzung wäre allerdings, dass
er so gestaltet wird, dass er we-
der als ungerecht noch als be-
drückend zu bewerten ist noch
eine vermeidbare Härte darstellt
und dass er den „Leitgedanken“
des Allgemeininteresses und der
sozialen Solidarität entspricht
(so auch Wolfram Karl, Zur Ver-
fassungsmäßigkeit eines ver-

pflichtenden Sozial-
dienstes in Öster-
reich, Festschrift für
Heinz Schäffer,
2006, S. 343 ff., ins-
bes. S. 356 f.). Dabei
kommt es selbstver-
ständlich nicht auf
die subjektive Be-

wertung des Betroffenen an, son-
dern auf einen objektiven Maß-
stab, der den allgemeinen Wert-
vorstellungen der Bevölkerung
entspricht. 
...
Die Grenzen dieses Spielraums
exakt zu bestimmen, ist auf der
Grundlage der Rechtsprechung
des EGMR nicht möglich, da
auch nicht ohne weiteres davon
ausgegangen werden kann, dass
der Gerichtshof an den Mitte der
1980er-Jahre näher dargelegten
Kriterien uneingeschränkt fest-
halten wird.

Die Ausnahmetatbestände
des Art. 4 Abs. 3 EMRK

Eine explizite Eingrenzung des
Verbots der Zwangs- und Pflicht-
arbeit enthält der dritte Absatz
im Art. 4 EMRK. Er normiert vier
Tatbestände, bei deren Vorliegen
keine Zwangs- oder Pflichtarbeit
gegeben ist. 
... 

Im hier gegebenen Zusammen-
hang sind nur die lit. b., c. und d.
von Bedeutung.

Pflicht zur Ableistung eines 
Ersatzdienstes (Art. 4 Abs. 3 lit. b)
Nach Art. 4 Abs. 3 lit. b EMRK ist
eine im Fall einer Wehrdienstver-
weigerung aus Gewissensgrün-
den „anstelle der militärischen
Dienstpflicht tretende Dienstleis -
tung“ keine verbotene Zwangs-
und Pflichtarbeit.
Die Staaten sind also berechtigt,
im Fall einer von ihnen aner-
kannten Wehrdienstverweige-
rung – wozu sie nach dieser Be-
stimmung aber nicht verpflichtet
sind – eine Pflicht zu einem Er-
satzdienst vorzusehen. Diese Be-
rechtigung ist aber nach dem
Wortlaut des Art. 4 Abs. 3 lit. b
EMRK von der Existenz einer
Wehrpflicht abhängig.  Wo eine
solche nicht besteht, kann somit
auch ein verpflichtender Sozial-
dienst nicht auf Art. 4 Abs. 3 
lit. b gestützt werden. In diesem
Sinn schreibt etwa Christoph
Grabenwarter, a. a. O., S. 161:
„Ein verpflichtender ‚Sozial -
dienst’ anstelle eines Ersatzdiens-
tes im Fall der Abschaffung der
Wehrpflicht wäre nicht von Abs.
3 lit. b gedeckt“ (ebenso Margit
Ammer, Verbot der Sklaverei und
Zwangsarbeit, in: Heißl [Hrsg.],
Handbuch Menschenrechte,
2008, S. 127 f.; zustimmend Va-
sek, ÖJZ 2011, S. 161).
Diese Aussage ist zweifellos rich-
tig; sie darf nur nicht dahinge-
hend verstanden werden, dass
ein verpflichtender Sozialdienst
im Fall der Abschaffung der
Wehrpflicht überhaupt unzuläs-
sig wäre. Vielmehr ist zu prüfen,
inwieweit ein solcher Sozial-
dienst auf der Grundlage eines
anderen der Tatbestände des
Abs. 3 EMRK eingeführt oder
aber in der Weise gestaltet wer-
den könnte, dass er gar nicht un-
ter das Verbot des Abs. 2 zu sub-
sumieren wäre.

Dienstleistung im Falle von Not-
ständen und Katastrophen
Nach Art. 4 Abs. 3 lit. c  EMRK
sind Dienstleistung im Falle von
Notständen und Katastrophen,
die das Leben oder das Wohl der
Gemeinschaft bedrohen, keine
verbotene Zwangs- und Pflicht-
arbeit. Insofern dürfen die Kon-
ventionsstaaten den Bürgern

Nach Art. 4 Abs. 3 lit. c  EMRK sind Dienstleistungen
im Falle von Notständen und Katastrophen, die das
Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen,
keine verbotene Zwangs- und Pflichtarbeit.
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Auslegungsvarianten dieses Tat-
bestandes denkbar. Gelegentlich
wird der Begriff der „normalen“
Bürgerpflichten mit „üblichen“
Pflichten gleichgesetzt (so auch
die im deutschen BGBl publizier-
te Übersetzung der
englischen und
französischen au -
thentischen Fassung
der EMRK). Das
mag durch Art. 12
Abs. 2 Bonner
Grundgesetz inspi-
riert sein, der den
Zwang zu bestimmter Arbeit ver-
bietet, „außer im Rahmen einer
herkömmlichen allgemeinen, für
alle gleichen öffentlichen Dienst-
leistungspflicht“. Unter „her-
kömmlichen“ oder „üblichen“
Pflichten könnten solche ver-
standen werden, die bereits im
Zeitpunkt der Entstehung der
Konvention (1950) bestanden.
Der Text der EMRK spricht aber
von „normalen“ Bürgerpflichten
(im englischen und französi-
schen Originaltext: „normal civic
obligation“, „obligations civiques
normales“). Es würde dem Cha-
rakter der Konvention als eines
„lebendigen Vertragswerks“ („li-
ving instrument“), das „im Lich-
te der heute in demokratischen
Staaten vorherrschenden Auffas-
sungen“ zu interpretieren ist (so
ausdrücklich mit Bezug auf Art.
4 EMRK der EGMR in van der
Mussele, Rz. 32), widerspre-
chen, solche Pflichten mit histo-
risch überkommenen Verpflich-
tungen zu identifizieren. 
Eine entgegengesetzte Ausle-
gung versteht unter „normal“ ei-
ne Pflicht, die jedermann trifft.
Daraus könnte eine Ermächti-
gung des nationalen Gesetzge-
bers abgeleitet werden, Ver-
pflichtungen seiner Bürger in
uneingeschränktem Ausmaß zu
schaffen, wenn sie nur für alle
Bürger in gleicher Weise gelten
und in diesem Sinn „normal“
sind. Dagegen spricht, dass nach
einer ständigen Judikatur des
EGMR den Begriffen der EMRK
im Verhältnis zu den nationalen
Rechtsordnungen ein autonomer
Gehalt zukommt, der letztlich
aus einer den Rechtsordnungen
aller Mitgliedstaaten zugrunde
liegenden Wertordnung zu er-
mitteln ist. 
Beide Auslegungsvarianten er-
weisen sich damit als unhaltbar.

Vielmehr ist davon auszugehen,
dass zwar Verpflichtungen zu so-
zialen Dienstleistungen, die alle
Bürger in prinzipiell gleichem
Ausmaß treffen, nicht beliebig
„erfunden“ werden dürfen, dass

aber ein gewisser Spielraum der
Gesetzgebung besteht, auch
neuartige Pflichten zu statu-
ieren, soweit sie sich unter neu-
en sozialen Bedingungen als ge-
rechtfertigt erweisen und vom
traditionellen Begriffsbild der
Bürgerpflichten nicht in grundle-
gender Weise abweichen (vgl.
auch Tretter, a. a. O., Rz. 53).
Dieses Begriffsbild ist, wie schon
gesagt, sehr stark an herkömm -
lichen Dienstleistungen auf der

Notstandspflichten auferlegen.
Solche Dienstpflichten können
auch bei lokalen Notständen
ver hängt werden (Grabenwar-
ter, a. a. O., S. 161 f.).
Eine gesetzliche Regelung, die
die Gemeinden ermächtigt,
Dienste der Bürger im Fall eines
Notstands, der das Leben oder
das Wohl der in der Gemeinde
verkörperten örtlichen Gemein-
schaft bedroht, in Anspruch zu
nehmen, wäre somit mit Art. 4
EMRK durchaus vereinbar. Es
muss sich allerdings, wie in der
Literatur betont wird, um eine
temporäre (vorübergehende)
Notsituation handeln (anders al-
lerdings noch eine Minderheits-
meinung der EMRK im Iversen-
Fall, siehe Frowein, Artikel 4, in:
Frowein/Peukert, EMRK-Kom-
mentar3, 2009, Rz. 8). Eine
Dienstleistungsverpflichtung zur
Lösung struktureller Probleme,
wie sie etwa der Pflegebedarf
darstellt, könnte demnach auf
Art. 4 Abs. 3 lit. c EMRK nicht
gestützt werden. Eine Grundlage
für einen allgemeinen Sozial-
dienst bildet also dieser Tatbe-
stand nicht.

Übliche Bürgerpflichten
Keine verbotene Zwangs- und
Pflichtarbeit sind gemäß Art. 4
Abs. 3 lit. d EMRK auch jene
Dienstleistungen, die zu den
„normalen Bürgerpflichten“  ge-
hören. 
Was derartige Bürgerpflichten
sind, wurde in der Rechtspre-
chung bislang noch nicht in ab-
strakter Weise definiert. Auch im
wissenschaftlichen Schrifttum
wird dieser Begriff meist nur an-
hand von Beispielen illustriert.
Regelmäßig werden in diesem
Zusammenhang überkommene
Hand- und Spanndienste in den
Gemeinden, Pflichten zur Deich-
hilfe oder zum Feuerwehrdienst
genannt (siehe etwa Marauhn, 
a. a. O., S. 556). Dass eine obli-
gatorische Dienstleistung bei der
Feuerwehr eine „normale Bür-
gerpflicht“ im Sinne dieses Tat -
bestandes ist, wurde vom EGMR
im Fall Karlheinz Schmidt (ÖJZ
1995, S. 149) außer Streit ge-
stellt und auch die Verpflichtung,
an Stelle der Dienstleistung eine
„Ausgleichsabgabe“ zu leisten,
als konventionskonform qualifi-
ziert.
Es sind zwei entgegenstehende
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3 Theo Öhlinger war unter ande-
rem Mitglied des Österreich-Kon-
vents vom 30. Juni 2003 bis 
31. Jänner 2005
3 Er war dienstzugeteilt dem Bun-
deskanzleramt-Verfassungsdienst
von 1967 bis 1972
3 Seit 1974 ist er ao. Universitäts -
professor an der Universität Inns-
bruck und an der Universität Wien
3 Er ist seit 1995 Vorstand des 
Instituts für Staats- und Verwal-
tungsrecht an der Universität 
Wien
www.parlament.gv.at
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Keine verbotene Zwangs- und Pflichtarbeit
sind gemäß Art. 4 Abs. 3 lit. d  EMRK auch
jene Dienstleistungen, die zu den 
„normalen Bürgerpflichten“  gehören. 
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kommunalen Ebene orientiert.
Damit dürfte gerade auf der Ebe-
ne der Gemeinden durchaus die
Möglichkeit bestehen, Leistun-
gen, die derzeit auf dieser Ebene
von Zivildienern erbracht wer-
den, als „normale Bürgerpflich-
ten“ im Sinne des Art. 4 Abs. 3
lit. d EMRK zu gestalten. Dass
ein obligatorischer Feuerwehr-
dienst eine „normale Bürger-
pflicht“ darstellt, hat der EGMR,
wie schon gesagt, bereits aus-
drücklich klargestellt. Doch dürf-
te das auch für andere Aufgaben
der Gemeinden, die derzeit von
Zivildienern besorgt werden,
gelten, sofern sie eine ähnliche
soziale Dimension aufweisen, al-
so insbesondere vom Gedanken
der Solidarität innerhalb der „in
der Gemeinde verkörperten ört-
lichen Gemeinschaft“ (Art. 118
Abs. 2 B-VG) getragen sind. Im
Schrifttum zu Art. 4 EMRK wird
außerdem ihre Zumutbarkeit als

ein entscheidendes Kriterium be-
tont (siehe Borowsky, a. a. O., 
S. 191).
Selbstverständlich bedürften alle
derartigen Pflichten nach Art. 18
B-VG einer gesetzlichen Grund-
lage (wobei nach der hier ange-
deuteten Konzeption primär die
Zuständigkeit der Länder als Ge-
meinderechtsgesetzgeber in Be-
tracht zu ziehen ist). 

Geschlechtsneutrale 
Verpflichtungen

Solche Verpflichtungen müssen
allerdings für Männer und Frau-
en in gleicher Weise gelten. Im
Fall Karlheinz Schmidt hat der
EGMR eine Verletzung des Art. 4
Abs. 3 lit. d in Verbindung mit
dem Diskriminierungsverbot des
Art. 14 EMRK festgestellt, weil
die (an sich konventionskonfor-
me) obligatorische Dienstleis -
tung bei der Feuerwehr und die
anstelle der Dienstleistung zu
zahlende „Ausgleichsabgabe“
nach dem Recht von Baden-
Württemberg ausschließlich
Männern auferlegt war. Er hat

zwar offen gelassen, „ob es heut-
zutage irgendeine Rechtfertigung
für eine unterschiedliche Be-
handlung zwischen Männern
und Frauen, was den obligatori-
schen Dienst in der Feuerwehr
anlangt, geben kann“, und die
Verletzung des Art. 14 EMRK nur
im Hinblick darauf festgestellt,
dass seit langem kein Mann mehr
gezwungen wurde, diesen Dienst
zu leisten, sondern die „Aus-
gleichsabgabe“ zur Normalität
auch für Männer geworden war.
Aus heutiger Sicht wird aber eine
geschlechtsneutrale Gestaltung
von Bürgerpflichten in jedem Fall
geboten sein.

Zusammenfassung

1. Das Verbot von Zwangs- oder
Pflichtarbeit nach Art. 4 Abs. 2
EMRK schließt nicht jede Ver-
pflichtung zu sozialer Arbeit aus.
Die – allerdings nicht mehr sehr

aktuelle – Ju-
dikatur des
EGMR er-
laubt solche
Verpflichtun-
gen, sofern
sie weder
„ungerecht“
oder „be-

drückend“ sind noch „eine ver-
meidbare Härte“ darstellen und
überdies den „Leitgedanken des
Allgemeininteresses, der sozialen
Solidarität und des normalerwei-
se Üblichen“ entsprechen. Wie
weit der Spielraum des nationa-
len Gesetzgebers reicht, nach
diesen Kriterien einen allgemei-
nen Sozialdienst zu gestalten,
lässt sich allerdings im Hinblick
auf das Alter dieser Rechtspre-
chung nicht genau bestimmen. 
2. Ein größerer Spielraum der
Mitgliedstaaten ist dahingehend
anzunehmen, verpflichtende so-
ziale Dienstleistungen auf Ge-
meindeebene als „normale Bür-
gerpflichten“ im Sinn des Art. 4
Abs. 3 lit. d EMRK gesetzlich zu
normieren.
3. Derartige Verpflichtungen
müssen geschlechtsneutral sein.

Aus Platzgründen musste das
Gutachten redaktionell
gekürzt werden. Die Vollversi-
on ist auf www.kommunal.at
bei der Online-Version dieser
Ausgabe nachzulesen.

Die ... Judikatur des EGMR erlaubt solche Verpflichtungen,
sofern sie weder „ungerecht“ oder „bedrückend“ sind noch
„eine vermeidbare Härte“ darstellen und überdies den
„Leitgedanken des Allgemeininteresses“ ... entsprechen.

Weit mehr als ein Drittel
der Einwohner ist bei uns
ehrenamtlich engagiert.

Im Gespräch mit Bürgermeistern
und Entscheidungsträgern zeigt
sich, dass Freiwilligenarbeit für
die sozialen Strukturen in Öster-
reich unerlässlich ist, vom Feu-
erwehrfest bis hin zur Verschüt-
teten-Suche. Doch das Thema ist
auch politisch interessant. 
Nahezu selbstverständlich er-
scheint uns in Österreich die
Tatsache, dass einem in der Not
geholfen wird. Kommt es zu ei-
nem Autounfall, dauert es meist
nur wenige Minuten, bis ein Ret-
tungsauto vor Ort ist. Diese
scheinbare „Selbstverständlich-
keit“ beruht auf einer viel wert-
volleren Basis, dem tief mensch-
lichen Bedürfnis, für andere da
zu sein. Das Engagement und
die unzähligen ehrenamtlich ge-
leisteten Stunden tausender
Menschen führen für alle Be-
wohner dieses Landes zu einer
Sicherheit und Stabilität, die mit
Geld nicht aufgewertet werden
könnte. Im Jahr 2011 soll die
Aufmerksamkeit ein wenig mehr
auf die Freiwilligenarbeit ge-
richtet werden.  

Julya Pollak
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Das Rote Kreuz zählt weltweit zu
den größten Organisationen, die
auf ehrenamtliche Mitarbeiter
gestützt sind. In Österreich sind
51.430 freiwillige und 5620 be-
rufliche Helfer im humanitären
Einsatz. Hinter den Menschen,
die uns im Notfall mit der Ret-
tung holen, stehen Personen, die
auch einen „normalen“ Beruf ha-
ben und ihre Freizeit dazu nut-
zen, anderen zu helfen. 
Doch gibt es genügend Nach-
wuchs? 

„Nach wie vor gibt es bei uns
viele Menschen, die sich für eine
ehrenamtliche Aufgabe begeis -
tern lassen“, erzählt Dr. Martin
Huber, Landesgeschäftsführer

des Salzburger Gemeindever-
bandes und selbst seit vielen
Jahren Rotkreuz-Mitglied. „Wir
nehmen wahr, dass die Men-
schen weniger Bereitschaft zei-
gen, ein Leben lang bei einer Or-
ganisation zu bleiben, die Ten-
denz geht zur projektbezogenen
Arbeit“, beschreibt hingegen
Rotkreuz-Präsident Fredy Mayer
die Situation. Nicht wegzuden-
ken aus der langen Kette an Un-
terstützung im Notfall sind auch
die Blutspender und Zivildiener.
Diese jungen Männer stellen ei-

nen großen Anteil der Mitar-
beiter und mehr als die Hälf-
te bleibt dem Roten Kreuz
auch nach dem Zivildienst
erhalten. So einen Schritt
hätten viele vielleicht   „von
sich aus“ nicht getan. Dieses
Thema ist auch politisch bri-
sant. Denn ohne Zivildiener

Die Europäische Union hat das Jahr 2011 zum Europäischen Jahr der

Freiwilligentätigkeit zur Förderung der aktiven Bürgerschaft erklärt.

Der internationale Vergleich zeigt: Österreich kann sich über großes ge-

sellschaftliches Engagement im Freiwilligenbereich freuen. 

Das Jahr der Freiwilligen: Ehrenamt ist für soziales Gefüge nicht ersetzbar

Die Ärmel aufkrempeln und 
mithelfen

Die Bereitschaft (zu helfen) ist
nach wie vor vorhanden. Doch es
wird zunehmend schwieriger, qua-
lifizierte Leute zu finden, die Ver-
antwortung übernehmen wollen.

Bürgermeister Anton Mattle, 
Galtür
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würde das Rote Kreuz seine
Dienste in dieser Form nicht an-
bieten können. Die derzeitige
Debatte über ein Berufsheer be-
kommt daher einen zusätzlichen
Aspekt. Wer könnte sie erset-
zen? „Der Zivildienst wie er jetzt
ist, ist optimal für uns, die Ar-
beit die dabei geleistet wird,
könnte durch Freiwillige nicht
ersetzt werden“, sagt Rotkreuz-
Präsident Fredy Mayer. Die Or-
ganisation fordert daher einen
runden Tisch mit allen Parteien
für mehr Bewusstsein und Sen-
sibilität bei diesem Thema. 

Helfen auch von 
politischem Interesse

Auch im Katastrophenschutz
scheint das Bundesheer in seiner
derzeitigen Form mit jungen
Präsenz- und Zivildienern nicht
ersetzbar. Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer hält

dabei fest, dass die Feuerwehren
der Gemeinden den Katastro-
phenschutz nicht allein bewälti-
gen könnten. Käme es zu einem
Berufsheer, würde eine große
Lücke entstehen. Hinter ihm ste-
hen rund 700 befragte Bürger-
meister, von denen rund 90 Pro-
zent das Bundesheer im Kata-
strophenschutz und den Zivil-
dienst für den Sozialbereich als
unverzichtbar sehen. Mit mehr
als 300.000 Mitgliedern gibt es
fast in jeder Ortschaft einen 
Feuerwehrstützpunkt. 
Bundesfeuerwehrpräsident Jo-
sef Buchta beschreibt aus seiner
Erfahrung: „Neun von zehn der
klassischen Katastropheneinsät-
ze werden von der Feuerwehr
übernommen. Wir sind für den
Ernstfall gerüstet.“ Einzig bei
Einsätzen, die über mehrere Ta-
ge dauern, leiste das Bundes-
heer Assistenzeinsatz. „Zur Wie-
derherstellung der Infrastruktur
ist das Heer aber wesentlich, et-
wa beim Brückenbau oder der

Versorgung der Menschen aus
der Luft“, so der Feuerwehrprä-
sident. Diese Sonderaufgaben
sollten aus seiner Sicht in jedem
Falle weiterhin gesichert sein.
Auch Buchta hält fest, dass die

Zivildiener im
Rettungsbe-
reich nicht weg-
zudenken und
alleine aus Kos -
tengründen
wohl nicht zu
ersetzen seien.
„Sie sind bei
den Stadtfeuer-
wehren von
großem Vorteil;

vieles ist dort auf sie als tragen-
de Stütze ausgerichtet“, so der
Präsident. 
Anders als viele Politiker sehen
die Jugendlichen des Landes die
Frage nach einem Berufsheer.

Eine aktuelle Studie (Jugendfor-
schungsagentur „tfactory“)
zeigt, dass rund 60 Prozent der
Jugendlichen für ein Berufsheer
sind, und nur knapp ein Viertel
dagegen. Sowohl bei Mädchen
als auch bei Burschen wäre im
Gegenzug aber die Bereitschaft,
ein freiwilliges Sozialjahr zu ab-
solvieren, vorhanden. Rund 70
Prozent können sich vorstellen,

so ein Jahr im Dienste der Ge-
meinschaft zu absolvieren. Be-
sonders hoch ist der Anteil auch
unter jungen Menschen mit Mi-
grationshintergrund: rund 76
Prozent befürworten ein Sozial-
jahr. Der Beitritt zu einem Be-
rufsheer wurde von 30 Prozent
der Burschen als Option ge-
handhabt. 

Zusammenhalt im 
Ernstfall

Die abgelegene Gemeinde 
Galtür in Tirol zählt bei 800
 Einwohnern rund 80 Feuer-
wehrmänner und 70 Bergretter.
Einmal dabei, die meisten auch
dabei bleiben. Es sei eine Art
moralische Verpflichtung, die
weiter geht als im Einsatzfall,
wie es Bürgermeister Anton
Mattle beschreibt. Vor allem

 soziale Gefüge und kultu-
relle Veranstaltungen
könnten ohne die Mitar-
beit von Freiwilligen in
traditioneller Form nicht
stattfinden. „Die Bereit-
schaft ist nach wie vor
vorhanden. Doch es wird
zunehmend schwieriger,
qualifizierte Leute zu
 finden, die Verantwor-

tung übernehmen wollen“, so
Mattle zur Situation in seiner
Gemeinde. Zudem jedes Dorf
seine eigene Mannschaft hat, sei
auch der Zusammenhalt im
ganzen Tal enorm wichtig und
funktioniere seit Jahrzehnten
eingespielt. Vor mehr als zehn
Jahren, als das große Lawinen -
unglück über Galtür herein-
brach, waren hunderte Freiwilli-

Hadersdorf IM Kamp: „Die Aufräumarbeiten und die Wiederherstellung der Infrastruktur konnte
nur durch die Assistenzleistung des Bundesheeres, der Feuerwehren und mit den zahlreichen frei-
willigen Helfern bewältigt werden.“ Bürgermeisterin Liselotte Golda (kleines Bild). 

Das Europäische Jahr der Frei -
willigentätigkeit ist ein guter
Ansatz, die Wertschätzung ge-
genüber den Menschen, die ihre
Zeit spenden, zu zeigen.

Hilfswerk-Präsident Othmar Karas

Der Zivildienst wie er jetzt 
ist, ist optimal für uns, die 
Arbeit die dabei geleistet
wird, könnte durch Freiwillige
nicht ersetzt werden.

Rotkreuz-Präsident Fredy Mayer
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Menschen aus verschiedenen
Vereinen und Private von Nah
und Fern waren damals eine
enorme Hilfe und Unterstüt-
zung“, beschreibt der damalige
Bürgermeister Dr. Kurt Gaßner.
„Eine Gemeinde könnte ohne
die freiwilligen Leistungen nicht
als Gemein-
schaft exis -
tieren“, be-
stätigt auch er.
Der Bogen der
Freiwilligkeit
spanne sich da-
bei vom Sozial-
bereich (Mithil-
fe in der Alten-
betreuung, Essen auf Rädern,
Kinder-  und Jugendarbeit vor
allem in Vereinen usw.) über die
Vereinsarbeit in den Feuerweh-
ren, Rotem Kreuz, Volkshilfe,
Sport und Kultur bis letztendlich
auch zum freiwilligen Enga -
gement in den politischen und
demokratischen Parteien. Für
die Hervorhebung der Bedeu-
tung dieser geht Gaßner noch
einen Schritt weiter. Er spricht
sich für eine Erweiterung der
Lehrpläne in den Schulen aus:
„freiwilliges Engagement soll als
Unterrichtsprinzip verankert
werden.“ So könne seiner Mei-
nung nach der Gedanke des Hel-
fens ohne zu fragen, was ich da-
von habe, in die Köpfe und Her-
zen junger Menschen gepflanzt
und der Egoismus als Feind der
Ehrenamtlichkeit und Freiwillig-
keit in unserer Gesellschaft
bekämpft werden.

Wertschätzung und 
Unterstützung

„Das Europäische Jahr der Frei-
willigentätigkeit ist ein guter
Ansatz, die Wertschätzung ge-
genüber den Menschen, die ihre
Zeit spenden, zu zeigen. Freiwil-
lige werden vor den Vorhang ge-
stellt und – hoffentlich – sehr

viele neue Interessenten gewon-
nen“, sagt Hilfswerk-Präsident
Othmar Karas zu diesem Thema.
Durch den Schwerpunkt des
Jahres 2011 können viele Orga-
nisationen profitieren. „Wir ver-
merken ein verstärktes Interes-
se, und das ist wichtig für uns“,

hält Volkshilfe-Präsident Univ.-
Prof. Dr. Josef Weidenholzer
fest. „Die Freiwilligen sind für
den Zusammenhalt der Bürger
in den Gemeinden elementar
wichtig. Gerade Vereine, in de-
nen die große Mehrzahl der
Freiwilligen organisiert sind,
sind ganz nebenbei ein wichti-
ger Faktor bei der Eingliederung
neuer Gemeindebürger. Ich fin-
de, der Zusammenhalt und die
Hilfe bilden den Grundstein, der
von den Freiwilligen tagtäglich
gelebt wird“, will Gemeinde-
bund-Präsident Helmut Mödl-
hammer an dieser Stelle noch
festhalten. Österreichweit gibt
es im Laufe dieses Jahres eine
Reihe an Veranstaltungen und
Möglichkeiten, Freiwilligenarbeit
näher kennen zu lernen. Dass
Helfen keine Last, sondern eine
Bereicherung ist, beweisen die
vielen Tausenden Freiwilligen,
die landesweit laufend ihren
Dienst antreten. Deren Motivati-
on bildet eine gemeinnützige
Basis, die aus unserem Alltag
nicht mehr wegzudenken ist.
Martin Huber beschreibt die
Motivation seines jahrelangen
Engagements in einem Zitat des
heiligen Augustinus: „In dir
muss brennen, was du in ande-
ren entzünden willst.“ 

ge im Einsatz, auch Touristen
schaufelten damals mit. „Rund
300 Menschen haben damals ge-
sucht, gearbeitet und verpflegt.
Bei einer Lawine kann man
nicht warten. Die ersten Minu-
ten sind da oft entscheidend, ob
jemand überlebt oder nicht“, er-
klärt der Bürgermeister Dinge,
die für ihn bereits zur Selbstver-
ständlichkeit gehören. Berg -
rettung und Feuerwehr seien im
alpinen Gemeindegebiet bestens
vernetzt und binnen kürzester
Zeit einsatzbereit. „Ohne Frei-
willige würde das alles nicht ge-
hen, ein Dorf würde stillstehen“,
hebt Mattle den unverzichtba-
ren Wert des Ehrenamtes hervor.  
In Hadersdorf am Kamp liegen
die letzten Naturkatastrophen
(Hochwasser, Sturm) noch nicht
weit zurück. „Die Aufräumarbei-
ten und die Wiederherstellung
der Infrastruktur konnte nur
durch die Assistenzleistung des
Bundesheeres, der Feuerwehren
und mit den zahlreichen freiwil-
ligen Helfern bewältigt wer-
den“, sagt Bürgermeisterin
 Liselotte Golda. Für sie, als kom-
munale Verantwortungsträgerin,
sei es die wertvollste Unterstüt-
zung, im Katastrophenfall von
freiwilligen und ehrenamtlichen
Helfern begleitet zu werden.
Von einem der schwersten
Hochwasser betroffen war im
Jahr 2002 die oberösterreichi-
sche Gemeinde Schwertberg.
„Das Bundesheer, das Rote
Kreuz, die Volkshilfe, Nachbarn,
Freunde, Feuerwehren aus ganz
Österreich (von Fürstenfeld bis
Kitzbühel und auch Bayern),

Neun von zehn der klassischen 
Katas tropheneinsätze werden von 
der Feuerwehr übernommen. 
Wir sind für den Ernstfall gerüstet.

Bundesfeuerwehrpräsident Josef Buchta

Gerade Vereine, in denen die große
Mehrzahl der Freiwilligen organisiert
sind, sind ganz nebenbei ein wichtiger
Faktor bei der Eingliederung neuer 
Gemeindebürger.

Volkshilfe-Präsident Univ.-Prof. Dr. Josef
Weidenholzer

Eine Gemeinde könnte ohne
die freiwilligen Leistungen
nicht als Gemeinschaft exis -
tieren.

Bürgermeister a.D. Kurt 
Gaßner, Schwertberg
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„Mir fehlen die Tafeln mit der
Aufschrift Spielen erlaubt“

Staatssekretärin Verena Remler und „ihre“ Gemeinde der Zukunft

Untrennbar mit dem Thema Pflege in den Gemeinden ist

auch das Thema „Familie“ verbunden. Wie es mit der

Vereinbarkeit Familie und Beruf aussieht und ob die „fa-

milienfreundliche Gemeinde“ eine Antwort auf die nicht

sehr rosige demografische Entwicklung im ländlichen

Bereich sein kann, darüber hat KOMMUNAL mit Fami-

lienstaatssekretärin Verena Remler gesprochen.

Frau Staatssekretärin, warum soll-
ten Gemeinden am Audit familien-
freundlichegemeinde teilnehmen?
Familienfreundlichkeit ist ein
zentraler Benefit für Gemein-
den. Die Gemeindepolitik kann
damit den Bürgerinnen und Bür-
gern insgesamt mehr Lebens-
qualität bieten und die Zufrie-
denheit in und mit der Gemein-
de erhöhen. Durch die Familien-
freundlichkeit vor Ort wird auch
die Standortattraktivität der Ge-
meinde für die Wirtschaft posi-
tiv unterstützt. 
Was das bedeutet ist klar: Ansie-
delung statt Abwanderung!
Besonders wichtig ist auch, dass
Synergien mit dem Audit „Beruf
und Familie“ in der Gemeinde
aktiv genutzt werden können. 

Sehen Sie auch die Gefahr, dass
Gemeinden zu reinen Schlafstät-
ten werden, in denen es keine In-
frastruktur mehr gibt? 
Ich bin davon überzeugt, dass
eine gute und vor allem integra-
tive Gemeindepolitik vieles zu
einer lebendigen und bunten

Struktur in der Gemeinde bei-
tragen kann. Dies geschieht vor
allem durch Kooperation, Kom-
munikation und Innovation. 
Eine gesunde Finanzbasis ist mit
Sicherheit die Basis für eine er-
folgreiche Weiterentwicklung
der Gemeinden. Dazu braucht
es auch strukturelle Anpassun-
gen, die jedoch zugleich nicht
auf Kosten der Infrastruktur ge-
schehen dürfen. 

Wenn Sie sagen „strukturelle An-
passungen“, woran denken Sie
dann?
Es ist die noch engere Zusam-
menarbeit gefragt, um Angebote
leistbar zu machen und somit in
der Gemeinde zu behalten. Aus
Sicht des Bundes möchte ich
auch auf das EU-Programm
„Ländliche Entwicklung 2007 bis
2013“ verweisen. Dieses Paket
ist insgesamt mit 3,9 Milliarden
Euro ausgestattet. Ein Schwer-
punkt dabei ist die Verbesserung
der Lebensqualität im ländlichen
Raum und Diversifizierung der
ländlichen Wirtschaft. 

Alle Demographen warnen vor ei-

Hans Braun

„Großes Entwicklungspotenzial orte
ich allgemein in der Stärkung einer fa-
milienbewussten Berufswelt. Hier gibt
es noch ein großes Volumen an Verbes-
serungen, das wir Schritt für Schritt ak-
tivieren müssen.“           Verena Remler.
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ner teilweisen „Entvölkerung“ der
ländlichen Räume. Mit dem har-
ten Wort Entvölkerung meine ich,
dass die Jungen mangels Perspek-
tiven vom Land wegziehen.  Ist die
Familienfreundlichkeit einer Ge-
meinde ein Instrument, um diese
Entwicklung einzubremsen?
Siehe auch Antwort eins: Famili-
enfreundlichkeit trägt wesent-
lich zum Lebenswert einer Ge-
meinde bei. Gute Lösungen vor
Ort haben direkten positiven
Einfluss auf die Lebensqualität
und schaffen somit einen positi-
ven Lebensraum für Menschen,
in dem sie sich entfalten und
wohlfühlen können. Besonders
die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf wird für immer mehr
Menschen zu einer der wesent-
lichsten Fragen. Bietet eine Ge-
meinde dafür die richtigen Ant-
worten, liegt sie klar im Vorteil.

Aufgabe der Politik ist es, ein
flächendeckendes und vor allem
bedarfsgerechtes Kinderbetreu-
ungsangebot zu stellen. Aber es
sind meist die Gemeinden, die das
umsetzen müssen. Wie sollen die
das finanzieren?
Beim Thema Kinderbetreuung
ist die Schaffung von bedarfsge-
rechten, qualitätsvollen, fle-
xiblen und leistbaren Kinderbe-
treuungsangeboten ein zentraler
Faktor für das Gelingen der Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf. Die Kinderbetreuung liegt in
Österreich in der Kompetenz der
Länder. Auf Grund der Wichtig-
keit des Themas leistet der Bund
einen finanziellen Beitrag, wel-
cher sich in den Jahren 2008 bis
2013 in der Höhe von rund 370
Millionen Euro bewegt. 

Wie sieht eine optimale familien-
freundliche Gemeinde aus?
Eine familienfreundliche Ge-
meinde ist jene, die in all ihren
Taten, Maßnahmen und Angebo-
ten die Familienfreundlichkeit
bereits von Beginn an berück-
sichtigt und „mitdenkt“. Das be-
ginnt bei der Barrierefreiheit von
Gebäuden und hört zugleich
auch nicht bei einer bedarfsge-
rechten Kinderbetreuung auf. Ei-
ne familienfreundliche Gemein-
de ist eine Gemeinde mit Zu-
kunft, die auch für künftige Ge-
nerationen attraktiv bleibt. Eine
familienfreundliche Handschrift
muss man allerorts lesen können.

Das beginnt bereits dann, wenn
es – bildlich gesprochen – statt
„spielen verboten“ wieder mehr
„spielen erlaubt“-Schilder gibt.
Familienfreundlichkeit in der Ge-
meinde kann aber auch im Aus-
tausch mit anderen Gemeinden
und Partnern entstehen. Ein Bei-
spiel für ein gelungenes Projekt
habe ich erst kürzlich im Tiroler
Oberland (Das Projekt proFIT;
www.regiol.at; Anm. d. Red.) ken-
nengelernt. Hier geht man ge-
meindeübergreifend auf die Si-
tuationen von im Tourismus be-
schäftigten Frauen und die damit
verbundene schwierige Verein-
barkeit von Familie und Beruf so-
wie die Armutsfalle Pension ein. 

Welche Weiterentwicklung sollte
es geben?
Großes Entwicklungspotenzial
orte ich allgemein in der Stär-
kung einer familienbewussten
Berufswelt. Hier gibt es noch ein
großes Volumen an Verbesserun-
gen, das wir Schritt für Schritt
aktivieren müssen. Ich bin da-
von überzeugt, dass dies – ne-
ben dem weiteren Ausbau der
Kinderbetreuung – auch direkt
den Gemeinde zugutekommt. 

Was bedeutet Familienfreundlich-
keit für Sie persönlich und wo
fühlen Sie sich zu Hause? 
Familienfreundlichkeit bedeutet
für mich, Wahlfreiheit vorzufin-
den und so gemeinsam mit mei-

ner Familie möglichst frei zu
entscheiden, nach welchem Mo-
dell wir leben möchten.  

Sie waren Ende Jänner beim Fo-
rum der jungen Freiwilligen im
Wiener Rathaus. Wie würden Sie
ihren Ansatz zur Absicherung des
freiwilligen sozialen Jahres be-
schreiben?
Ich habe größte Wertschätzung
für jenen unschätzbaren Beitrag,
den jugendliche Freiwillige im
ganzen Land tagtäglich für die
Allgemeinheit leisten. Das frei-
willige soziale Jahr ist ein wert-
volles Instrument zur Unterstüt-
zung von jungen Freiwilligen,
die sich sozial engagieren und
sich gleichzeitig für die Zukunft
orientieren wollen. In weiteren
Gesprächen mit Sozialminister
Hundstorfer möchte ich die ge-
setzliche Absicherung möglichst
rasch auf Schiene bringen. Die
mit dem freiwilligen sozialen
Jahr verbundene Gewährung
der Familienbeihilfe ist eine we-
sentliche Basis zur Sicherung
der Freiwilligentätigkeit junger
Menschen. Darüber hinaus gibt
es genügend Möglichkeiten, die
Rahmenbedingungen für Frei-
willige zu verbessern, die zu ei-
ner entsprechenden Stärkung
der Jugendlichen in ihrem Enga-
gement beitragen können.

Sie waren Geschäftsführerin des
Gesundheits- und Sozialdienstes in
Lienz. Wie stellt sich die Pflegepro-
blematik aus Ihrer Sicht dar?
Aus meiner eigenen beruflichen
Tätigkeit im Pflege- und Sozial-
bereich weiß ich, mit welchen
Auswirkungen die Pflegetätig-
keit für Angehörige und Famili-
en verbunden ist. In solchen Si-
tuationen zeigt sich nicht nur
die Stärke familiärer Verbunden-
heit, sondern vor allem auch die
Bedeutung der Fürsorge für Mit-
menschen als gesellschaftlicher
Grundwert. 
Als klares Signal, dass man sich
dem Zukunftsthema Pflege nicht
nur finanziell, sondern auch in-
haltlich intensiv widmet, erach-
te ich auch die angekündigte
Bund-Länder-Gruppe „Pflege
Zukunft Österreich“.

„Die familienfreundliche Gemeinde hat sicher einen bes-
seren Stand in der Zukunft.“ Staatssekretärin Verena
Remler, hier im Gespräch mit dem Autor.

Aus Platzgründen muss das
Interview hier gekürzt wie-
dergegeben werden. Lesen
Sie die Langfassung auf
www.kommunal.at
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entstanden – darunter drei 
Wohnungen für betreutes 
Wohnen.
Durch unsere Ansiedlungsoffen-
sive mit Basisförderung und ei-
nem Willkommenspaket konn-
ten wir letztes Jahr über 30
Neuzuzüge beim Kennenlern
Treffen (Einladung der Gemein-
de) begrüßen. 
Die „neuen Bürger/innen“ wer-
den bewusst willkommen ge-
heißen. Dies erfolgt über ein
„Willkommens-Essen in einer
Buschenschank“. Der Gemeinde-
schitag wurde wieder aufge-
nommen, die Obstbäume bzw.
deren Früchte im Kindergarten
stehen den Kindern für eine ge-
sunde Jause kostenlos zur Verfü-
gung, die Ansiedlungen und 
Familienaktivitäten werden spe-
zifisch gefördert (auch mit Geld-
leistungen), die Geldleistungen
sind über die Gemeinde zu be-

ziehen, welche wiederum in den
Betrieben der Gemeinde zu in-
vestieren (Geschenkmünzen)
sind. Heizkostenzuschuss, Bro-
schüre „Familienwegweiser“,
Babybonus (500 Euro), Gratis-
kindergartenbus, kostengünsti-
ger Kindergarten und Hort,
„Schulstarthilfe“ in der Höhe
von 30 Euro pro Pflichtschuljahr
ab dem zweiten Kind, Zuschuss
Impfung Gebärmutterhalskrebs,
Taktverdichtung des öffent -
lichen Verkehrs für die Pend-
ler/innen, Zuschuss für Studen-
ten zu öffentlichen Verkehrsmit-
tel, Zuschuss Fahrsicherheits -
training, Buskosten Gemeinde-
schitag sind weitere Auditmaß-
nahmen, auf die wir stolz sein
können.
Unser Ziel, von der Abwande-
rungs- zu einer Zuzugsgemeinde
zu werden, konnten wir unter
Einbindung der Bevölkerung
und der Maßnahmen aus dem
Audit familienfreundlichegemein-
de erreichen und freuen uns, seit
langem wieder ein Bevölke-
rungsplus zu verzeichnen.

Von der Abwanderungs- zur 
Zuzugsgemeinde 

Nächster Termin

Expertenkonferenz
13/14. 5. in Villach

Wir sind mehr denn je davon
überzeugt, mit dem Audit famili-
enfreundlichegemeinde den rich-
tigen Schritt für unsere Gemein-
de und unsere Bevölkerung
getätigt zu haben. Obwohl wir
eine Abwanderungsgemeinde
mit wenigen Arbeitsplätzen und
bescheidenen finanziellen Mit-
teln sind, gingen wir mit viel
Ehrgeiz und Spaß an die Arbeit.
Das erklärte Ziel war, die Ab-
wanderung zu stoppen und
durch eine gezielte Ansiedlungs-
offensive  wieder einen Zuzug
zu erwirken.
Bei der Umsetzung haben wir
besonderen Wert auf die Zusam-
menarbeit aller Beteiligten ge-
legt.
Dabei ist die Zusammensetzung
des Projektteams ein Garant für
das gute Gelingen des Audit-
Projektes. Unser umfassendes
Maßnahmenpaket:
Die Gemeinde hat eine Famili-
en- und Ansiedlungsförderung
initiiert, bei der es einen Ansied-
lungsbonus, eine Broschüre, ein
Gutscheinheft und Geschenk-
münzen gibt, durch die die örtli-
che Wirtschaft gestärkt wird.
Mittlerweile bauen wir den
fünften Wohnblock, der im
Sommer fertiggestellt wird. 
21 Wohnungen sind dadurch

Deutsch Schützen-Eisenberg ist seit 2008 im Auditprozess, hatte 2009 die

Grundzertifizierung und befindet sich im zweiten Jahr der dreijährigen

Umsetzungsphase. Bürgermeister Franz Wachter und Vizebürgermeister

und Projektleiter Herbert Weber berichten über ihre Erfahrungen mit

dem Audit familienfreundlichegemeinde.

Die Zusammensetzung des Projektteams ist ein Garant
für das gute Gelingen des Audit-Projektes. 

Information

Familie & Beruf
Management GmbH

audit@familieundberuf.at
Tel.: 01/218 50 70
Web: www.familieundberuf.at

Österreichischer 
Gemeindebund
Tel.: 01/512 14 80-20
Ansprechpartnerin:
Mag. Anna Nödl-Ellenbogen
anna.noedl-ellenbogen@
gemeindebund.gv.at
Web: www.gemeindebund.at
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Leider bestätigt sich das negati-
ve Bild der „Lobbyisten in Brüs-
sel“ mitunter in der Praxis und
wird dann medial ausgeschlach-
tet. Mit diesem Beitrag soll der
Versuch unternommen werden,
die andere Seite des Lobbyings
darzustellen.
Brüssel ist bekanntlich ein Tum-
melplatz für Lobbyisten, die alle
auf ihre Art versuchen, die Inter-
essen ihrer Auftrag- bzw. Arbeit-
geber im europäischen Gesetz-
gebungsprozess zu vertreten. Da
die EU-Gesetzgebung sämtliche
Lebens- und Wirtschaftsbereiche
regelt und nur noch wenige
Kompetenzen allein den Mit-
gliedstaaten vorbehalten sind,
ist dies ein ganz natürliches Vor-
gehen. 
Was versteht man aber eigent-
lich unter Lobbying?
Lobbying ist der Versuch, Ent-
scheidungsträger davon zu
überzeugen, geplante Regelun-
gen im Sinne der eigenen Inter-
essen anzupassen. 
In Brüssel sind die zu beeinflus-
senden Entscheidungsträger vor
allem in der EU-Kommission
und im EU-Parlament, aber auch
im Rat zu finden. Der EU-Kom-
mission kommt bekanntlich das
Initiativrecht für neue EU-Geset-
ze zu, das Parlament ist mit dem
Rat Ko-Gesetzgeber.
Lobbyisten beziehungsweise In-
teressenvertreter finden sich zu

Mag. Daniela Fraiss

ist Leiterin des

Brüsseler Büros des

Österreichischen

Gemeindebundes

allen nur erdenklichen Themen.
Wirft man einen Blick in das auf
freiwilliger Eintragung basieren-
de Register bei der EU-Kommis-
sion, so finden sich unter dem
Buchstaben O unter anderem
die ÖBB-Holding, das Ökobüro,
die OMV, der Österreichische
Bundesfeuerwehrverband oder
der Österreichische Rechtsan-
waltskammertag. Nicht alle der
registrierten Organisationen
sind auch permanent in Brüssel
ansässig, doch auch „auswärti-
ge“ Lobbyisten sollten sich bei
Kontakten mit der EU-Kommis-
sion in dieses Register eintra-
gen. Den Österreichischen Ge-
meindebund oder das Ober -
österreichbüro wird man in die-
ser Liste nicht finden. Denn sie
vertreten öffentliche Gebietskör-
perschaften und erfüllen inner-
staatlich auch hoheitliche Auf-
gaben; der Gemeindebund hat
einen verfassungsrechtlichen
Auftrag, die Interessen der Ge-
meinden auch im Hinblick auf
europäische Vorhaben zu vertre-
ten. Daher scheint es nicht ange-
bracht, diese „Verbindungs-
büros“ öffentlicher Gebietskör-
perschaften mit bezahlten 
Lobbyisten gleichzusetzen und

in ein und demselben Register
zu erfassen.

Und die kommunalen 
Verbände ...

Der Österreichische Gemeinde-
bund ist mit seiner Brüsseler
Außenstelle natürlich auch In-
teressenvertreter. Zu den Aufga-
ben des Brüsseler Büros gehört
unter anderem die Information
der österreichischen EU-Abge-
ordneten über aus kommunaler
Sicht problematische Inhalte
von Gesetzesvorschlägen und
das Unterbreiten von Lösungs -
vorschläge in Form von Ände-
rungsanträgen.   
In den meisten Fällen arbeitet
der Gemeindebund jedoch nicht
allein, schließlich hat eine Parti-
kularmeinung wenig Aussicht,
unterstützt zu werden. Kommu-
nale Interessenvertretung baut
daher sehr stark auf Allianzen –
wichtig sind europäische Partner
mit ähnlichen Anliegen. 
Diese finden sich meist inner-
halb des europäischen Dachver-
bandes RGRE. Dieser Rat der
Gemeinden und Regionen Euro-
pas, der dieses Jahr sein 
60-jähriges Bestehen begeht,
vereint über 50 kommunale Ver-
bände aus ganz Europa. Viele
davon arbeiten nicht nur inhalt-
lich, sondern auch räumlich eng
zusammen, nämlich im Brüsse-
ler Haus der Kommunen, wo
Kommunalverbände aus 17
Staaten und der RGRE selbst un-
tergebracht sind. Zwischen allen
in Brüssel vertretenen Verbän-
den und dem RGRE findet ein
reger Austausch statt, gemein-
sam erarbeitet man Stellung -
nahmen und Positionspapiere,
die gemeinsame Anliegen zehn-
tausender Kommunen in ganz
Europa identifizieren. 
Diese „Schlagkraft“ des RGRE ist
auch ganz wesentlich für den
Erfolg kommunaler Interessen-

Daniela Fraiss

Derzeit wird Brüssel vor allem mit einem Begriff assoziiert: Lobbying.

Und aus gegebenem Anlass wird damit korruptes bzw. korrumpieren-

des Lobbying gemeint. Dies ist ein Grundproblem der Arbeit in der 

europäischen Hauptstadt: viele bringen mit der hier stattfindenden

Vertretung legitimer Interessen automatisch Korruption und Freunderl-

wirtschaft in Verbindung.

Lobbying in Brüssel: Die Arbeit ist notwendig und nicht per se verwerflich

Kommunale Verbände arbeiten
eher mit Zweckbündnissen

Die Erfahrung zeigt, dass kommunale Praxis -
erfahrung und das Know-how von Bürgermeis -
tern bei der Einschätzung der Auswirkungen
von europäischen Gesetzen willkommen sind.
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vertretung. Nur wenn man im
Parlament deutlich machen
kann, dass es sich um eine Pro-
blematik von europäischer Di-
mension handelt, kann man mit
Unterstützung rechnen. Geld für
Gesetze funktioniert auf lokaler
Ebene jedenfalls nicht, hier lau-
tet das Schlagwort eher Infor-
mation für Verständnis und Un-
terstützung. Letztlich gibt es
nämlich keine Garantie, dass ein
kommunales Anliegen im Parla-
ment auch durchgebracht wird –
so wie es bei der Intervention 
eines einzelnen Abgeordneten
auch keine Garantie gibt, dass
dessen Änderungsantrag Ein-
gang in den endgültigen Geset-
zestext findet. Im Grunde kann
man als Interessenvertreter nur
hoffen, dass die eigenen Argu-
mente besser sind als allfällige
Gegenargumente – und die gibt
es bestimmt, man denke nur an
unterschiedliche Sichtweisen
von 

Kommunen und Privatwirtschaft
bei der Erbringung der Daseins-
vorsorge – und dass das Wort
von gewählten Bürgermeistern
oder Stadt- und Gemeinderäten
schwerer wiegt als jenes bezahl-
ter Lobbyisten. Jeder Verband ist
dafür verantwortlich, „seine“
EU-Abgeordneten mit den nöti-
gen Hintergrundinformationen
zu versorgen und Lösungsvor-
schläge zu unterbreiten. Erken-
nen Abgeordnete innerhalb ih-
rer Fraktion, dass ein Anliegen
der österreichischen Gemeinden
auch die finnischen, schwedi-
schen, deutschen und rumäni-
schen Kommunen betrifft und
sich ein europäischer Dachver-
band mit einer ähnlichen bezie-
hungsweise unterstützenden Po-
sition bemerkbar macht, stehen
die Chancen nicht so schlecht,
das EU-Parlament als Verbünde-
ten der Gemeinden zu gewin-
nen. 
Wichtig ist natürlich auch das
direkte Gespräch zwischen Ab-
geordneten und Kommunalpoli-
tikern. Die Erfahrung zeigt, dass
kommunale Praxiserfahrung

und das Know-how von Bür-
germeistern bei der Ein-

schätzung der Aus-
wirkungen von

europäischen Gesetzen durch-
aus willkommen sind. EU-Abge-
ordnete verbringen schließlich
einen Großteil ihrer Zeit in Brüs-
sel und Straßburg, „zuhause“
haben sie in der Regel ebenfalls
einen vollen Terminkalender, so
dass der Besuch im heimatlichen
Rathaus wohl eher die Ausnah-
me ist. Doch wenn der Abgeord-
nete nicht ins Rathaus kommt,
kommt der Bürgermeister eben
nach Brüssel und sorgt so für
den erforderlichen Informati-
onsfluss auf Augenhöhe. 

Fazit

Zusammenfassend ist zu sagen,
dass Lobbying beziehungsweise
Interessenvertretung per se
nichts Verwerfliches ist und
durchaus geschätzt wird.
Schließlich erhalten Entschei-
dungsträger dadurch Zugang zu
Informationen, die sie für ihre
Entscheidungsfindung benöti-
gen und sich ansonsten selbst
beschaffen müssten. Von Volks-
vertretern – und nichts anderes
sind EU-Abgeordnete – ist
schließlich zu erwarten, dass sie

seriöse Entscheidungen im
Sinne ihrer Wähler treffen,

schließlich wollen auch
sie wiedergewählt

werden.

Fact-Box
Links zu den Transparenz -
registern von Kommission und
Parlament:

https://webgate.ec.europa.
eu/transparency/regrin/
welcome.do?locale=de

http://europa.eu/lobbyists/
interest_representative_
registers/index_de.html

Unter der aktuellen Lobbying-
Affäre leiden nun auch die
Kommunalverbände und die
Verbindungsbüros der Bundes-
länder: EU-Parlament und Kom-
mission wollen ihre Lobbyisten-
register zusammenführen, das
Parlament berät aktuell die 
Gestaltung eines Transparenz-
registers. Der Berichterstatter
schlägt vor, darin auch die Ver-

bände und Büros öffentlicher
Gebietskörperschaften zu erfas-
sen. Damit würden Vertreter
der Kommunen und Regionen
mit jeglicher Art von Lobbyist in
einen Topf geworfen, weshalb
nun Gemeindeverbände und
Bundesländer ihrerseits Lobby-
ing im EU-Parlament betreiben,
um eine für sie akzeptable Re-
gelung zu erreichen.

Verbände betreiben Lobbying für eine 
akzeptable Lobbyisten-Regelung
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Die im EEAP formulierten Ziele
sollen auch durch politische
Maßnahmen im Rahmen der
Leitinitiative für ein ressourcen -
effizientes Europa realisiert 
werden. Denn aus heutiger 
Sicht wird die EU ihr Ziel einer
20-prozentigen Senkung des 
Energieverbrauchs bis 2020
nicht erreichen.
Die Kommission schlägt daher
ein zweistufiges Prozedere vor:
1. Die Mitgliedstaaten legen un-
ter anderem nationale Zielvorga-
ben in Form entsprechender Um-
setzungsprogramme fest, die in
Brüssel evaluiert werden. 2. Im
Jahr 2013 wird die Kommission
die Ergebnisse mit Blick auf die
20-20-20-Klimaschutzziele be-
werten und gegebenenfalls Le-
gislativmaßnahmen vorschlagen. 

Effiziente Erzeugung von
Strom und Wärme

3 Laut EEAP müssen neue Er-
zeugungskapazitäten und Infra-
strukturen geschaffen werden,
um alternde Anlagen zu ersetzen
und den erhöhten Energiebedarf
decken zu können. Dafür sind
die besten verfügbaren Techno-
logien zu berücksichtigen. Ne-
ben dem EU-Emissionshandels-
systems (ETS) sowie der neuen

Richtlinie über Industrieemissio-
nen (RL 2010/75/EU1) erwägt
die Kommission weitere Legisla-
tivmaßnahmen: a) Energy sa-
vings directive (Neufassung), b)
Revision der Energiedienstleis -
tungsrichtlinie RL 2006/32/EG,
c) Revision der KWK-Richtlinie
RL 2004/8/EG sowie d) Revision
der Energiebesteuerungsricht -
linie RL 2003/96/EG.
3 Die Kommission wird zudem
Möglichkeiten für die effektive
Rückgewinnung von Abwärme
bei der Stromerzeugung und bei
industriellen Produktionsprozes-
sen prüfen. Damit sollen lokale
Ressourcen gefördert und Ener-
gieimporte verringert werden.
Die stärkere Nutzung (hocheffi-
zienter) Kraft-Wärme-Kopplung

Anfang März hat die Europäische Kommission ihren Energieeffizienz -

aktionsplan (EEAP) 2011, ein zentrales Element der Strategie Europa

2020, veröffentlicht. Ziele sind Energieeinsparungen bei Gebäuden, die

Erhöhung des Wirkungsgrades in der Strom- und Wärmeerzeugung und

die Einführung intelligenter Netze und Stromzähler.

Europäische Kommission veröffentlicht neuen Energieeffizienzaktionsplan

Effiziente Erzeugung & Nutzung
– sowohl von Anlagen für die Be-
handlung kommunaler Abfälle
als auch der Fernwärme und
Fernkühlung – ist dabei eine Pri-
orität. Verteilernetzbetreiber
sind angehalten, KWK-Strom
vorrangigen Netzzugang zu ge-
währen.

Effiziente Nutzung von
Strom und Wärme

3 Die Europäische Kommission
will alle verfügbaren Lösungen
zur Senkung des Wärmever-
brauchs in Gebäuden optimie-
ren. Nach ihrem Vorschlag wird
etwa die Nutzung von Fernwär-
me im Rahmen einer integrier-
ten Stadtplanung künftig eine
bedeutende Rolle spielen.
3 Über die in Geltung stehenden
Rechtsvorschriften hinaus beab-
sichtigt die Kommission, das Be-
wusstsein von NutzerInnen hin-
sichtlich ihres Energiever-
brauchs schon zum Zeitpunkt
der Nutzung zu stärken. Die Ein-
führung intelligenter, datenfähi-
ger Einzelmessgeräte für Strom,
Gas, Wärme, Kälte und Heiß-
wasser sollen dabei helfen.

Wirtschaftliche Anreize für
mehr Energieeffizienz

Die europäischen Gesetzgeber
beabsichtigen, Energieeinspa -
rungen auch durch Schaffung
von Marktbedingungen samt
entsprechendem Anreizmanage-
ment zu initiieren. Es gilt, Ge-
winne von Versorgungsunter-
nehmen, LieferantInnen oder
DistributorInnen stärker an den
Faktor Energieeffizienz zu 
koppeln.

1 Der Rat der Europäischen Union hat am 

8. 11. 2010 die EU-Industrieemissionsrichtlinie

formal verabschiedet. Damit endet ein mona-

telanges Revisionsverfahren, mit dem sieben

Richtlinien zum industriellen Umweltschutz

kombiniert werden.

Die stärkere Nutzung von Kraft-Wärme-Kopp-
lung – sowohl von Anlagen für die Behandlung
kommunaler Abfälle als auch der Fernwärme
und Fernkühlung – ist eine Priorität.
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Landtagspräsident Herwig van
Staa, der seit 1995 Leiter der
österreichischen Delegation
beim KGRE und seit  kurzem
auch Präsident der Kammer der
Regionen im KGRE ist, nahm
ausführlich zum Bericht über die
lokale und regionale Demokratie
in Österreich Stellung. „Als be-
sonders positiv wird in diesem
Bericht hervorgehoben, dass sich
sowohl das Subsidiaritätsprinzip
als auch die Europäische Charta
der lokalen Selbstverwaltung im
bundesstaatlichen Gefüge Öster-
reichs in ausreichendem Maße
wiederfinden und dass der soge-
nannte kooperative Föderalis-
mus mit dem Konsultationsme-
chanismus zwischen lokalen Ge-
bietskörperschaften, Ländern
und dem Bund ein gut funktio-
nierendes Schlüsselelement die-
ses österreichischen föderalen
Systems ist“, so van Staa.   
Aber auch konkrete Optimie-
rungsvorschläge finden sich im
Bericht wieder. So wird u. a. kri-
tisch angemerkt, dass die loka-
len Gebietskörperschaften in
ihrem eigenen Wirkungsbereich
zu einem hohen Grad der Auf-
sicht von Bundes- oder Länder-
behörden unterstellt sind, die
über eine reine Rechtmäßig-
keitskontrolle weit hinaus gehe.
Nicht zuletzt der geringe Frau-
enanteil auf lokaler und regiona-
ler Ebene wird kritisch gesehen
und Österreich dazu aufgefor-
dert, konkrete Maßnahmen zu

Die Lage der lokalen und regionalen Demokratie in Europa

Geringer Frauenanteil auf lokaler
Ebene wird kritisch gesehen

setzen, um dies zu ändern.
„Österreich ist hier sicher be-
strebt, eine rasche Änderung
herbeizuführen. Wir in der öster-
reichischen Delegation gehen
 jedenfalls mit gutem Beispiel
voran, indem wir bereits bei
 einem Frauenanteil von exakt  
50 Prozent halten“, so Landtags-

präsident van Staa. 
Weiters hielt auch der öster-
reichische EU-Kommissar für Re-
gionalpolitik, Johannes Hahn,
eine viel beachtete Rede über die
Rolle der Kommunen und Regio-
nen auf europäischer Ebene. Sei-
tens der Kommission sei in die-
sem Zusammenhang eine ver-
stärkte Zusammenarbeit mit
dem Europarat sehr gewünscht.

Bei einem
anschließenden
Vieraugenge-
spräch mit
Hahn sprach
der Präsident
die Wichtigkeit
von weiteren
Übergangsrege-
lungen für
zukünftig aus
dem EU-Regio-
nalförderregi-

me fallende Gebiete wie Osttirol
an. Auch die drohende Aufhe-
bung des sektoralen Fahrverbo-
tes durch den EuGH und die 
Tiroler Bemühungen zur Schaf-
fung einer EU-Makroregion Al-
penraum im Anwendungsbe-
reich der Alpenkonvention wur-
den ausführlich erläutert.

Auf der Tagesordnung der 20. Sitzung des Kongresses der Gemeinden

und Regionen des Europarates (KGRE) standen Ende März unter ande-

rem die Reform des Europarates, die lokale Dimension der Menschen-

rechte und die Lage der Roma in Europa. Weitere Diskussionspunkte

waren Berichte über die Lage der lokalen und regionalen Demokratie in

der Türkei, in Österreich und in Rumänien.

Der KGRE ist das Organ der lokalen und
regionalen Gebietskörperschaften im 
Europarat. Er kann Entschließungen und
Empfehlungen an die parlamentarische
Versammlung und an
das Ministerkomitee
richten, hat also ähn-
lich dem EU-Ausschuss
der Regionen beraten-
den Charakter. Der 
KGRE unterteilt sich  
in zwei Kammern: die
Kammer der Gemein-
den und die Kammer der Regionen. 
Der KGRE setzt sich aus 318 Delegierten
und ebenso vielen Stellvertreterinnen
und Stellvertretern zusammen (Öster-
reich: sechs Delegierte, sechs Stellvertre-

ter); er hält einmal im Jahr eine Plenar-
tagung in Straßburg ab. Delegierte und
Stellvertreter sind stimmberechtigte Mit-
glieder ihrer jeweiligen Kammern, die

ebenfalls zur Zeit der Plenar-
tagung zusammentreten. 
Zwischen den Plenartagun-
gen kann der Ständige Aus-
schuss, der sich aus Reprä-
sentanten der nationalen De-
legationen zusammensetzt,
gewisse Entscheidungen tref-
fen. 

Die Kammer der Regionen tagt an zwei
bis drei Tagen während der KGRE-Ple -
nartagung. Sie besteht ebenfalls aus 318
Mitgliedern. Der KGRE im Internet:
www.coe.int/congress 

Der Kongress der Gemeinden und Regionen (KGRE)

Sowohl das Subsidiaritätsprinzip als
auch die Europäische Charta der loka-
len Selbstverwaltung finden sich im
bundesstaatlichen Gefüge Österreichs
in ausreichendem Maße wieder.

Herwig van Staa, Landtagspräsident 
von Tirol und Leiter der österreichischen
Delegation beim KGRE
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LEDs erfüllen die Anforde-
rungen der EU-Verordnung
245/2009 zur umweltge-
rechten Gestaltung für öf-
fentliche Straßen-, Büro-
und Industriebeleuchtung,
die die Lampenindustrie
seit dem Jahr 2010 zu ei-
nem schrittweisen Ausstieg
aus ineffizienten Technolo-

gien verpflichtet. Zur finan-
ziellen Unterstützung bei
der Umstellung auf LED-
Systeme startete am 
1. März 2011 eine neue För-
derungsaktion im Rahmen
der betrieblichen Umwelt-
förderung. Seitens des Le-
bensministeriums stehen
zwei Millionen Euro bereit.

Mit LED Betriebskosten sparen
Förderung: Bund stellt zwei Millionen zur Verfügung

Der MSc-Lehrgang „Manage-
ment & Umwelt“ von Um-
welt Management Austria
vermittelt in nur einem Jahr
die Fähigkeit, Umwelt-
schutzmaßnahmen für Un-
ternehmen und öffentliche
Einrichtungen ausgewogen,
sozial verträglich und wirt-

schaftlich vorteilhaft zu ent-
wickeln und auch in der
Praxis zu realisieren. 2011
besteht am 27. Juni zum
letzten Mal die Möglichkeit,
den Lehrgang in seiner bis-
herigen kompakten Form 
zu absolvieren.
www.uma.or.at

MSc-Lehrgang: Management & Umwelt

Kosten senken – Umwelt schützen
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Mehr als 90 Prozent der
Menschen wollen im Alter
lieber zu Hause statt im
Heim sein. Damit dieser
Wunsch erfüllt werden
kann und hilfsbedürftige
Personen nicht in Pflegehei-
me abgeschoben werden
(müssen), soll es neue fi-
nanzielle Anreize geben,
um Wohnungen und
Althäuser behindertenge-
recht und barrierefrei um-
zubauen. Mit einem Kon-
zept, derartige Sanierungen
mit öffentlichen Mitteln
verstärkt zu fördern, klopft
laut einem Bericht in der
„Presse“ derzeit die Bauin-
nung der Wirtschaftskam-
mer bei Finanz- und Sozial-
ministerium an.
„Die Abwicklung könnten
wir uns genauso unkonven-

tionell vorstellen wie bei
der thermischen Sanie-
rung“, so Bundesinnungs-
meister Hans-Werner Fröm-
mel im Gespräch mit der
„Presse“. Er denkt dabei an
eine Unterstützung durch
Einmal-Schecks bis 5000
Euro oder steuerliche An-
reize für betroffene pflege-
bedürftige Menschen bezie-
hungsweise deren Kinder
und Erben, die die Umbau-
ten vornehmen lassen. 
Für Frömmel wäre es „sinn-
voll“, würde ein Teil der
zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden paktierten
Pflegefonds mit insgesamt
685 Millionen Euro bis En-
de 2014 für die Förderung
seniorengerechter Umbau-
ten verwendet.

Bauinnung: Lust auf Geld aus dem Pflegefonds

Schon gibt’s „Mitnascher“

Thermische Sanierung: Seit dem 28. März können auch Betriebe Anträge auf Förderung stellen 

Mitterlehner: 30 Millionen Euro nur fürs Gewerbe
„Jeder in die Sanierung in-
vestierte Euro ist gut ange-
legt“, betonte Wirtschafts-
und Energieminister Rein-
hold Mitterlehner. „Unsere

Förderoffensive stützt den
Aufschwung und macht Be-
triebe wettbewerbsfähiger,
weil ihre Energiekosten sin-
ken. Gleichzeitig unterstüt-
zen wir die regionale Bau-
wirtschaft und viele Hand-
werker durch neue Aufträge
für Sanierungsmaßnah-
men.“ Unternehmen jeder
Größe können online bei
der KPC-Kommunalkredit

Public Consulting (www. 
sanierung2011.at) einrei-
chen. Gefördert werden
Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Wärmeschutzes
von betrieblich genutzten
Gebäuden, die älter als 10
Jahre sind (Datum der
 Baubewilligung vor dem  
01. 01. 2001). Unabhängig
von der Investitionshöhe
werden folgende Maßnah-
men unterstützt:
3 Die Dämmung der obers -
ten Geschossdecke bzw. des
Daches, der Außenwände,
der untersten Geschoss -
decke bzw. des Kellerbo-
dens.
3 Die Sanierung bzw. der
Austausch von Fenstern und
Außentüren.
3 Zusätzlich sind in Kombi-
nation mit Sanierungsmaß-

nahmen Umstellungen auf
den effizienteren Einsatz
von Energie förderfähig –
wie zum Beispiel der Einbau
von Wärmerückgewinnungs-
anlagen bei Lüftungssyste-
men, Verschattungssysteme
zur Reduzierung des Kühl-
bedarfs, der Ersatz von Hei-
zungssystemen durch Bio-
masse-Einzelanlagen, der
Einbau thermischer Solaran-
lagen, der Anschluss an die
Fernwärme, der Einbau von
Wärmepumpen oder auch
die Beleuchtungsumstellung
auf LED-Systeme.
Die Förderhöhe für Betriebe
orientiert sich an der erziel-
ten Sanierungsqualität und
dem entsprechend sinken-
den Heizwärme- und Kühl-
bedarf. Einen Zuschlag gibt
es für die Kombination von
Sanierungsmaßnahmen mit
technischen Verbesserungen
zur effizienteren Energie-
nutzung.

Reinhold Mitterlehner: Die För -
deroffensive macht Betriebe
wettbewerbsfähiger.

www.umweltfoerderung.at
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„Die ÖGL blickt auf 20 Jah-
re erfolgreiche Verbands-
und Lobbyingtätigkeit zum
Thema grabenlose Techno-
logien in Österreich zurück.
Es ist uns als Interessenver-
tretung in der Vergangen-
heit gelungen, die Vorteile
der grabenlosen Bauweise
bei den Kernzielgruppen
nachhaltig zu positionieren.
Der Trend hin zum in den
letzten Jahren vermehrten
Einsatz grabenloser Verfah-
ren zeigt deutlich, dass bei
den Entscheidungsträgern
Aspekte wie Wirtschaftlich-
keit, aber auch Umweltbe-
wusstsein zählen“, so Vor-
standsvorsitzender Ing.
Norbert Böhm zum Ju-
biläumsjahr.
Waren es im Gründungsjahr
1991 zwölf visionäre Vor-
reiter der Branche, die sich
unter dem Dach der ÖGL
zusammenfanden, so hat

die Plattform zu Beginn des
Jubiläumsjahres 2011 be-
reits 55 aktive Mitglieder. 
Heute zählen zu den Mit-
gliedern der ÖGL die wich-
tigsten österreichischen
Spezialtiefbau-Unterneh-
men, Firmen, die diese
Technologien anwenden,
Vertreter der Zulieferindus -
trie sowie Persönlichkeiten
aus Wissenschaft und For-
schung. 
Grabenloses Highlight des
Jahres wird mit Sicherheit
die mittlerweile 19. Auflage
des Symposium Grabenlos
sein. Am 18. und 19. Okto-
ber 2011 findet diese Ver-
anstaltung im „Museum Ar-
beitswelt“ in Steyr statt.

Im Mittelpunkt stand vor allem K.I.M.-ELAK, die elektronische
Aktenverwaltung.

Großes Interesse an den
Produkten und eine überaus
positive Stimmung kenn-
zeichneten die 23. gemdat-
Fachmesse für kommunale
Softwarelösungen. Ein bun-
tes Programm an Vorträgen
und eine umfangreiche Pro-
duktpräsentation an 15 Prä-

sentationsständen gab den
Besucherinnen und Besu-
chern die Möglichkeit, sich
vom Leistungsumfang der
Produkte der gemdat NÖ
und deren Nutzen für den
täglichen Einsatz in der Ge-
meindeverwaltung zu über-
zeugen.  

gemdat-Fachmesse: Kommunale Softwarelösungen

Großes Interesse und gute Stimmung

ÖGL: 20 Jahre Vereinigung für grabenloses Bauen

Highlight wird Symposium
im Oktober
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Am 5. April 2011 wurde in
der Aula der Alten Univer-

sität Graz zum zehnten
Mal der steirische Gesund-
heitspreis „Fit im Job“ an
jene Betriebe verliehen, die
ihren Mitarbeitern das beste
Gesundheitsprogramm an-
geboten haben.       http://
wko.at/stmk/tourismus

Die Europäische Kommissi-
on hat Ende März ihre for-
male Zustimmung zum Re-
strukturierungsplan der
Kommunalkredit Austria
gegeben. Mit dieser positi-
ven Entscheidung ist die ge-
sellschaftsrechtliche Re-
strukturierung der Kommu-
nalkredit Austria auch un-
ter den Kriterien des EU-
Wettbewerbsrechts aner-
kannt worden. „Die Kom-
mission bestätigt mit ihrer
Entscheidung den in Zu-
sammenarbeit mit der Re-
publik Österreich erarbeite-
ten und von dieser einge-
reichten Restrukturierungs-
plan und unsere bisherigen
Leistungen bei der Umset-
zung“, erklärt Vorstands -
vorsitzender Mag. Alois
Steinbichler. 

Zielsetzung der Restruktu-
rierung der vormaligen
Kommunalkredit war unter
anderem die Vermeidung
von volkswirtschaftlichem
Schaden und die Minimie-
rung der Beanspruchung
von Ressourcen der öffent -
lichen Hand. Die zwischen
der Republik Österreich
und der Kommission ver-
einbarten Kriterien entspre-
chen dem Restrukturie-
rungsplan und den in der
EU für derartige Maßnah-
men üblichen Usancen. 
„Die Zustimmung der Kom-
mission bestätigt die Ge-
schäftsstrategie der Kom-
munalkredit, insbesondere
das ertragsorientierte Vor-
gehen“, resümiert Alois
Steinbichler. 
www.kommunalkredit.at

Kommunalkredit: Restrukturierungsplan ist o.k. 

EU gibt grünes Licht 
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Fit im Job-Initiator LAbg. Wolf-
gang Kasic, Obmann der Fach-
gruppe der Freizeit- und Sport-
betriebe.

„Die Zustimmung der Kommission bestätigt die Geschäftsstrategie
der Kommunalkredit“, so Alois Steinbichler.

7200 Besucher und 123
Aussteller bestätigten hun-
dertprozentige Zufrieden-
heit auf der „Civil Protect“
in Bozen. Dies ist das positi-
ve Resümee der dritten Auf-

lage der Fachmesse für Zi-
vilschutz, Notfall und
Brandschutz „Civil Protect“
in Bozen, die am 3. April
nach drei intensiven Messe-
tagen zu Ende gegangen ist.
Diese Fachmesse unter-
streicht die Kompetenz
Südtirols im Zivilschutzbe-
reich und stellt einen Bran-
chentreffpunkt für ganz Ita-
lien und das benachbarte
Ausland dar. Alle Infos un-
ter: www.civilprotect.it

Fachmesse für Zivilschutz, Notfall und Brandschutz

Zufriedenheit bei Civil Protect 2011

Eine schöne Landschaft und
intakte Natur bietet Gästen
die Möglichkeit, einen er-
holsamen und entspannen-
den Aufenthalt im Burgen-
land zu verbringen. Eine
ganz wichtige Rolle im An-
gebotsbereich „Naturtouris-
mus“ spielen, so Burgen-
lands Tourismuslandesrätin
Michaela Resetar in einer
Pressekonferenz mit Tho-
mas Böhm, Geschäftsführer
der ARGE Naturparke, und
dem Obmann des Natur-
parks Geschriebenstein/

Irottkö, Hubert Reschl, Bur-
genlands sechs Naturparke
mit ihren Natur- und Kultur-
schätzen, in denen sich die
Besucherzahlen seit dem
Jahr 2000 mehr als verdop-
pelt haben. „Das Naturer-
lebnis lockt immer mehr 
Gäste ins Land. Deshalb
werden für die Finanzierung
der ARGE Naturparke heuer
und nächstes Jahr rund
50.000 Euro aufgewendet“,
so Resetar, die auch den 
Folder „Naturparkerlebnisse
2011“ präsentierte.

Naturparks locken Gäste an
Naturerlebnisfolder 2011 mit 160 Angeboten 

Von 8. bis 10. März 2012
findet im Messezentrum
Salzburg die acqua alta al-
pina statt, das Forum für al-
pine Infrastruktur, Naturge-
fahren und Hochwasser-
schutz. Die Themen: Klima,
alpine Naturgefahren, Risi-
ko- und Katastrophenma -
nagement, langfristige
Hochwasservorsorge, Sperr-
werke und Dämme, Infra-
struktur (z. B. Bergbahnen,
Kommunikation, Wasser,
Energie) sowie Sicherheit
und Technik, auch für den
Bereich Tourismus. 
www.acqua-alta-alpina.at

acqua alta alpina
Terminvorschau

Der Verband Österreichi-
scher Entsorgungsbetriebe
(VÖEB) bietet in Zusammen-
arbeit mit dem Österreichi-
schen Wasser- und Abfall-
wirtschaftsverband (ÖWAV)
vom 15. bis 17. Juni 2011
 einen Kanaldichtheitsprü-
fungskurs an.
Für Fachfragen steht Ing.
Franz Sturmbauer, Tel. 0732-
781 000, für organisatori-
sche Fragen das VÖEB-Büro,
Schwarzenbergplatz 4, 1030
Wien, Tel. 01-713 02 53, zur
Verfügung voeb@voeb.at

21. Kanaldicht-
heitsprüfungskurs

VÖEB-ÖWAV

Zum zehnten Mal „Fit im Job“
Auszeichnung: Steirischer Gesundheitspreis 2011



www.dysonairblade.at

Über 73.000.000 
Papiertücher in den Müll?
Viele der weltweit größten Flughäfen fertigen 
mehr als 100.000 Passagiere täglich ab. 

Wenn jeder dieser Passagiere nur einmal den 
Waschraum aufsucht und zwei Papiertücher 
verwendet, entstünde an jedem Flughafen 
Müll in Form von 73.000.000 Papiertüchern 
pro Jahr.

Da fragt man sich, wo diese schließlich landen.

Oder überhaupt kein 
Papiermüll.
Nie wieder Papiermüll.

Der Dyson Airblade™ Händetrockner 
trocknet die Hände in nur 10 Sekunden 
und ist damit schneller als jeder andere 
Händetrockner. Außerdem ist er sehr 
hygienisch, weil er 99,9 % der Bakterien  
aus der Luft entfernt, noch bevor diese  
die Hände erreicht.

Nahezu alle Bauteile sind wiederverwertbar.

Quelle für die Passagierzahlen/Jahr: World Airport Traffic Report 2009, 
veröffentlicht im August 2010 durch das Airports Council International.



bergern und ihren Gästen aber
der Christkindlmarkt, der durch
das neue Wir-Gefühl die Vor-
weihnachtszeit verschönerte.
Schon beim wöchentlichen Bau-
ernmarkt stellt Planer Theiss
fest: „Der Platz wird von den
Bürgern sehr gut angenommen,
wie man auch an der vielfältigen
Nutzung sieht.“
Für diese Vielseitigkeit musste
der Platz flexibel gestaltet wer-
den. Ob nun ein überregionaler
Musik-Event stattfindet oder ob
Jugendliche mit der Caritas-Ver-
anstaltung „Eine Million Sterne“
Armut in Österreich bekämpfen
– der Platz muss reagieren kön-
nen. Und das kann er, wie Ger-
not Krammer vom ausführenden
Planungsbüro „A3“ betont: „Um
den Platz schnell umräumen zu
können, muss er für Schwerla-

der bis zu vierzig Tonnen be-
fahrbar sein. Rutschfeste Begeh-
barkeit war eine weitere Anfor-
derung bei der Ausschreibung.“
Stellte sich also die Frage nach
dem Baustoff. Ingenieur Kram-
mer: „Zur Auswahl standen da-
her nur Betonsteinplatten oder
Granit. Bei einem Etat von
700.000 Euro für den gesamten
Umbau kam nur Betonsteinpflas-
ter in Frage.“ Wirtschaftlichkeit
war nicht das einzige Argument
für Beton: „Außerdem konnten
wir verschiedene Plattengrößen
farblich abgestimmt in einem
Parkettmuster verlegen.“ So be-
kam Kapfenberg zu geringen
Kosten ein neues gesellschaft -
liches Zentrum – und ist als mo-
derne Gemeinde fit für die Zu-
kunft.

Information

Öffentlicher Raum: Im Mittelpunkt steht der Mensch

Neues Zentrum für Kapfenberg:
„Wohnzimmer der Gemeinde“

Christian Theiss, beim Stadtbau-
amt verantwortlich für die Neu-
gestaltung, freut sich darüber,
wie gut die Mischung aus histo-
rischer Bausubstanz und moder-
ner Funktionalität angenommen
wird: „Wichtig war vor allem,
dass wir die Fläche multifunk-
tional gestalteten“, sagt er. „Sie
sollte für verschiedene kulturel-
le Veranstaltungen, örtliche Gas -
tronomie und Handel gleicher-
maßen nutzbar sein.“
Genau das ist bestens gelungen:
Mit großflächigen Betonplatten,
eigens für dieses Projekt herge-
stellt, wurde ein enormer Frei-
raum geschaffen, der selbst für
große Veranstaltungen ideal ist.
Hubert von Goisern und die
Sängerin Nena traten hier schon
auf. Besonders gefiel den Kapfen-

Betonmarketing
Österreich
Verband Österreichischer
Beton- und Fertigteilwerke
(VÖB)
Kinderspitalgasse 1/3
1090 Wien

Mit über 20.000 Einwohnern ist Kapfenberg die drittgrößte Stadt der

Steiermark – aber so richtig städtisch präsentiert sich die Gemeinde

erst seit 2010. Da bekam die Stadt im Mürztal ein neues Zentrum: 

den neu gestalteten Koloman-Wallisch-Platz. „Der Stadt wurde neues

Leben eingehaucht“, freuen sich die Einheimischen: „An schönen 

Tagen kann man hier die halbe Stadt treffen!“

Kommunal: Wirtschafts-Info40
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25. bis 26. Mai 2011, Austria Center Vienna

Das Austria Center Vienna
ist im Mai dieses Jahres für
zwei Tage die erste Adresse
der Branchen Gas und Was-
ser. Der Wiener Veranstal-
tungsort versammelt dazu
Verantwortliche der Gas-
und Wasserwirtschaft,
Behördenvertreterinnen
und -vertreter sowie Inter-
essierte der Branchen und
der fachspezifischen Indus -
trien.

Aktuelle 
Themenschwerpunkte

Auf dem Programm des von
der ÖVGW organisierten
Fachkongresses steht eine
Vielzahl interessanter Vor-
träge, u. a. zu den Themen
Smart Grids und Smart Me-
tering, der Zukunft der Gas-
versorgung und den Was-
serpreisen; zudem werden

die Ergebnisse der jüngsten
Umfrage zum Thema Trink-
wasser vorgestellt. Im ein-
leitenden Festvortrag gibt
der bekannte Philosoph
Konrad Paul Liessmann
Antworten auf die Frage
„Wie viele Regeln braucht
der Mensch?“ 

Die Tagung dient
nicht nur Bran-
chen-Insidern als
Gesprächsplatt-
form, sondern
bietet auch Poli-
tik und Behör-
den die Möglich-
keit, sich am Dis-
kurs der öster-
reichischen Ver-
sorgungswirt-
schaft zu beteili-
gen. Rund 750
Teilnehmerinnen
und Teilnehmer
werden zu die-

sem Event in der Bundes-
hauptstadt erwartet.

Präsentation
modernster Produkte

Begleitet und ergänzt wird
der Kongress durch die
größte österreichische Fach-

Der Kongress findet im Austria Center 
Vienna statt. 

E
.E

.

ÖVGW
Schubertring 14
1010 Wien
Tel.: 01/ 513 15 88 – 0
E-Mail: office@ovgw.at
Web: www.ovgw.at

Information

messe im Gas- und Wasser-
bereich. Dieses Jahr sind et-
wa 75 in- und ausländische
Firmen vertreten, die auf
1300 m² Ausstellungsfläche
interessante, oft mit der
ÖVGW-Qualitätsmarke aus-
gezeichnete Produkte sowie
Dienstleitungen präsentie-
ren. Der Besuch der Fach-
messe ist nicht an die Teil-
nahme am Kongress gebun-
den und kann auch mit ei-
ner kostenfreien Tageskarte
erfolgen.

ÖVGW-Kongress und Fachmesse Gas Wasser
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Sellafield, Majak, Three Mile Island, Tschernobyl, Tokaimura, Mihama, Fukushima

Das kernkraftwerkefreie Österreich ist in der Situation, dass praktisch

alle unsere Nachbarländer in einem 100-Kilometer-Radius um unsere

Grenzen Atomkraftwerk hingebaut haben. Seit Sellafield 1957 hat es

immer wieder schwere Zwischenfälle in Atomanlagen gegeben, die

Auswirkungen in weitem Umkreis hatten. KOMMUNAL geht aus trau-

rig-aktuellem Anlass nicht der angekündigten „Entschädigungsfrage“

nach, sondern der nach der „nuklearen Sicherheit“ Österreichs.

Kernenergie: Die Bedrohung
ist da, die Angst auch

Rund um Österreich stehen
Kernkraftwerke unterschiedli-
cher Bauart (siehe Grafik Seite
44), ausgestattet mit unter-
schiedlichen Sicherheitsbarrie-
ren. Deutschland, die Schweiz

und Slowenien (Krsko) betrei-
ben Reaktoren „westlicher“ Bau-
weise. Dabei handelt es sich um
Siede- bzw. Druckwasserreakto-
ren. Der wesentlichste sicher-
heitstechnische Unterschied
zwischen den beiden Reaktorty-
pen besteht darin, dass in einem
Druckwasserreaktor der Primär-
kreislauf (aktiviertes Wasser)

Andreas Baumgartner; Franz Josef 
Maringer, Fabian Rechberger, 
Claudia Seidel, Michael Stietka

Kommunal: Kernkraft42



Fo
to

: 
B

u
en

os
 D

ia
s

43Kommunal: Kernkraft



Kommunal: Kernkraft44

Kernspaltung sind thermische
(moderierte) Neutronen not-
wendig. Die Moderation über-
nimmt in Druck- und Siedewas-
serreaktoren das Wasser, wel-
ches auch zur Kühlung (Wärme-
abfuhr) dient. Sollte das Wasser
im Kern verdampfen (durch zu
große Hitzeentwicklung), findet
somit auch keine Kettenreaktion
mehr statt. Angesprochene Re-
aktoren haben somit einen ne-
gativen Dampfblasen-(Void) Ko-
effizienten. In den RBMK-Reak-
toren moderiert bei fehlendem

Wasser der Graphitblock, in wel-
chem die Druckröhren mit den
Brennstäben eingelassen sind,
weiter. Das heißt, die Kettenre-
aktion bleibt aufrecht, aber der
Reaktor wird nicht mehr
gekühlt. Im schlimmsten Fall
(Tschernobyl) kann es zu einer
unkontrollierten Kettenreaktion
(vergleichbar mit einer Atom-
bombe) kommen. 
Beim Reaktorunfall von Fuku -
shima wurde die Kettenreaktion
rechtzeitig unterbrochen (Not-
abschaltung). Da jedoch das

Quellen: 

http://www.cez.cz/de/home.html (Betreiberhomepage KKW Temelin und Dukovany)

http://www.javys.sk/en/ (Betreiberhomepage KKW Bohunice)

http://www.nek.si/en/about_nek/ (Betreiberhomepage KKW Krško)

http://www.kkl.ch/de/i/intro.html (Betreiberhomepage KKW Leibstadt)

http://www.axpo.ch/ (Betreiberhomepage KKW Beznau)

http://www.kernenergie.de/kernenergie/ (Information zur friedlichen Nutzung der Kernenergie)

Kernkraftwerke in Grenznähe Österreichs

Reaktor Typ Netto- Kommerzieller Geplante 
leistung Betrieb ab Abschaltung

Temelin-1 (CZ) WWER-1000/320 913 MW 10.06.2002 frühestens 
2042

Temelin-2 (CZ) WWER-1000/320 913 MW 18.04.2003 frühestens 
2043

Dukovany-1 (CZ) WWER-440/213 427 MW 03.05.1985 2025
Dukovany-2 (CZ) WWER-440/213 427 MW 21.03.1986 2026
Dukovany-3 (CZ) WWER-440/213 427 MW 20.12.1986 2027
Dukovany-4 (CZ) WWER-440/213 427 MW 19.07.1987 2028
Bohunice 3 (SK) WWER-440/213 429 MW 20.08.1984 2015
Bohunice 3 (SK) WWER-440/213 410 MW 09.08.1985 2015
Krško (SLO) Druckwasserreaktor 666 MW 01.01.1983 2023
Leibstadt (CH) Siedewasserreaktor 1190 MW 15.12.1984
Beznau-1 (CH) Druckwasserreaktor 365 MW 01.09.1969
Beznau-2 (CH) Druckwasserreaktor 365 MW 01.12.1971
Grundremmingen 
B (D) Siedewasserreaktor 1284 MW 19.07.1984
Grundremmingen 
C (D) Siedewasserreaktor 1288 MW 18.01.1985
Isar-1 (D) Siedewasserreaktor 878 MW 21.03.1979 Laufzeitver-

längerung 
ausgesetzt 2011

Isar-2 (D) Druckwasserreaktor 1410 MW 09.04.1988 2034
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und der Sekundärkreislauf phy-
sisch getrennt sind. Bei einem
Siedewasserreaktor ist dies
nicht der Fall. Dies ist unter an-
derem ausschlaggebend dafür,
dass neue Kernkraftwerke aus-
schließlich mit Druckwasserre-
aktoren ausgestattet sind. Beide
Reaktortypen verfügen über
quasi dieselben Barrieren zum
Schutz von Mensch und Umwelt
vor Strahlung und Kontaminati-
on. 
Vor allem die Kraftwerke in un-
seren östlichen Nachbarländern
stehen ob ihrer Sicherheitsstan-
dards oft unter Kritik. Die soge-
nannten WWER (Wasser-Wasser-
Energiereaktor, in dem der Kern
mit Wasser gekühlt wird und die
Neutronen mit Wasser mode-
riert werden) sind Druckwasser-
reaktoren sowjetischer Bau-
weise. Die 1000er-Serie (Teme-
lin) ist der westlichen Bauweise
sehr ähnlich und verfügt im Ge-
gensatz zu ihren Vorgängern
(440er-Serie) über ein Contain-
ment. Dieses soll im Falle eines
Reaktorunfalls (z. B. Kern-
schmelze) die Umwelt vor radio-
aktiver Strahlung und Kontami-
nation schützen. Bei der Kern-
schmelze in Three Mile Island
hat diese Barriere standgehalten
und die Umwelt wurde kaum ra-
dioaktiv kontaminiert. Ein wei-
teres Sicherheitsmanko der
440er-Serie (Dukovany, Bohuni-
ce, Mochovce) ist, dass zwei Re-
aktoren (Zwillingsblöcke) ein
gemeinsames Maschinenhaus
haben und dass eine geringe Re-
dundanz der Sicherheitssysteme
vorhanden ist. Durch Nachrüs -
ten sollen diese Kraftwerke auf
einen höheren Sicherheitsstand
gebracht werden.
Die Reaktorkatastrophe von 
Fukushima wird in den Medien
oft mit jener von Tschernobyl
(1986) verglichen. Diese Ge-
genüberstellung ist aus tech-
nisch-physikalischer Sicht nicht
zulässig. Bei dem Reaktor in
Tschernobyl (RBMK, „Hochleis -
tungsreaktor mit Kanälen“) han-
delt es sich um eine ganz andere
Bauweise, welche mitverant-
wortlich für diesen Unfall war.
In diesen (ursprünglich zur Plu-
toniumgewinnung verwende-
ten) Reaktoren wird der Kern
mit Wasser gekühlt, jedoch mit
Graphit moderiert (Neutronen
werden gebremst). Für eine



Kühlsystem aufgrund des 
Tsunami ausgefallen ist, kämpft
man in Japan nach wie vor mit
der Abfuhr der sogenannten
„Nachzerfallswärme“. Dies
konnte zumindest für einen ge-
wissen Zeitraum nicht gewähr-
leistet werden, wodurch ver-
mutlich ein Teil des Kerns ge-
schmolzen ist. Grundsätzlich be-
steht bei einer Kernschmelze
keine Gefahr für die Umwelt, da
der Reaktordruckbehälter und
das Containment vor Austritt
der radioaktiven Schmelze
schützen. Jedoch kann durch
chemische Reaktionen ein ex-
plosives Gasgemisch entstehen,
welches Schäden an besagten
Sicherheitsbarrieren anrichten
kann. Sollten die Barrieren be-
schädigt sein, kann es zur Kon-
tamination der Umwelt kom-
men. Ein weiteres Problem nach
einem derartigen Unfall sind die
Aufräumarbeiten bzw. in einigen
Jahrzehnten der Rückbau des
havarierten Reaktorblocks.

Die durchschnittliche
Strahlenexposition der
Österreicher
Die durchschnittliche Strahlen-
exposition der österreichischen
Bevölkerung beträgt pro Person
4,3 mSv pro Jahr (siehe Grafik
„Strahlenkuchen“ unten). Die ef-
fektive Dosis durch natürliche
Strahlenexposition beträgt in
Österreich im Durchschnitt etwa
2,9 mSv pro Jahr, weist aller-
dings eine sehr hohe örtliche
und zeitliche Variabilität auf.
Diese Exposition und die damit
verbundene Dosis resultiert aus
Ingestion natürlicher Radionuk-
lide, externer Bestrahlung und
überwiegend aus der Inhalation
von Radon und Radonfolgepro-
dukten (siehe Abbildung Rn-
Karte: Das österreichische natio-
nale Radonprojekt – ÖNRAP,
BMLFUW Wien). In Österreich
sind durch die österreichische
Strahlenschutzkommission
Richtgrenzwerte für die durch-
schnittliche Radon-222-Akti-
vitätskonzentration in Innenräu-
men empfohlen (bestehende Ge-
bäude 400 Bq/m3, Neubauten
200 Bq/m3). Die Dosis infolge
der Anwendung ionisierender
Strahlen und radioaktiver Stoffe
in der Medizin beträgt 1,3 mSv
pro Jahr. Aus beruflicher Strah-

lenexposition, Tschernobylun-
fall, Kernwaffenversuche und
die Anwendung ionisierender
Strahlen und radioaktiver Stoffe
in Forschung, Technik und
Haushalt resultiert eine Dosis
von 0,08 mSv pro Jahr.
Ein Ziel des Strahlenschutzes ist
auch die Begrenzung beruflich
bedingter Expositionen infolge
natürlicher terrestrischer Strah-
lenquellen. Dieser Schutz von
Arbeitskräften sowie von Einzel-
personen der Bevölkerung vor
einer erhöhten Exposition durch
natürliche Strahlenquellen wird
in Österreich durch die Natürli-
che Strahlenquellen-Verordnung
(NatStrV), BGBl. II Nr. 2/2008,
geregelt. Dabei handelt es sich
um eine Verordnung des Bundes-
ministers für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft und des
Bundesminis -
ters für
Wirt-
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schaft und Arbeit. Durch diese
Verordnung werden Teile der
Strahlenschutz-Grundnormen-
richtlinie 96/29/EURATOM der
Europäische Kommission – wel-
che auf Empfehlungen der Inter-
nationalen Strahlenschutzkom-
mission beruht – in österreichi-
sches Recht umgesetzt. Die Ver-
ordnung regelt einerseits die er-
höhten natürlichen Expositionen
für ArbeitnehmerInnen in defi-
nierten Arbeitsbereichen (Ar-
beitsbereiche mit potenziell er-
höhten Radon-222-Expositionen
oder erhöhten Expositionen
durch Uran und Thorium und
deren Zerfallsprodukte) sowie
die erhöhten natürlichen Exposi-
tionen für Einzelpersonen der
Bevölkerung auf Grund von
Rückständen mit erhöhtem Ge-
halt an Uran oder Thorium und
deren Zerfallsprodukten, die in
von der Verordnung betroffenen
Arbeitsbereichen anfallen. Be-
troffene Arbeitsbereiche sind 
z. B. Wasserwerke, untertägige
Arbeitsbereiche, Radon-Kuran-
stalten, Verarbeitung von selte-
nen Erden, industrielle oder ge-
werbliche Verwendung von Ma-
terialien mit hohem natürlichem
Uran- oder Thoriumgehalt, Ver-
arbeitung mineralischer Rohstof-
fe, Erdöl- und Erdgasindustrie,
industrielle Dampfkesselanlagen
für feste fossile Brennstoffe, geo-
thermische Anlagen sowie Mate-
rialien, für die die zuständige
Behörde feststellt, dass infolge
von Arbeiten mit Strahlenquel-
len die Exposition von Einzelper-
sonen der Bevölkerung erheblichD
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erhöht ist: z. B. Mineralien mit
natürlichen radioaktiven Stoffen
in Mineraliensammlungen, ur-
anglasierte Keramiken.
Die strahlenschutzrechtliche
Verantwortlichkeit bezüglich Ar-
beiten mit natürlichen Strahlen-
quellen – im Sinne der Verord-
nung – liegt bei derjenigen Per-
son bzw. Unternehmen oder Ge-
bietskörperschaft, die Arbeiten
ausübt oder ausüben lässt – dem
sogenannten Verpflichteten. Die
vorgeschriebenen Untersuchun-
gen sind durch Dosisüberwa-
chungsstellen durchzuführen.

FAQs – Frequently asked
Questions

Welche Radionuklide können bei
einem Reaktorunfall in die Atmo -
sphäre gelangen? 
Bei einem Reaktorunfall können
eine Reihe von Radionukliden,
wie etwa Uran, Plutonium und
Spaltprodukte wie z. B. Krypton,
Strontium und Cäsium, in die
Atmosphäre freigesetzt werden.
Bei einer Freisetzung verhalten
sich die Stoffe je nach ihrer che-
mischen Natur und den vorherr-
schenden Temperatur- und
Druckverhältnissen unterschied-
lich. Gasförmige Stoffe (z. B.
Edelgase wie Krypton und 
Xenon) können bei einer Zer-
störung des Sicherheitsbehälters
vollständig freigesetzt werden.
Dies gilt auch für leicht flüchtige
Stoffe wie Jod und Cäsium. We-
niger flüchtige Stoffe wie Stron-
tium, Uran und Plutonium lie-
gen als Staubteilchen (Aerosole)
vor oder sind an Staubteilchen
gebunden. Ob von diesen Stof-
fen ebenfalls das gesamte im Re-
aktor enthaltene Inventar oder
nur Teile freigesetzt werden und
wie weit diese transportiert wer-
den, hängt vom konkreten Ver-
lauf des Unfalls ab. 

Ist durch den Reaktorunfall von
Fukushima mit erhöhter Kontami-
nation unserer Lebensmittel zu
rechnen?
Nein. Aufgrund der großen Di-
stanz (~ 10.000 km) und Ver-
dünnungseffekten in der Atmo -
sphäre ist mit keiner Kontamina-
tion der österreichischen Le-
bensmittel und des Trinkwassers
zu rechnen. Eine gesundheitli-
che Gefährdung für Mensch und
Umwelt in Österreich ist ausge-

Radioaktivität 
Eigenschaft von Atomkernen, sich
unter Aussendung ionisierender
Strahlung umzuwandeln. 

Radionuklid
Atomkernart, welche die Eigen-
schaft der Radioaktivität besitzt.
Eine Atomkernart ist charakteri-
siert durch die Anzahl der Proto-
nen und Neutronen sowie durch
den energetischen Zustand.

Spaltprodukte
Radionuklide, die bei der Kernspal-
tung – z. B. in Kernreaktoren – ent-
stehen. Die Spaltprodukte reichern
sich im Laufe der Nutzung in den
Brennelementen an. Beispiele für
Spaltprodukte sind Iod 131 (I-
131), Cäsium-137 (Cs-137), Stron-
tium-90 (Sr-90). Die Zahl nach
dem Elementnamen bezeichnet die
Summe der Protonen und Neutro-
nen im Atomkern. 

Halbwertszeit, T (s)
Jenes Zeitintervall, in dem eine be-
stimmte Ausgangsmenge eines ra-
dioaktiven Stoffes zur Hälfte um-
gewandelt ist. Nach Verstreichen
der Halbwertszeit ist nur mehr die
Hälfte der ursprünglich vorhande-
nen radioaktiven Atomkerne vor-
handen. Jedes Radionuklid hat ei-
ne charakteristische Halbwertszeit. 

Dosis, effektive Dosis, E (Sv)
Größe, welche die Wirkung ionisie-
render Strahlung auf den mensch-
lichen Körper charakterisiert. In
dieser Größe ist die auf die Masse
des Körpergewebes übertragene 
ionisierungs-wirksame Strahlungs-
energie und die mit der jeweiligen
Strahlung verbundene Schadwir-
kung enthalten. Angegeben wird
die effektive Dosis in Joule pro Ki-
logramm (J/kg) mit der speziellen
Bezeichnung Sievert (Sv). 

INES-Skala, International Nuclear
Event Scale
International vereinbarter Bewer-
tungsmaßstab für das Ausmaß von
Stör- und Unfällen in Nuklearanla-
gen.  
Stufe 0: Abweichung ohne oder
mit geringer Sicherheitsrelevanz
Stufe 1: Störung ohne Auswirkun-

gen innerhalb und außerhalb der
Anlage
Stufe 2: Störfall mit begrenzter
Auswirkung innerhalb der Anlage
Stufe 3: Ernster Störfall mit schwe-
ren Auswirkungen innerhalb und
geringen außerhalb der Anlage
Stufe 4: Unfall mit geringen Frei-
setzungen von Radioaktivität 
Stufe 5: Ernster Unfall mit Freiset-
zungen, welche einzelne Katastro-
phenschutzmaßnahmen erfordern 
Stufe 6: Schwerer Unfall mit er-
heblichen Freisetzungen und um-
fangreich erforderlichem Katastro-
phenschutz
Stufe 7: Katastrophaler Unfall mit
katastrophalen Auswirkungen auf
Gesundheit und Umwelt in weitem
Umfeld.

GAU/Super-GAU
Ein GAU ist ein Störfall in einem
Kernkraftwerk, für dessen Beherr-
schung die Sicherheitssysteme der
Anlage gerade noch ausgelegt sind.
Außerhalb der Anlage dürfen beim
Eintritt des GAU die geltenden
Störfallgrenzwerte für die Strah-
lenbelastung der Bevölkerung
nicht überschritten werden. Ein
GAU entspricht maximal der INES-
Stufe 4.
Ein Super-GAU ist ein Störfall, für
dessen Beherrschung die Sicher-
heitssysteme der Anlage nicht
mehr ausgelegt sind. Ein Super-
GAU entspricht den INES-Stufen 5
bis 7.

„verstrahlt“
Von den Medien verwendeter Be-
griff, der sowohl die Kontaminati-
on von Personen, Umweltmedien
oder Sachgütern mit radioaktiven
Stoffen als auch die Aufnahme von
radioaktiven Stoffen bezeichnet.
Die korrekte Bezeichnung wäre‚ 
„radioaktiv kontaminiert“ oder „ra-
dioaktiv verunreinigt“ bzw. für die
Aufnahme von Radionukliden die
Bezeichnung Inkorporation. Die In-
korporation kann durch Inhalation
(Aufnahme über Atemwege) und
Ingestion (Aufnahme durch die
Nahrung) erfolgen. 

Lesen Sie eine ausführlichere Er-
klärung der Begriffe auf
www.kommunal.at

Glossar

Begriffe und physikalische Größen (Auswahl)
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schlossen. Importe von Lebens-
mitteln aus Japan werden auf
Basis einer Empfehlung der Eu-
ropäischen Kommission kontrol-
liert.

Wo liegen die Aktivitätsgrenzwer-
te bei Nahrungsmitteln? Welche
Nahrungsmittel sind zuerst betrof-
fen? 
In der EU dürfen Lebensmittel
einen Grenzwert von 600 Bq/kg
nicht überschreiten, für Milch-
produkte und Babynahrung sind
es 370 Bq/kg. Diese Grenzwerte
gelten grundsätzlich auch für al-
le Einfuhren nach Europa. Im
Falle einer direkten Kontamina-
tion durch eine durchziehende
radioaktive Wolke wären in ers -
ter Linie alle Lebensmittel be-
troffen, die zu diesem Zeitpunkt
auf den Feldern sind, wie etwa
verschiedenste Gemüse- und 
Getreidesorten, aber auch Nutz-
tiere. 

Über welche Wege können radio-
aktive Stoffe in den Körper gelan-
gen?
Freigesetzte Radionuklide kön-
nen auf mehreren Pfaden (siehe
Grafik oben) zur Strahlenexposi-

tion des Menschen führen. Einer-
seits wird der Mensch von außen
durch die Bestrahlung aus der
kontaminierten Luft und durch
die auf dem Boden deponierten
Radionuklide belastet, anderer-
seits kommt es durch die Inhala-
tion kontaminierter Luft und den
Verzehr kontaminierter Lebens-
mittel bzw. Trinkwasser (Ingesti-
on) zur inneren Exposition.

Schützen mich Kaliumjodid-Tablet-
ten vor radioaktiver Strahlung?
Woher sind sie zu beziehen, wann
sind sie einzunehmen? 
Das Arzneimittel blockiert die
Aufnahme von radioaktivem Jod
durch die Schilddrüse und kann
so Schilddrüsenkrebs verhin-
dern. Es stellt somit einen pro-
phylaktischen Schutz dar, da die
Schilddrüse bereits „gesättigt“

ist. Österreich hat zum Schutz
der Risikogruppen (Kinder, Ju-
gendliche, Schwangere und Stil-
lende) 6 Mio. Packungen in al-
len Apotheken, ärztlichen Haus-
apotheken und Krankenanstal-
ten gelagert. Zusätzlich wird in
allen Schulen, Kindergärten und
Kinderbetreuungseinrichtungen
die erste Tagesdosis Kaliumjodid
für jedes Kind bereitgehalten.
Ferner gibt es eine Bundesreser-
ve. Die Kaliumjodid-Tabletten
dürfen im Katastrophenfall nur
nach ausdrücklicher Empfeh-
lung durch die Gesundheits-
behörden, die über Massenme-
dien erfolgt, eingenommen wer-
den. Eine Einnahme ohne Ge-
fahr einer Strahlenbelastung ist
sinnlos und eventuell sogar
schädlich! Derzeit gibt es keine
Anordnung zur Einnahme der
Kaliumjodid-Tabletten in Öster-
reich! (BMG, 01. 04. 2011)

Welche zusätzliche Strahlenexposi-
tion ist in Österreich zu erwarten?
Bis heute wurden in Österreich
nur äußerst geringe Konzentra-
tionen an Jod-131 in der Atmos-
phäre nachgewiesen, die auf
den Reaktorunfall in Fukushima
in Japan zurückzuführen sind.
Mit einer zusätzlichen Strahlen-
exposition ist nicht zu rechnen.

Wie sind die aus Japan berichteten
Strahlenmesswerte einzuordnen?
Infolge des Reaktorunglücks in
Fukushima wurden nach und
nach Werte der vor Ort gemesse-
nen Strahlung berichtet (z. B.
0,20 μSv/h in Tokio, 400 mSv/h
nahe des KKW Fukushima). Um
diese einordnen zu können,
wurde in der Tabelle „Strahlen-
belastung“ ein Überblick einiger
Dosis- und Grenzwerte zusam-
mengestellt (Seite 49).

Welche Maßnahmen kann man
persönlich im Unglücksfall zur Do-
sisminimierung treffen?
Der Aufenthalt im Freien sollte
während des Durchzugs der ra-
dioaktiven Wolke vermieden
werden. Bei einem notwendigen
Aufenthalt im Freien sollte
leicht zu reinigende Kleidung 
(z. B. Regenmantel) getragen
werden, die den Körper und die
Haare so weit wie möglich über-
decken. Einfache Hygienemaß-
nahmen, wie das regelmäßige
Waschen von den Körperpartien,

Der Weg der Radionukleide in den Körper

Freigesetzte Radionuklide können auf mehreren Pfaden zur Strahlenexposition des Menschen
führen. 

Kaliumjodid-Tabletten dürfen nur nach aus-
drücklicher Empfehlung durch die Gesundheits-
behörden eingenommen werden. Eine Einnah-
me ohne Gefahr einer Strahlenbelastung ist
sinnlos und eventuell sogar schädlich!
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Örtlich und ressourcenmäßig ist
das Prüflabor für Umweltradio-
aktivität und Strahlenschutz
(PLUS) der Universität für Bo-
denkultur Wien im Arsenal,
1030 Wien, angesiedelt. Das
Prüflabor erbringt seine Leistun-
gen als zugelassene Prüf- und
Dosisüberwachungsstelle gemäß
§ 9 der Natürlichen Strahlen-
quellen-Verordnung, BGBl. II  
Nr. 2/2008 entsprechend den
Anforderungen der OVE/ON
ISO/IEC EN 17025: 2005 „All-
gemeine Anforderungen an die
Kompetenz von Prüf- und Kali-
brierlaboratorien“. 
Leistungen:
3 Vereinfachte Dosisabschät-

zung gemäß NatStrV § 5 
3 Dosisabschätzung gemäß

NatStrV § 16 
3 Dosisermittlung gemäß

NatStrV § 17
3 Überprüfung von Rückständen

gemäß NatStrV §§ 20, 23
Abs. 1 und 26 Abs. 2

Messmethoden und Verfahren:
3 Gammaspektrometrie
3Messung von Radon-222 in

Luft und Wasser
3 Bestimmung der Umgebungs-

Äquivalent-Dosisleistung
3 Gesamtrichtdosis gemäß

Trinkwasserverordnung
BGBl. II Nr. 304/2001
3 Radioaktivität von Baustoffen

gemäß Önorm S 5200
3 Durchführung von Analysen

von Heilvorkommen hinsicht-
lich Messungen der Radioakti-
vität

Derartige Methoden ermögli-
chen letztendlich die Bewertung
der in den Arbeitsstoffen und in
der Raumluft vorherrschenden
Radioaktivitätskonzentration
hinsichtlich der Sicherstellung
des Schutzes des Lebens und der
Gesundheit von Arbeitskräften
sowie Einzelpersonen der Bevöl-
kerung einschließlich ihrer
Nachkommenschaft vor Schäden
durch ionisierende Strahlung.
Durch das Prüflabor für Um-
weltradioaktivität und Strahlen-
schutz werden des weiteren Be-
ratungstätigkeiten sowie die
Konzeption und Durchführung
von Forschungsprojekten im
Fachgebiet Radioökologie sowie
zu Themen der angewandten
Umwelt- und Lebenswissen-
schaften durchgeführt.

Kontakt:
Universität für Bodenkultur 
Wien, Prüflabor für Umwelt -
radioaktivität und Strahlen-
schutz (PLUS)
Faradaygasse 3, Arsenal 214,
1030 Wien
Tel: +43 1 798 10 24 -14/ -41,
Fax: +43 1 798 10 24-10, 
E-Mail: plus@boku.ac.at

3 DI Dr. Andreas Baumgartner ist Leiter des Prüfla-

bors für Umweltradioaktivität und Strahlenschutz

(PLUS) und stv. Leiter des Low-Level Counting Labors

Arsenal (LLCL) der Universität für Bodenkultur Wien

3 Univ.-Doz. DI Dr. Franz Josef Maringer ist Leiter des

LLCL der Universität für Bodenkultur Wien, Leiter des

Referates für Ionisierende Strahlung und Radioaktivität

am Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen (BEV)

und Vizepräsident des Österreichischen Verbandes für

Strahlenschutz (ÖVS)

3 Fabian Rechberger, BSc, ist wissenschaftlich-tech -

nischer Mitarbeiter LLCL und PLUS, Universität für Bo-

denkultur Wien

3Mag. Dr. Claudia Seidel ist stv. Leiterin des Prüfla-

bors für Umweltradioaktivität (PLUS) und wissen-

schaftliche Mitarbeiterin des Low-Level Counting

Labors Arsenal (LLCL) der Universität für Bodenkultur

Wien

3 DI Michael Stietka ist wissenschaftlicher Mitarbei-

ter LLCL und PLUS, Universität für Bodenkultur Wien

Die Autoren (alphabetisch von links)

Im Low-Level Counting Labo-
ratory Arsenal (LLCL) können
geringste Spuren von Radioak-
tivität in Lebensmitteln, Trink-
wasser und Umweltmedien ra-
diometrisch analysiert werden.
Das Speziallabor ist das am ef-
fektivsten gegen Umweltstrah-
lung abgeschirmte Aktivitäts-
messlabor Österreichs.
Seit der Inbetriebnahme des
Labors wurden zahlreiche For-
schungsprojekte in den Um-
welt- und Lebenswissenschaf-
ten, Radioökologie, Isotopen-
hydrologie, Metrologie sowie
Prüf- und Kalibrieraufgaben,
Ringvergleiche und Eichungen
für Aktivitätsmessgeräte
durchgeführt. 
Von April bis Juli 1986 wurden
im LLC-Labor Arsenal für öf-
fentliche Stellen im Schichtbe-
trieb rund um die Uhr tausen-
de Lebensmittel-, Trinkwasser-
und Umweltproben auf radio-
aktive Kontamination unter-
sucht. So wurden in den ersten
Tagen und Wochen nach der
Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl  vor allem Trink-
wasser, Frischgemüse und
Milch untersucht. In der Milch
wurden damals I-131 und 
Cs-137 Aktivitätskonzentratio-
nen bis zu einigen hundert
Becquerel pro Liter (Bq/l) ge-
messen. Seit 2004 wird das
Speziallabor von der Projekt-
gruppe Radioökologie der Uni-
versität für Bodenkultur Wien
für Lehre und Forschung sowie
für Mess- und Prüfaufgaben im
Bereich der Umweltradioakti-
vität und des Strahlenschutzes
intensiv genutzt. Ein wissen-
schaftliches Referenzprojekt,
welches im LLC-Labor seit
1986 laufend bearbeitet wird,
ist die radioökologische Lang-
zeitstudie der Radioaktivität
der Donau in Österreich infol-
ge der großräumigen Umwelt-
kontamination durch die Reak-
torkatastrophe von Tscherno-
byl. 

Kontakt:
Universität für Bodenkultur
Wien, Low-Level Counting La-
bor Arsenal 
Faradaygasse 3, Arsenal 214,
1030 Wien
Tel.: +43 1 798 10 24-10, 
Fax: +43 1 798 10 24-10, 
E-Mail: llcl@boku.ac.at

Fact-Box

Fact-Box

Das Prüflabor für Umweltradioaktivität und
Strahlenschutz (PLUS)

Low-Level Counting
Labor Arsenal



E-Mail (llcl@boku.ac.at) anfor-
dern.

Wer haftet für mögliche Schäden,
die durch einen Reaktorunfall her-
vorgerufen werden?
Seit Geltung des neuen öster-
reichischen Atomhaftungsgeset-
zes (1. 1. 1999) kann ein in
Österreich Geschädigter vor
 einem österreichischen Gericht
auch Ersatz für Schäden verlan-
gen, die durch ein ausländisches
Kernkraftwerk entstanden sind.
Eine Vollstreckung des öster-
reichischen Urteils gegen den
ausländischen Betreiber im Aus-
land ist nur möglich, wenn ein
entsprechendes Vollstreckungs-
abkommen besteht. Allgemein
lässt sich sagen: Eine Voll-
streckung österreichischer Scha-
denersatzurteile im Ausland ist
zwar nicht ausgeschlossen, aber
auch nicht stets gesichert. Stren-
ge Atomhaftung sollte dazu
führen, dass Nachbarstaaten
einander von vornherein nicht
durch grenznahe Atomkraftwer-
ke gefährden. Wer dennoch ge-
fährdet und im – hoffentlich
nicht eintretenden – Ernstfall
schädigt, der trägt dafür zumin-
dest die volle Verantwortung für
die Wiedergutmachung aller
verursachten Schäden. 
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die mit Außenluft oder kontami-
nierten Oberflächen in Berüh -
rung gekommen sind, sollten
durchgeführt werden. Kleidungs-
stücke und Schuhe, die im Frei-
en getragen wurden, sollten vor
dem Betreten des Wohnbereichs
gewechselt werden. Auch Hau s -
tiere sollten nach einem Aufent-
halt im Freien gereinigt werden.
Auf den Konsum von Freiland-
gemüse und frischem Obst aus
dem Garten bzw. Beeren und
Pilze aus dem Wald sollte in den
betroffenen Gebieten verzichtet
werden. Weitere Infos finden sie
auf der Homepage des Lebens-
ministeriums
(http://www.lebensministerium
.at/)

Wurden nach dem Tschernobyl-
unfall Spätschäden in Österreich
diagnostiziert?

Im Jahr 2006 wurde vom LLC-
Labor Arsenal der BOKU Wien
eine Studie durchgeführt, die
die Frage klären sollte, ob in
den vom Tschernobylfallout be-
sonders stark kontaminierten
Regionen Oberösterreichs statis -
tisch signifikante Erhöhungen
an strahleninduzierten Krebsfäl-
len oder anderen Folgeschäden
nachgewiesen werden können.
Mittels statistischen Auswertun-
gen konnte sowohl in OÖ als
auch in allen anderen Bundes-
ländern kein „Tschernobyl -
effekt“ nachgewiesen werden.
Einzelfälle von Schädigungen
infolge der zusätzlichen Strah -
lenexposition sind jedoch nicht
vollkommen auszuschließen,
aber bisher statistisch nicht
nachweisbar. Die detaillierten
Ergebnisse der Studie können
Sie gerne bei den Autoren per 

Quellen: 

3www.lebensministerium.at 

3www.bfs.de (Bundesamt für Strahlenschutz

(BfS)) 

3www.umweltbundesamt.at 

3www.ages.at (Agentur für Gesundheit und

Ernährungssicherheit (AGES))

3www.bmg.gv.at (Bundesminsiterium für Ge-

sundheit (BMG))

3Maringer, F. J., Bossew, P., Gerzabek, M., Sei-

del, C., Waldhör, T., Vutuc, C. (2006): Endbe-

richt zur Studie „Tschernobylfolgen in

Oberösterreich“ Untersuchung der gesund-

heitlichen Auswirkungen der Reaktorkatas -

trophe von Tschernobyl in besonders belas -

teten Gebieten Oberösterreichs. im Auftrag

des Landes Oberösterreich, Abt. Umwelt-

und Anlagentechnik/Umwelttechnik

3www.kernfragen.de 

3 Atomhaftungsgesetz 1999 – AtomHG 1999

Teile des Beitrags sowie der
Info-Kästen mussten aus re-
daktionellen Gründen gekürzt
werden. Lesen Sie auf
www.kommunal.at die voll-
ständigen Beiträge.

* Um die Vergleichbarkeit mit den ansonsten in Sievert angegebenen Werten zu ermöglichen, ist der Wert hier ebenfalls

in Sievert angegeben; wissenschaftlich präziser wäre die Angabe in Gray (Gy).

0,01 mSv/Jahr Höchste jährliche Dosis einer Person im Umkreis eines 
Kernkraftwerks unter Normalbedingungen

0,01–0,03 mSv/Jahr Dosis bei einer Röntgenaufnahme des Brustkorbs
0,06 mSv Dosis durch kosmische Strahlung bei einem Flug von Wien 

nach New York
1 mSv/Jahr Grenzwert (maximal zulässige Dosis) für Einzelpersonen der 

Bevölkerung (exkl. natürlicher Hintergrund und Medizin)
1,3 mSv/Jahr Durchschnittliche jährliche Dosis eines Österreichers durch 

medizinische Anwendungen
2 mSv in 50 Jahren Gesamte Dosis für eine Person im Voralpengebiet auf Grund 

des Reaktorunfalls von Tschernobyl für den Zeitraum 
1986 bis 2036

2,9 mSv/Jahr Durchschnittliche jährliche Strahlenexposition der 
Österreicher aus natürlichen Quellen, vorwiegend durch 
Inhalation von Radon und dessen radioaktiven 
Folgeprodukten

10–20 mSv Dosisbereich für eine Ganzkörper-Computertomographie 
eines Erwachsenen

20 mSv/Jahr Grenzwert (maximal zulässige Dosis) der jährlichen 
Strahlenexposition für beruflich strahlenexponierte Personen 
in Österreich

100 mSv Schwellendosis für angeborene Fehlbildungen oder Tod des 
Fötus. Bei dieser Dosis treten in einer Bevölkerungsgruppe 
rund ein Prozent zusätzliche Krebsfälle auf

500 mSv* Bei akuter Exposition treten ab dieser Schwellendosis akute 
Strahleneffekte auf (z. B. Übelkeit, Erbrechen) – 
deterministische Schäden 

1000 mSv Bei dieser Dosis treten in einer Bevölkerungsgruppe etwa 
zehn Prozent zusätzliche Krebsfälle auf

3000–4000 mSv Ohne medizinisches Eingreifen sterben bei dieser Dosis 50 
Prozent der exponierten Personen nach 3–6 Wochen, wenn es 
sich um eine in kurzer Zeit erfahrene Strahlenbelastung 
handelte

> 8000 mSv Sicherer Tod

Einordnung der Stahlenbelastungen (Dosis)
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66 Klima- und Energiemodell -
regionen, das sind 773 Gemein-
den oder 1,7 Millionen Men-
schen, die mit Unterstützung des
Lebensministeriums bereits un-
terwegs in die Energieautarkie
sind. Aktuelle  Beispiele aus den
Modellregionen zeigen vor, wie
die Zukunft für „Erneuerbar“
und „Energiesparen“ aussieht:

Groß-Schönau: Über -
morgen selbst versorgen

Ziel des Vereins TDW Groß-
schönau ist, in zehn Jahren eine
Energie-Verbrauchsreduktion auf
80 bis 85 Prozent des heutigen
Verbrauchs und eine Steigerung
der erneuerbaren Energieträger
auf 70 bis 75 Prozent des heuti-
gen Verbrauchs zu erreichen. Bis
2030 ist das Ziel der teilnehmen-
den Gemeinden, energieautark
durch verstärkte Biomassenut-
zung und andere erneuerbare
 regionale Energieträger aus der
 eigenen Region zu sein.

Energie-Modellregion 
Freistadt

Das Projekt „Energie-Modellre-
gion Freistadt“ zielt darauf ab,
durch Hebung des Informations-
niveaus zu Klimaschutz- und
 Energiethemen bei BürgerInnen,
UnternehmerInnen, Kommunen
und auch den Meinungsbildne-

rInnen der Region einen ver-
stärkten Einsatz an erneuerba-
ren Energien und Energie-Effizi-
enzmaßnahmen zu bewirken.
Dabei wird auf die Installierung
eines dichten Netzes an „Klima-
feuerwehren“ und themenbezo-
gener Arbeitsgruppen gesetzt. 

100 Prozent eigene 
Energie für 3KR

Die der Modellregion überge-
ordnete „Großregion“ ist das
Steirische Vulkanland. Das Stei-
rische Vulkanland besteht aus
insgesamt 79 Gemeinden und
104.000 Einwohnern aufgeteilt
auf 16 Kleinregionen. Der Fokus
liegt bei der begleitenden Ver-
netzungs- und Bewusstseinsbil-
dungsarbeit in der Modellregi-
on. Durch die Unterstützung der
Modellregion aus Mitteln des

Klimafonds können in der Regi-
on wichtige Aktivitäten durch-
geführt werden, welche sonst
nicht bzw. nur in einem unterge-
ordneten Ausmaß zur Umset-
zung gelangen. Die Durch-
führung der schwerpunktmäßi-
gen Intensivierung der Arbeiten
in der Modellregion werden in
weiterer Folge auch benachbarte
Kleinregionen motivieren und
durch viele positive Beispiele
von der Idee 100 Prozent eigene
Energie „infizieren“.
Mehr auf www.klimafonds.gv.at

Unsere Gemeinden auf dem Weg in die Energieautarkie

„Raus aus Atom“
Österreich muss umden-

ken. Öl und Gas sind von

gestern, und die Nutzung

der Kernenergie steht 

aufgrund der jüngsten 

Ereignisse in Japan stark

unter Druck. Die Zukunft

liegt in den erneuerbaren 

Energien.

„Mein Ziel ist klar: Ich will, dass Österreich unabhängig von den Öl-, Gas- und Atomlobbys wird.
Bis 2050 können wir Österreich zu 100 Prozent mit sauberer heimischer Energie versorgen. Ich
will für unsere Menschen ein energieautarkes Österreich – 100 Prozent Energie made in Austria,
das ist machbar“, so Umweltminister Berlakovich, der sich massiv für dieses Ziel einsetzt.

Der Verein „TDW Großschönau“ hat das Ziel, in zehn Jah-
ren eine Energie-Verbrauchsreduktion auf 80 bis 85 Pro-
zent zu erreichen.

Durch die Unterstützung der Modell-
region „Vulkanland“ aus Mitteln des
Klimafonds werden regionale Akti-
vitäten möglich.

Termin-Aviso

Am 3. und 4. Mai findet in der
Österreichischen Nationalbi-
bliothek eine Veranstaltung des
Klima- und Energiefonds statt.
Thema „Das Ende des fossilen
Zeitalters:  Klima- und Energie-
modellregionen auf dem Weg
in die Energieunabhängigkeit“.
Infos und Anmeldung unter
www.klimafonds.gv.at
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Durch den Einsatz von modernen
LED-Systemen können erhebliche
Energieeinsparungspotenziale
genutzt und Betriebskosten ge-
spart werden. Darüber hinaus
haben LEDs eine vielfach höhere

Lebensdauer
als herkömm-
liche Leucht-
systeme. 
Zur finanziel-
len Unterstüt-
zung bei einer
Umstellung
auf LED-Sys -
teme startet
im Rahmen
der betriebli-
chen Umwelt-
förderung ei-
ne neue För-
derungsakti-
on ab 1. März
2011. 
Etwa 70 Pro-
zent des
Stromver-
brauchs der

Industrie entfallen auf Antriebs-
systeme wie Elektromotoren,
Pumpen und Ventilatoren. Durch
Einsatz moderner, energieeffizi-
enter Antriebe kann der Strom-
verbrauch um rund 20 bis 30
Prozent reduziert und dadurch
eine Verminderung der Belas -
tung durch Luftschadstoffe und
klimarelevante Gase herbeige-
führt werden. Mit Hilfe der neu-
en Förderungsaktion für energie-
effiziente Antriebe soll Unter-
nehmen bereits jetzt der vorzei-
tige Umstieg auf die ab 2015
vorgeschriebenen Motoren er-
möglicht werden.
Förderungsansuchen können
nach erfolgter Umstellung für
beide Aktionen bis zum 31. De-
zember 2012 bei der Kommu-
nalkredit Public Consulting
www.publicconsulting.at einge-
reicht werden. 
Aktuell sind auch die Förderun-
gen für thermische Sanierungen
für Gewerbe-Gebäude und für
den privaten Wohnbau.

2011, das Jahr des Waldes

Schulpakete verteilt

Neptun Wasserpreis 2011

Preisträger und Nominierungen 

Erhebliche Energieeinsparungen mit LED-Systemen

Neue Förderungen für Energiesparer
Broschüre

Lebensmittelbericht
2010 präsentiert
Der Lebensmittelbericht Öster-
reich gibt eine integrierte Sicht-
weise über die verschiedenen
Stufen der gesamten Wertschöp-
fungskette der Lebensmittelwirt-
schaft. Dieser Bericht bietet eine
umfassende Informationsgrund-
lage für Einschätzungen und
Entscheidungen in diesem Le-
bens- und Wirt-
schaftsbereich.
Die Zielgrup-
pen des Le-
bensmittelbe-
richts sind die
KonsumentIn-
nen sowie die 
ExpertInnen
und Entschei-
dungsträge -
r Innen in
Wirtschaft, Verwaltung, Politik
und Interessensvertretung. 
http://publikationen.
lebensministerium.at

Rechtzeitig zum heurigen Inter-
nationalen Jahr des Waldes fiel
der Startschuss für die Vertei-
lung des Wald-Schulpakets an
alle Volksschulen in Österreich.
„Wir müssen das Internationale
Jahr des Waldes nützen, um al-
len Österreichern die Bedeutung
des Waldes näher zu bringen.
Mit dem Schulpaket erreichen
wir 330.000 Kinder“, so Um-
weltminister Niki Berlakovich.  
Alle Infos zum Internationalen
Jahr des Waldes unter
www.jahrdeswaldes.at

Mit einem großen Wasser-Event
wurden am 15. März im Beisein
von Umweltminister Berlakovich
und vielen PartnerInnen und
SponsorInnen des Preises die
Wasserpreise 2011 verliehen.
Aus den rund 250 Projekten, die
in den vier Fachkategorien Was-
serSCHUTZ, WasserWELT, Was-
serKOMMUNIKATION und Was-
serKREATIV eingereicht wurden,
wurde der Hauptpreis an das in
Summe nachhaltigste Projekt
vergeben. Pro Kategorie wurde
ein Preisgeld von je 3000 Euro –
zur Verfügung gestellt von den
Sponsoren, die die Patenschaft
der jeweiligen Kategorie tragen –
vergeben.  Das Siegerprojekt
Wasser SCHUTZ (Patenschaft
Stadt Wien/Wiener Wasserwer-
ke) wurde von der Gemeinde
Tattendorf eingereicht, die in
den letzten 13 Jahren von drei
sehr starken Hochwässern heim-
gesucht wurde. Die Bevölkerung

wünschte sich eine Aufweitung
und Eintiefung des Flussbettes
sowie betonierte Ufermauern.
Für die Gemeinde hingegen kam
nur eine Lösung im Einklang mit
der Natur in Betracht. Grundidee
für den ökologischen Hochwas-
serschutz war es, alte Über-
schwemmungsflächen wieder zu
aktivieren und durch Geländean-
hebungen oder -absenkungen
das Wasser im Katastrophenfall
um den Ort herumzuführen.
Auch die trocken gefallenen
Triesting-Auen sind heute als Re-
tentionsflächen mit einbezogen
und werden somit bei Hochwas-
ser überflutet.
www.wasserpreis.info
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►Kompatibilität zu bestehenden
Systemen.
Gemeinsam mit den erfahrenen
und praxiserprobten Firmen
ISGUS und agile technology wur-
de eine Lösung entwickelt, die
genau diese Anforderungen er-
füllt. Aus den vorhandenen Mo-
dulen der Partner entstand ein
speziell für Gemeinden einsetz-
bares, flexibles System, das sehr
einfach für die jeweiligen Be-
dürfnisse adaptiert werden kann.

MitarbeiterInnen arbeiten
gerne mit Smartphone

Das wichtigste Anliegen war die
Akzeptanz der neuen Lösung
durch die Belegschaft. Von Be-
ginn an wurde das System ange-
nommen, und schnell waren die
MitarbeiterInnen von den Vor-
teilen auch für sie persönlich
überzeugt.

Automatisierte Neben-
gebührenermittlung
Der Bauhof bietet sehr unter-
schiedliche Leistungen; die
Tätigkeiten des Bauhof-Perso-

nals sind naturgemäß vielfältig.
Aber allein durch die automati-
sche Ermittlung der Nebenge-
bühren konnte der Administrati-
onsaufwand wesentlich gesenkt
werden.

Zahlreiche 
Analysemöglichkeiten
Und obwohl die Eingabe von
Daten in einem von den Mitar-
beiternInnen akzeptierten Aus-
maß liegt, liefert das System ei-
ne Vielzahl von Analysemöglich-
keiten wie z. B.
3genaue Information über die
Kosten pro Auftrag (Personal,
Maschinen und Fahrzeuge)
3Überblick über den Auslas -
tungsgrad und die detaillierten
Kosten des Maschinen- und
Fuhrparks
3Entscheidungsgrundlage über
die Abwicklung von Aufträgen
in Eigen- oder Fremdleistung.
Alles in allem schätzt  Bachner
das System auf Grund seiner
Flexibiliät, der Bedienerfreund-
lichkeit und der zu erzielenden
Kostenersparnis.
Christian Bachner steht interes-
sierten Gemeinden gerne für
 einen Erfahrungsbericht auch
vor Ort zur Verfügung. Er ist
 telefonisch erreichbar unter 
02772/521 05-51 
oder per E-Mail 
christian.bachner@
neulengbach.gv.at

Information

Genaue Datenerfassung rechnet sich für Gemeinden

Maßgeschneiderte Lösung für
kommunalen Dienst
Nicht nur in Zeiten der Budgetknappheit, aber dann umso wichtiger ist

es für eine Organisation, die genauen Kosten für z. B. die eingesetzten

Fahrzeuge und Maschinen zu erfassen, aber auch Personalkosten trans-

parent zu ermitteln. Deshalb stellen immer mehr Gemeinden auf ein

elektronisches Leistungsabrechnungssystem um.

Großes Interesse fand eine am
31. März 2011 abgehaltene In-
formationsveranstaltung zum
Thema „Leistungsabrechnung
im kommunalen Dienst“ im Al-
ten Rathaus von Wiener Neu-
stadt. Die zahlreich erschiene-
nen VertreterInnen von Gemein-
den aus Niederösterreich, dem
Burgenland und der Steiermark
folgten gespannt den Aus-
führungen von Christian Bach-
ner, Controller der Stadtgemein-
de Neulengbach.
Unter seiner Federführung in-
stallierte die Marktgemeinde
Neulengbach vor eineinhalb
Jahren ein Leistungsabrech-
nungssystem für den Bauhof. Als
für Finanzen und Controlling

Zuständiger setzte er sich da-
mals das Ziel, die zeitaufwendi-
gen und damit kostenintensiven
manuellen Zeit- und Leistungs-
aufzeichnungen der Mitarbeiter
des Bauhofs auf ein elektroni-
sches System umzustellen.
Wichtig dabei waren ihm folgen-
de Faktoren:
►Handhabungs- und Bedie-
nungskomfort für die Mitarbei-
terInnen
►Auswertungs- und Analyse-
möglichkeiten

Nähere Informationen er-
halten Sie bei Franz Horn-
bacher, Geschäftsführer der
ISGUS GmbH
Zieglergasse 6
1070 Wien
Tel.: 01/526 28 77
Fax: 01/526 44 18
E-Mail:
f.hornbacher@isgus.at

Mag. Hans Treber, agile technology, Stadträtin
KR Ingrid Winkler und ISGUS-Geschäftsführer
Franz Hornbacher.

Neben der immensen Zeitersparnis
von monatlich 30 Stunden gibt es
noch eine Vielzahl positiver Begleit -
erscheinungen.

Christian Bachner, Neulengbach
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Struktur mit Unterkategorien
und Favoriten und kann noch
weiter flexibel an die eigenen
Bedürfnisse angepasst werden.
Fast spielerisch wurde auch der
Hinweis auf die Aktualisierung
der Homepage gelöst: ein Am-
pelsystem mit Rot/Gelb/Grün
zeigt dem Redakteur stets an,
wann die letzten Einträge er-
folgt sind.

Homepage-News

Diese neue Leichtigkeit im Hin-
tergrund wirkt sich auch auf das
Präsentationsmodul aus. Lufti-
ger, lockerer und flexibler kann
das Design der Homepage ge-
staltet werden. Egal ob Touris-
mus-, Wohn- oder Industrieort,
jede Gemeinde kann sich den

Bürgern nach ihren Vorstellun-
gen präsentieren und das Layout
in jeder Richtung anpassen. Bar-
rierefreiheit ist für RiS-Kommu-
nal selbstverständlich. Es sind
auf Wunsch der Gemeinde auch
Werbeeinschaltungen (regional
und überregional) möglich, die
von der Fa. RiS in Kooperation
mit einer großen Werbeagentur

abgewickelt werden. Die-
se Einnahmen können oh-
ne Aufwand zur Finanzie-
rung der Gemeindehome-
page verwendet werden.
Ganz neu ist auch das
Ressourcenmanagement:
Die Terminreservierung
und -verwaltung von Ver-
anstaltungsgebäuden
kann über die Homepage
papierlos mit den Antrag-
stellern abgewickelt wer-
den. Besondere Möglich-
keiten ergibt die Anbin-
dung an diverse Formular-

server (Formularsammlungen
von Bundesländern, Help.gv
usw.). Ein Set von barrierefreien
und Style Guide konformen For-
mularen stellen diese Formular-
server den Gemeinden auf
Knopfdruck zur Einbindung in
RiS Verfügung.  
Eines ist sicher: so leicht war es
noch nie, den Bürgern eine top-
aktuelle Homepage zu präsen-
tieren. Das wird auch immer
wichtiger, denn: 
Die Zeit bleibt nicht stehen.

Information

Neues Homepage-Tool für Gemeinden 

RiS Kommunal 4.0 – einfacher,
leichter und näher am Bürger
Die Zeit bleibt nicht stehen. Weder für die Behörden noch für die 

Bürgerinnen und Bürger. Für zeitgemäßen Service einer Gemeinde 

ist die Homepage (Website) eine wichtige Schnittstelle zum Bürger.

Hier werden Informationen transportiert, Themen diskutiert, können

Formulare ausgefüllt und Termine gebucht werden.

Auf der Gemeindehomepage ist
die Übermittlung des Wasser-
zählerstandes genauso möglich
wie auch das Betrachten einer
Fotogalerie oder eines Image-
films. Natürlich findet sich ne-
ben den Mitarbeitern auch jeder
politische Funktionär auf der
Homepage, die Sitzungsproto-
kolle oder auch die Gemeinde-
zeitung können ebenso herun-
tergeladen werden wie der auto-
matische Übertrag von Veran-
staltungen in Outlook. RiS-Kom-
munal als Marktführer beim
Web-Content Management Sys -
tem für Gemeinden in Öster-
reich ruht sich nicht auf dem Er-
folg aus, sondern schickt ab
April 2011 die Version 4 ins Ren-
nen.

Redaktionstool-News

Völlig neu überarbeitet wurde
das Redaktionstool. Den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern
der Gemeinden fällt es nun noch
leichter, die Daten auf die Home -
page zu stellen und Anfragen
der Bürger entgegen zu neh-
men. „Usability“  ist das Zauber-
wort, mit dem die Bedienbarkeit
von RiS-Kommunal wesentlich
verbessert wurde. Das Design
der Redaktion wurde an Win -
dows/Apple-Oberflächen ange-
passt, beinhaltet eine aktuelle

RiS GmbH
Ing.-Kaplan-Gasse 1
4400 Steyr
Tel.: 07252/861 861 0
Fax: 07252/861 86 33
E-Mail: office@ris.at
Web: www.ris.at

Für weitere Informationen stehen Ihnen unsere Vertriebspartner gerne zur Verfügung:

Das Redaktionstool wurde grundlegend überarbeitet. 
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Risikomanagement in Gemeinden

Die Anforderungen an die
Gemeindepolitik und Ge-
meindeverwaltung steigen
stetig, und dies in einem
immer komplexer werden-
den Umfeld. Die aktuellen
Entwicklungen der Ge-
meinden zeigen eindeutig,
dass die Gemeinden zu-
sätzliche Instrumente zur
zielorientierten und nach-

haltigen Führung der viel-
fältigen Gemeindeagenden
benötigen.
Eines dieser Instrumente
ist Risikomanagement, das
den bewussten und syste-
matischen Umgang mit all
jenen Unsicherheiten ver-
langt, die die Auftragser-
füllung beeinflussen könn-
ten. Es trägt so wesentlich
dazu bei, strategische und
operative Ziele der Ge-

meinden besser zu errei-
chen.

Risiken rechtzeitig
identifizieren
Außer Zweifel steht, dass je-
de Gemeinde bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben exter-
nen und internen Risiken
verschiedenster Art ausge-
setzt ist. Wenn nun schon Ri-
siken eingegangen werden
müssen, sollten wenigstens
deren negativen Auswirkun-
gen im Schadenseintrittsfall
begrenzt werden. Risikoma-

nagement bedeutet daher
im Grunde nichts anderes

als risikobewusste
Führung der Gemein-

deaufgaben. Dazu
gehört es, Risiken

rechtzeitig zu iden-
tifizieren, zu mes-
sen, Schadens-

höhen abzuschätzen
und durch geeignete Maß-
nahmen abzusichern. Ziel ei-
nes Risikomanagementsys -
tems für eine Gemeinde ist es
auch, die Chancen einer Ge-
meinde unter anderem da-
durch zu steigern, dass be-
standsgefährdende Risiken
reduziert werden.
Risikomanagement ist eine
wirksame Methode zur Ab-
wendung von Gefahren, zur
Nutzung von Chancen und
der Erreichung von Zielen.
PwC unterstützt Sie gerne
beim Management der Risi-
ken Ihrer Kommunen.

Ihr Ansprechpartner

Wer Chancen nutzen will,
muss Risiken im 
Griff haben

Mag. Karin Gastinger, MAS
PwC Österreich
Erdbergstraße 200, 1030 Wien
Tel.: +43 1 50188 2975
E-Mail: karin.gastinger@at.pwc.com
Web: www.pwc.at
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Von 24. bis 25. Mai in der Messe Wien

Immer mehr renommierte
Player der Immobilienbran-
che geben ihre Teilnahme
an der sechsten Ausgabe
vom 24. bis 25. Mai 2011 in
der Messe Wien bekannt.
Die Vorbereitungen zur „Re-
al Vienna 2011“ laufen na-
tional wie international auf
Hochtouren. 

Hohe Dynamik ist im Vor-
feld der „Real Vienna 2011“
zu spüren: Die internatio-
nale Fachmesse für Gewer-
be- und Industrieimmobili-
en mit besonderem Schwer-
punkt auf die CEE/SEE-Re-
gionen (Zentral-, Südost-
und Osteuropa) verzeichnet
laufend neue Anmeldungen
renommierter Aussteller für
die kommende sechste Edi-
tion am 24. und 25. Mai
2011 in der Messe Wien.
Unter anderem wird sich
Raiffeisen Bank Internatio-
nal erstmals bei der Immo-
bilienfachplattform präsen-
tieren. Die Rustler-Gruppe
GmbH nimmt als treuer
Aussteller ebenso an der
„Real Vienna 2011“ teil wie
MRG Metzger sowie Otto
Immobilien + Knight
Frank. Auch ein Teil des
Programms der „Property

Talks“, die in bewährter
Weise in Zusammenarbeit
mit dem GEWINN-Verlag
zusammengestellt und or-
ganisiert werden, wurde be-
reits veröffentlicht. Auf der
Vortragsbühne mit dem
Schwerpunkt „Investments
and Special Markets“ wer-
den von internationalen
Branchenexperten aktuelle,
spannende Themen aus der
Immobilienbranche wie
zum Beispiel „Der öster-
reichische Immobilienmarkt
aus der Sicht ausländischer
Investoren“ erörtert. 

Alle Details zum Programm
sind hier nachzulesen:
www.realvienna.at/events

Die 6. Real Vienna 2011 findet von 24. bis 25. Mai in der Messe 
Wien statt –  internationale Unternehmen, Städte und Regionen
präsentieren ihre spannendsten Projekte.
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REAL VIENNA
Fachmesse für Gewerbe-
immobilien und Invest-
ment mit Fokus auf 
Zentral- und Osteuropa
24. bis 25. Mai 2011
Messe Wien
www.realvienna.at

Information

„Real Vienna 2011“: 
Dynamik vor dem Start
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Als Kompetenzzentrum für das
kommunale und infrastruktur-
nahe Projektgeschäft hat die
Kommunalkredit mit der Finan-
zierungsinitiative „Licht“ eine
Aktion initiiert, die sich für Ge-
meinden und Städte rechnet.
Um anstehende Innen- und
Außenbeleuchtungsprojekte
umzusetzen und gleichzeitig auf
Sicht Kosten zu sparen, macht es
Sinn, sich mit den Möglichkei-
ten auseinanderzusetzen. Ob ein
eher kleineres Projekt angedacht
wird oder die gesamte Straßen-
beleuchtung erneuert werden

sollte, es gibt maßgeschneiderte
Varianten. Dabei kooperiert die
Kommunalkredit mit Energie-
versorgungsunternehmen und
Lichtanbietern. Ferner gibt es
unter bestimmen Gesichtspunk-
ten auch die Möglichkeit, für die
geplante Investition eine Förde-
rung zu erhalten.

Informations-Roadshow

Im Jahr 2010 tourte ein Team
vom Österreichischen Gemein-
debund, dem FEEI – Fachver-
band der Elektro- und
Elektronik industrie sowie der
Kommunalkredit Austria unter
der Patronanz des Bundesminis -
teriums für Wirtschaft, Familie
und Jugend durch Österreich,
um Vertreterinnen und Vertreter
der Städte und Gemeinden
punktgenau über sämtliche 
relevanten Themen im Zusam-
menhang mit der kommunalen 
Beleuchtungssanierung zu infor-
mieren.

Die Kampagne findet heuer in
Form von Kompakt-Workshops,
in denen mit Experten/innen
vor Ort konkrete Lösungen für
Ihr Lichtprojekt erarbeitet wer-
den können, eine Fortsetzung.

Information

Initiative Licht kommt 2011 mit höherem Förderungsvolumen

Energie intelligent einsetzen
Kürzlich präsentierte Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner das

neue Ökostromgesetz, um Österreichs Abhängigkeit von Atomstrom-Im-

porten noch weiter zu verringern. Neben einem höheren Förderungs -

volumen für erneuerbare Energien setzt das Programm auf Energie -

effizienz und intelligente Technologien. 

So kann durch ein gezieltes
Lichtmanagement in einer Ge-
meinde ein Energieeinsparungs-
potenzial von bis zu 50 Prozent
erreicht werden.
Energieeffizienz ist ein wesent -
liches Ziel der „Energiestrategie
Österreich“ – eine Initiative des
Wirtschafts- und Lebensministe-
riums zur Entwicklung eines
nachhaltigen Energiesystems
zur Erreichung gesetzter Ener-
gie- und Klimaziele. Die erfolg-
reiche Umsetzung der Maßnah-
men hängt von der aktiven und
konstruktiven Beteiligung der
Stakeholder ab. Eine starke Rol-
le nehmen dabei Länder und
Kommunen ein.
Energieeffizienz ist auch Anlass
für die EuP-Richtlinie (Energy-
using Products-Richtlinie), die
bis 2017 vorsieht, in der öffent-
lichen Innen- und Außenbe-
leuchtung veraltete Technolo -
gien umzurüsten. Der Austausch
ineffizienter Beleuchtung wird
dabei maßgeblich zur Errei-
chung der klimapolitischen Ziele
beitragen, denn die CO2-Emis-
sionen reduzieren sich um rund
1,8 Millionen Tonnen pro Jahr.

Mehr Licht –
weniger Kosten

Der Umstieg auf moderne Be-
leuchtung ist nicht nur mit 
Kosten, sondern gleichzeitig
auch mit Chancen verbunden:
Das Energieeinsparungs-
potenzial einer durchschnitt -
lichen Gemeinde durch die 
Umrüs tung auf moderne Be-
leuchtungs körper liegt bei bis zu
50 Prozent. Damit rechnet sich
in    jedem Fall die Investition.

Finanzierungsanfragen:
Kommunalkredit Austria AG
Susanne Rischanek
Tel.: +43 (0)1/31 6 31-124
E-Mail: s.rischanek@

kommunalkredit.at
www.kommunalkredit.at

Förderungsanfragen: 
Kommunalkredit Public
Consulting GmbH
DI Karin Schweyer
Tel.: +43 (0)1/31 6 31-274
oder DW 723
E-Mail: k.schweyer@

kommunalkredit.at
www.umweltfoerderung.at

Energiesparlampen in Eisenstadt. 
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POLYINVEST ist eine Pro-
jektinitiative von 13 Part-
nern aus 8 Ländern aus 
Südost-Europa für eine 
bessere Vermarktung beste-
hender öffentlicher Immo-
bilien in ländlichen Gebie-
ten. Die Hauptaktivitäten
des von der EU unter der
Förderschiene „South-Eas -
tern Europe“ kofinanzier -
ten Projektes liegen dabei
in der grenzüberschreiten-
den Präsentation und Ver-
marktung attraktiver Immo-
bilien aus öffentlicher
Hand. POLYINVEST greift
dabei die speziellen Bedürf-
nisse der öffentlichen Ver-
waltung im Immobilienma-
nagement auf und bietet
gleichzeitig gerade jungen
und expandierenden Unter-
nehmen einen erleichterten
Zugang zur passenden Im-
mobilie. Eine Datenbank

verknüpft internationale
Angebote gerade auch aus
peripheren Regionen in at-
traktiver Form. Durch die
Teilnahme an diesem Pro-
jekt erhalten Gemeinden

und öffentliche Einrichtun-
gen die Möglichkeit, Immo-
bilien kostenfrei im euro -
päischen Raum zu präsen-
tieren. Ausgesuchte inter-
nationale Messeauftritte
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Ernst Happel Stadion: 2., Meiereistr. 7, Platz vor Sektor F
öffentliche Verkehrsmittel: U-Bahn-Linie U2, Bus 80A

DIE GARTENTECH 2011

In Zusammenarbeit mit:

Die GartenTech ist eine jährliche Fachausstellung zum Thema Garten und 

24. und 25. Mai 2011  
10.00 - 16.00 Uhr

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 10.0
24. un

  

  

         

 16.00 Uhr-00 
d 25. Mai 2011  

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 

ietsihceTnetrrtaGeiD

  

  

         

 

muzgnulluletssuaauhcaFehcilrhäjeni

  

  

         

 

netrrtaGamehTm

  

  

         

 

  

  

         

 

  

  

         

 

tiebranemmasuZnI

  

  

         

 

:tim

  

  

         

 

keherVtlicheenöffffe
tadion: 2Ernst Happel S

  

  

         

 

el: U-Bahn-Linie U2, Bus hrsmitt
ektor Stz vla. 7, Peistreier2., M

  

  

         

 

80A
or F

Gebäudehandling auf internationaler Ebene

Internationale Messeauftritte verbessern die Vernetzung zwischen
Immobilienoptionen und Investoren. 

WIFI – Internationaler
Know-how-Transfer
Wiedner Hauptstraße 63,
A-1045 Wien
Tel.: 05 90 900-3102
Fax: 05 90 900-286 
E-Mail: ikt@wko.at
www.polyinvest.eu

Information

(MIPIM Cannes, Frank-
reich, REAL Vienna, EIRE
Mailand etc.) sowie regio-
nale Vermarktungswork -
shops verbessern zusätzlich
die Bekanntheit von Immo-
bilienoptionen für Investo-
ren in den Projektländern
Italien, Ungarn, Slowenien,
Bulgarien, Rumänien, Grie-
chenland Serbien und
Österreich. 

Polyinvest – kommunales Immobilienmanagement

E
.E

.



Kommunal: Ehrungen & Auszeichnungen58

OReg.Rat Mag.

Nicolaus Drimmel

ist Jurist im

Österreichischen 

Gemeindebund und

leitet die Abt. Recht

und Internationales

Nicolaus Drimmel

Es geht der Union um die nicht
hoch genug einzuschätzende
Leistung, die unsere Freiwilligen
alljährlich leisten. In unbezahl-
ter Arbeit  leisten die rund drei
Millionen in unserem Land eh-
renamtlich tätigen Menschen
pro Jahr etwa 760 Millionen
Stunden, das entspricht einer
Arbeitsleistung von rund
420.000 Vollzeitbeschäftigten
oder geschätzten Lohnkosten
von jährlich mindestens 16 Mil-
liarden Euro. 
Hier wird also tatsächlich etwas
bewegt; wir sollten uns des Un-
terschiedes bewusst sein, wenn
wir diese vielen engagierten
Menschen in unseren Gemein-
den, Vereinen und Feuerwehren
nicht hätten. 
Hinter der Initiative der Euro -
päischen Kommission steckt da-
her das klare Ziel, diese Freiwil-

ligentätigkeit in Europa zu 
fördern und die Zivilgesell-
schaft, lokale und regionale Ge-
meinschaften und die Mitglied-
staaten dabei zu unterstützen.
Kurz: Freiwillige Leistung vor
den Vorhang. Konkret sollen
günstige Rahmenbedingungen
für Freiwilligentätigkeiten ge-
schaffen werden, ein Thema,
mit dem sich der Gemeindebund
und die Kommunalwissenschaft-
liche Gesellschaft in ihrem
Herbstsymposion beschäftigen
werden. Darüber hinaus führte
die EU-Kommission aus, dass
nicht nur Freiwilligenorganisa-
tionen gestärkt
werden sollten
und die Freiwil-
ligentätigkeiten
im allgemeinen
stärker hono-
riert werden
sollte, damit
auch ein öffent-

liches Bewusstsein für den Wert
und die Bedeutung von Freiwil-
ligentätigkeit entsteht.
Der Österreichische Gemeinde-
bund begrüßt diese EU-weite In-
itiative, denn es handelt sich bei
dieser Freiwilligentätigkeit um
Leistungen, die für das Gemein-
wesen erbracht werden. 
Diese Menschen gehören geehrt
und mit ihrer Beispielwirkung
vor den Vorhang geholt. Solange
es eine Zivilisation mit einem
funktionierenden Gemeinwesen
gibt, ist die Ehrung von freiwilli-
gen Leistungen daher ein zu-
tiefst politischer Akt mit Einzel-
und Allgemeinwirkung. Der
Freiwillige erhält eine Anerken-
nung, die Gemeinschaft ein Bei-
spiel. Prägnanter als Josef II.
hätte es auch die Europäische
Union nicht auszudrücken ver-
mocht, indem der in Frankfurt
frisch gekrönte römisch-deut-
sche König Ehrenmedaillen mit
der lateinischen Devise „Virtute
et Exemplo“ verteilte. Die 

Das Jahr 2011 wurde von der Europäischen Union zum Jahr der Freiwilli-

genarbeit ausgerufen. Auf Englisch spricht man vom „European Volun-

teering Year“. Das Motto des Jahres: „Make a difference“ wurde dabei

deutsch eher frei übersetzt mit „etwas bewegen“. Daraus werden auch

die Motive für ein solches Jahr erkennbar. 

Beispiel an Tüchtigkeit und der Lohn der Ehre

Wie Freiwilligkeit
zum  Ehrenamt wird

Solange es eine Zivilisation mit einem funktio-
nierenden Gemeinwesen gibt, ist die Ehrung
von freiwilligen Leistungen ein zutiefst politi-
scher Akt mit Einzel- und Allgemeinwirkung.
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„Virtus“ kann hier neben der 
Tugend auch die Bedeutung der
Tüchtigkeit haben, das „Exemp-
lum“ ist das Beispiel für alle. Der
Empfänger erhielt den Lohn für
seine persönliche Leistung, und
er durfte die Medaille auch tra-
gen, damit er beispielgebend
nach außen war. Man kann sa-
gen, dass mit dieser Medaille für
das in Österreich heute beste-
hende System der Ehrenzeichen
gewissermaßen der erste Pilot
eingeschlagen wurde. Die Ziel-
setzungen waren 1764 im Übri-
gen dieselben wie heute: Ver-
stärkte Honorierung der Leis -
tung und Bewusstseinsbildung
für die Interessen des Gemein-
wesens. Das alles ermöglicht

durch Ehrenmedaillen in Gold,
Silber und Bronze mit einem
Durchmesser von 50 bezie-
hungsweise 46 Millimeter.
Es ist daher auch im Sinne der
Zielsetzungen des Freiwilligen-
jahres angebracht, über sichtba-
re Auszeichnungen zu schrei-
ben, die vor allem die ehrenamt-
liche Tätigkeit honorieren. Ne-
ben den Gnadenmedaillen der
Kaiser für zivile Verdienste sind
dabei vor allem Medaillen für
Leistungen zur Sicherung der öf-

Das Verdienstkreuz
I. Klasse des Österreichi-
schen Roten Kreuz gehört in die Ka-
tegorie der Dekorationen der Ver-
bände, „deren Wirken dem Schutz
und der Hilfeder Bevölkerung vor al-
len nur erdenklichen Not- und Kata-
strophenfällen“ gewidmet ist.

Eine
prägnante-

re Devise für
das Jahr der Freiwil-

ligkeit  als die von Josef II. hätte die
EU nicht finden können: „Virtute et
Exemplo – Tüchtigkeit und Beispiel“

fentlichen Ordnung in Kriegs-
und Krisenzeiten zu nennen. Et-
wa die vom Stadtsenat der Stadt
Olmütz für ein freiwilliges Rei-
terkorps gestiftete Denkmünze
im Jahr 1796, oder die so ge-
nannte Prager Bürgerwehr -
medaille, die 1866 nicht nur für
die Bürgergarde, sondern auch
für das Polizeifreiwilligenkorps
in der von preußischen Truppen
besetzten Stadt Prag zur Verlei-
hung gekommen ist. Anders als
die im Jahr 1905 gestiftete Feu-
erwehrmedaille (KOMMUNAL
4/2004, 74 f.) für langjährige
Tätigkeit wurden diese Ehren-
zeichen nur für einen konkreten
Anlass gestiftet. Sie können et-
wa mit Katstropheneinsatzme-
daillen verglichen werden, wie
sie etwa in der Zweiten Republik
von einzelnen Bundesländern
verliehen wurden. Bekannt sind
etwa die OÖ Rettungsmedaille
für den Hochwassereinsatz 
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Große Anerkennung gebührt den 
Menschen, die Österreichs Ge-
meinden managen. Im besten 
Fall – wenn sie nicht nur verwalten, 
sondern auch gestalten – schaffen 
sie wertvollen Lebens-, Wirtschafts- 
und Zukunftsraum. Doch damit eine 
Gemeinde auch in schwierigen Zeiten stark bleiben, 
investieren und sich weiterentwickeln kann, braucht 
sie kluge Modelle für Budgetierung und Finanzierung. 
Raiffeisen ist der Partner, der solche kreativen und gleich-
zeitig verlässlichen Lösungen aus Prinzip und Über-
zeugung mitträgt.

Partner aus Prinzip.

Dr. Karl Sevelda 

Vorstand Firmenkunden
Raiffeisen Zentralbank Österreich AG: 
„Kluge und verlässliche Finanzierungs lösungen 
für Österreichs Gemeinden“

1954 oder des Landes Steier-
mark im Jahr 1958. 
Die Länder haben nunmehr fast
durchgehend allgemeine Katas -
tropheneinsatzmedaillen, die
den freiwilligen Helfern als
sichtbarer Dank verliehen wer-
den kann. Angesichts der aktuel-
len dramatischen Ereignisse in 

Japan ist es sinnvoll, die vom
Österreichischen Roten Kreuz
für internationale Hilfseinsätze
im Jahr 1995 gestiftete Medaille
für Katastropheneinsätze und
Entwicklungszusammenarbeit
zu erwähnen.
Dem Roten Kreuz als einem der
bedeutenden Trägervereine der
Freiwilligenarbeit ist an dieser
Stelle ein besonderer Platz ein-
zuräumen. Schon zu Beginn des
20. Jahrhunderts gab es Schwes -
ternbroschen des Roten Kreuzes,
welche die Trägerin als Freiwilli-
ge Pflegerin oder Kranken-
schwester auswies. Ergänzend
dazu wurden im Jahr 1914 Plä-
ne an den Kaiser herangetragen,
zum 50. Jahrestag der Grün-
dung des Internationalen Roten
Kreuzes ein Ehrenzeichen und

Ehrenmedaillen des Roten Kreu-
zes zu stiften. Die Stiftung er-
folgte mit Allerhöchstem Be-
schluss vom 17. August, hatte
aber deshalb nichts mit dem
Kriegsbeginn zu tun. Allerdings
konnten einige der Auszeich-
nungen auch durch materielle
Leistungen erworben werden, so
dass in den kommenden Jahren
auch aus diesen Mitteln ein
Fonds für die Tätigkeit des Roten
Kreuzes aufgebaut werden
konnte. 

Nach diesem Muster einer wie
ein Orden abgestuften staat -
lichen Auszeichnung wurde
schließlich mit BGBl Nr.
15/1923 ein ähnliches Ehrenzei-
chen geschaffen, das vor allem
für Verdienste im freiwilligen
Hilfswesen und der Volksge-
sundheit zur Verleihung gelan-
gen sollte. Gerade die Notzeit
nach dem Krieg machte eine
baldige Umsetzung der Pläne
notwendig. Interessanterweise
geschah aber nach dem Zweiten

Fast alle österreichischen Feuerwehr-Landesverbände verfügen über Auszeichnungen, die an
„verdienstvolle Zusammenarbeit“ zwischen den Wehren erinnern.
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Für jeden Anlass eine dauerhafte Aufmerksamkeit

Medaillen zum Jubiläum
und Gedenken, als Ansteck-
nadeln oder Plaketten
schaffen bleibende Erinne-
rungen. Die Münze Öster-
reich bietet für spezielle An-
lässe genau die richtigen
Begleiter in Bronze, Silber
oder Gold.

Jubiläumsmedaillen
Schaffen Sie anlässlich ei-
nes Gemeindejubiläums mit
der Ausgabe einer Ju-
biläumsmedaille in Bronze,
Silber oder Gold eine blei-
bende Erinnerung an diesen
großen Anlass.

Gedenkmedaillen
Krönen Sie treue Gäste mit
einer Gedenkmedaille, die
diese mit Stolz als Erinne-
rung an einen schönen Ur-
laub im Freundes- und Be-
kanntenkreis zeigen wer-

den. Somit dient die Me-
daille auch dazu, Interesse
an Ihrer Gemeinde als Ur-
laubsziel zu erhalten und
neu zu wecken.

Ehrenmedaillen und
Anstecknadeln
Verleihen Sie  besondere
Auszeichnungen, um

langjährige Ver-
dienste zum
Wohle der Ge-
meinde zu ho-
norieren.
Großzügigen
Spendern wer-
den Medaillen
als Dankeschön
verliehen, um
deren Beitrag
besonders her-
vorzuheben und
zu dokumentie-
ren.

Künstlerische Gestaltung
und modernes technisches
Know-how vereint mit Tra-
dition und der langjährigen
Erfahrung unserer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter
ermöglichen ein exzellentes
Gesamtergebnis. Sämtliche
Arbeitsschritte  führen wir
durchgängig und aufeinan- E

.E
.

Münze Österreich AG
Mag. Sabine Deopito
Am Heumarkt 1
A-1031  Wien
Tel.:  01/71715 - 181
Fax.: 01/71715 - 357
E-Mail: medals@

austrian-mint.at
www.austrian-mint.at

Information

der abgestimmt in der 
Münze Österreich durch.

Individuelle Beratung
Kontaktieren Sie uns und
informieren Sie sich über
alle Möglichkeiten für Ihre
individuelle Gemeindeme-
daille. 
Wir beraten Sie gerne.

Mit Medaillen bleibende Erinnerungen schaffen

gestellt, dass vor allem die frei-
willigen Helfer ohne großen
Aufwand direkt eine Anerken-
nung von jener Organisation er-
halten, die über die Leistungen
und Verdienste
der ausgewähl-
ten Personen
am besten Be-
scheid weiß.
Letztlich bleibt
zu bemerken,
dass das Zivil-
diens -
tabzeichen, das oft gemeinsam
mit der Uniform einer Hilfsver-
einigung getragen wird, zwar
kein Freiwilligenabzeichen ist,
aber doch darauf hinweist, dass
der Träger dieses Abzeichens in

eine „Schule der Freiwilligkeit“
geht. Gerade das Rote Kreuz ist
stolz darauf, dass ein großer An-
teil der Zivildiener wieder als
Freiwillige in die Organisation
zurückfinden, wo sie ihren 
Wehrersatzdienst abgeleistet ha-
ben.
Ohne die Arbeit der Freiwilligen
wäre das soziale und kulturelle
Leben in Österreich kaum vor-
stellbar. Gerade in kleineren Ge-
meinden sind die Freiwilligen
tragende Säulen der Gesell-
schaft. Also sollten wir ihre Leis -
tung auch anerkennen und sie
als Beispiel für die Allgemein-

heit vor den Vorhang holen, wie
es die Wahlspruchmedaille Kai-
ser Josefs verlangt: 
VIRTUTE ET EXEMPLO – 
durch Tüchtigkeit und Beispiel.

Weltkrieg trotz der Notlage lan-
ge nichts. Erst 1954 wurde im
Österreichischen Roten Kreuz
ein Statut für die Verleihung von
Verdienstmedaillen in drei Stu-
fen angenommen. Schließlich
wurde 1969 das Statut mit zwei
Stufen von Ehrenkreuzen und
den sogenannten Blutspende-
Medaillen erweitert. Die Aus-
zeichnungen des Roten Kreuzes
haben heutzutage nicht mehr
den Charakter staatlicher Aus-
zeichnungen und werden daher
vom Präsidenten des Öster-
reichischen Roten Kreuzes be-
ziehungswseise den Präsidenten
der Landesverbände im Auftrag
des Österreichischen Roten
Kreuzes verliehen. So ist sicher-

Österreich verfügt auch über eigene Katastrophen-Gedenkzeichen: Oben die Ausgaben für
Köflach 1965 (Schlammlawine), Treviso 1966  (Hochwasser) und Friaul 1976 (Erdbeben).

Gerade in kleineren Gemeinden sind die
Freiwilligen tragende Säulen der Gesell-
schaft. Also sollten wir ihre Leis tung auch
anerkennen.
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Pitters KOMMUNALTREND

Die Politik in Österreich
macht es einem derzeit
nicht leicht. Uneinigkeit in
Zukunftsfragen wie Bil-
dungspolitik oder Wehr-
pflicht, ständig neue Kor-
ruptionsaffären und andere
öffentliche Streitereien
kennzeichnen das Image.
Die fehlende Problemlö-
sungskompetenz führt da-
zu, dass immer mehr Men-
schen sich von der großen
Politik abwenden. Gleich-
zeitig zeigen viele Umfra-
gen Regionalisierungsten-
denzen, denen zufolge die
Bedeutung lokaler Ge-
schehnisse steigt. Gerade
wenn es um konkrete Pro-
blem- und Konfliktfelder
der Menschen geht, zeigen
sich diese oft zuallererst im
unmittelbaren Wohnum-

feld. Es ist also nahelie-
gend, den Bürgern bereits
auf dieser Ebene Hilfestel-
lung zu geben. Seien es
Widmungsfragen, Nachbar-
schaftsstreitigkeiten oder
Grundversorgungsproble-
me, meistens ist dann die
Gemeinde erste Ombuds-
stelle. 

Der Begriff „Ombudsmann“
stammt vom alt-schwedi-
schen „Ombud“ (Vertreter)
und steht für die Vertretung
der Interessen des Volkes
gegenüber dem Staat. 

Einen Ombudsmann findet
man auf nationaler Ebene
ebenso wie in internationa-
len Organisationen (UNO,
EU), in NGO, Universitäten
oder Privatfirmen. In Öster-
reich sieht die Verfassung
in diesem Zusammenhang
die Volksanwaltschaft vor,
medial bekannt sind der
Bürgeranwalt
und diverse Zei-
tungsombuds-
männer. Den 
Einrichtungen
gemein ist, dass
sie unparteiisch
und unabhängig
sind und die In-
teressen von Ein-
zelnen oder In-
teressensgruppen
vertreten. Es
geht darum,

außergerichtliche Konflikt-
lösungen zu ermöglichen.
Gerade die kommunale
Ombudsfunktion zur Streit-
beilegung ist jedenfalls ein
wichtiger Faktor der Bür-
gerbeteiligung. Apropos
Beteiligung – hier noch ein
Hinweis in eigener Sache:
KOMMUNAL und Pitters

Trendexpert führen
derzeit in Öster-
reichs Gemeinden
ein Online-Befra-
gung durch – wir
würden uns sehr
über Ihre Teilnahme
freuen. 

Den Autor ist er-
reichbar unter:
office@pitters.at be-
ziehungsweise 
www.pitters.at

Der Bürgermeister als kommunaler Ombudsmann

Es geht darum, außer -
gerichtliche Konflikt -
lösungen zu ermöglichen.

Dr. Harald Pitters ist

Trendexperte und

Kommunalforscher. 

... das wurde
geleert, zum
Altglas ge-
bracht, ins
Glaswerk
transportiert,
geschmolzen,
zu einem neu-
en Marmelade-
glas geformt,
gefüllt, geleert,
zum Altglas gebracht. Und
so fort. Und wenn es nicht
zum Restmüll gegeben wur-
de, dann lebt es noch heute.
Viele Marmelade- und ande-
re Gläser freuten sich im
Jahr 2010, zu neuen Glas-
verpackungen geformt zu
werden! 
Seit Jahren steigt das oh-
nehin hohe Niveau der Alt-
glassammlung stetig an.
Ideales Zusammenspiel von
Behörden, Kommunen, pri-

vater Wirtschaft so-
wie hohes Umwelt-
und Klimabewusst-
sein der Menschen
in Österreich ma-
chen diesen Erfolg
möglich. Fast
227.000 Tonnen
Altglas wurden
2010 rezykliert. 
Allein die privaten

Haushalte entsorgten mehr
als 207.000 Tonnen, rund
26 Kilogramm pro Kopf und
Nase.

Altglassammeln für Umwelt und Klima

Es war einmal ein 
Marmeladeglas ...

Information
Austria Glas Recycling
Monika Piber-Maslo
Obere Donaustraße 71
1020 Wien
E-Mail: piber-maslo@agr.at
Web: www.agr.at

Unibind trägt diesem Trend
mit einer
breiten Palet-
te an perso-
nalisierbaren
Produkten
Rechnung.
So können
Mappen,
Bücher,
Weinkisten,
elegante
Awards und
vieles mehr
individuell und farbenfroh
gestaltet werden. Der Kunde
sendet seine Vorlage per
Mail und Unibind kümmert
sich um Aufbereitung und
Aufdruck. Durch das flexible
Druckverfahren ist auch die
Produktion von  Einzel-
stücken möglich. „Hunderte
Gemeinden sind bereits von
unseren personalisierten

Produkten begeistert und
nutzen diese für
Urkunden, Ehrun-
gen und Aus-
zeichnungen“,
freut sich Ge-
schäftsführer
Alexander Spieß
über positives
Feedback aus dem
kommunalen Um-
feld. Nähere Infos
www.unibind.at

Ehrungen mit Individualität und Namensaufdruck 

Maximale Wertschätzung 
für besondere Bürger

Information
Unibind Austria GmbH
Carlbergergasse 38
1230 Wien
Hotline: 0810/20 10 88
E-Mail: 
kundenservice@unibind.at
Web: www.unibind.at
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Bei Open Data geht es darum, Daten,
die im Besitz von Behörden sind, in-
teressierten BürgerInnen bzw. Firmen
zur Verfügung zu stellen (z. B. Statisti-
ken, Forschungsergebnisse, Geodaten,
etc.). Internationale Initiativen wie 
z. B. data.gov fördern das Thema
Transparenz zu den BürgerInnen. Ge-
rade für Städte und Gemeinden bietet
sich diese Transparenz als Service an
den BügerInnen an, da der Bezug zur
Verwaltung im Wohnort am stärksten
ist. Aber um mit Open Data-Projekten
erfolgreich zu sein, bedarf es einiger
Faktoren, wie Maschinenlesbarkeit,
offene Schnittstellen und eine Platt-
form, die kostengünstig, sicher und
technologisch offen die Datenmengen
verwalten kann. Microsoft betreibt ge-
nauso so eine Plattform in der Cloud –
Windows Azure. Dabei engagiert sich
Microsoft bei der Schaffung von Stan-
dards für einen offenen Datenzugriff –
das Open Data Protokoll
(www.odata.org). Darüberhinaus
wurde aus einer Vielzahl von interna-
tionalen Projekten eine Lösung erar-
beitet, die als Open Source-Lösung 
allen Behörden zur Verfügung steht.
Diese Lösung beinhaltet nicht nur die
kompletten Seiten als Vorlage, son-
dern auch verschiedenste Werkzeuge,
Schnittstellenbeschreibungen und Do-
kumentation, um ein schnelles und
kostengünstiges Umsetzen von Open
Data-Projekten zu gewährleisten. Wei-
ters wurde eine Testplattform auf Ba-
sis der beschriebenen Lösung für die 
Verwaltung unter www.govdata.eu

eingerichtet,
um die Platt-
form testen zu
können. 
Bei Interesse
an Open Data
wenden Sie
sich bitte an
den Autor
Manfred 
Gröber 
(manfed.
groeber
@microsoft.
com). 

Neuer Weg zur
Transparenz zu
den Bürgern

Open Data

Manfred Gröber ist

Business Develop-

ment Manager im öf-

fentlichen Bereich bei

Microsoft Österreich
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polytan Hockeyrasen

polytan Fußballrasen  

polytan Laufbahnen  

polytan Sportservice 

polytan    GmbH - Gewerbering 3, D-86666 Burgheim

Telefon  +49 (0) 84 32 / 87-0   Telefax  +49 (0) 84 32 / 87 87

®

ES IST DER UNTERSCHIED, DER ZÄHLT

info@polytan.com 

www.polytan.de
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LINZ
Um dem „Greißlersterben“
in den Gemeinden entgegen-
zuwirken, fördert das Land
Oberösterreich Investitionen
in Nahversorger-Betrieben –
diesmal für den Ankauf und
den Umbau von Kaufhäu-
sern sowie für eine Markt-
Übernahme mit mehr als
73.000 Euro. 
Nähere Infos auf: www.
land-oberösterreich.gv.at

Neues Programm

Nahversorgung

ST. JOB
Auch die Bären sind bereits
aus dem Winterschlaf er-
wacht. Mit Schrecken muss -
te ein Imker auf der Illitsch-
Alm bei St. Job feststellen,
dass seine Bienenstöcke 
verwüstet wurden. Offenbar
hat dort ein Braunbär ge -
wütet. Die Stöcke waren
nur 50 Meter vom Wohn-
haus entfernt. 
Es handelt sich um den 
ersten Vorfall dieser Art in
Südkärnten.  

Verwüstung

Ein Bär geht um

KIRCHHEIM
In Kirchheim trafen sich De-
legationen aus den EU-Kul-
turdörfern, um gemeinsam
an der Strategie „Kulturdör-
fer 2020“ zu arbeiten.
Am Ende eines intensiven
Workshoptages holte der
Bürgermeister von Paxos
(GR) die Unterzeichnung
der Gemeindepartnerschaf-
ten, welche acht Kulturdör-
fer im Oktober unterzeich-

net hatten, nach. Mit der
Gemeinde aus Griechen-
land sind nun neun Kultur-
dörfer offizielle Partner-
schaften miteinander einge-
gangen. Mit diesen Partner-
schaften werden die
langjährigen Freundschaf-
ten der Kulturdörfer nach
außen hin manifestiert. 
In Wijk aan Zee findet die
offizielle Startkonferenz
statt.

Workshop: Europas Kulturorte in Kirchheim

Treffen für Kulturdörfer-Strategie

HAUSMENING
Das Projekt „Schulwegpoli-
zistInnen“ wurde Ende
März als eines von vielen
auf der Sozialen Landkarte
ausgewählt, um stellvertre-
tend das Engagement der
vielen Freiwilligen in Nie-
derösterreich hervorzuhe-
ben. Insgesamt 18 rüstige
PensionistInnen der Pfad-
finderGILDE (erwachsene
Pfadfinder) Ulmerfeld-
Hausmening-Neufurth
kümmern sich seit Jänner
2009 ehrenamtlich um die

Sicherheit der Kinder am
Schulweg in Hausmening
im Bezirk Amstetten. „Eine
tolle Initiative. Eine Brücke
zwischen Jung und Alt.
Gerne stellen wir dieses
Projekt der ehrenamtlichen
PfadpfinderInnen vor. Wir
wollen damit weitere Men-
schen motivieren, sich sozi-
al zu engagieren“, so Dr.
Christian Milota, GF der NÖ
Landesakademie. Zwei ver-
kehrstechnisch neuralgi-
sche Punkte (Schutzwege)
zur Volksschule werden von

den Zweierteams an Schul-
tagen betreut. Insgesamt
siebzehn Damen und Her-
ren der „Großelterngenera-
tion“ sind für diesen sozia-
len Dienst zertifiziert und
schöpfen aus ganz besonde-

ren Begegnungen mit den
Volksschulkindern ihre Mo-
tivation. 

Nähere Informationen fin-
den unter www.
sozialprojekte.noe-lak.at

Eine Brücke zwischen 
Alt und Jung

Niederösterreich: Pensionisten als Schulwegpolizisten

Pensionisten passen auf die Jüngsten auf: Doris Koch, Direktorin
der Volksschule Ulmerfeld-Hausmening, Bez.-Insp. Josef Guten-
brunner (Verantwortlicher der „Grundausbildung“) und Dr. Chris -
tian Milota, Geschäftsführer  der NÖ Landesakademie.

Kirchheim in Oberösterreich
war Kulturdorf 2010. 

KLAGENFURT 
Am Landesgericht Klagen-
furt gibt es acht Richter-
Planstellen zu wenig. Der
neue Landesgerichtspräsi-
dent Bernd Lutschounig
gab Justizministerin Bandi-
on-Ortner seinen Mitarbei-
ter- und Richtermangel 
bekannt. 
Die justizministerin kündig-
te eine Ressourcenvertei-
lung an. 

Verschäfte Situation

Zu wenig 
JustizbeamteINNSBRUCK

Die österreichweit höchste
Lebenserwartung haben
laut einer neuen Studie die
TirolerInnen. Somit leben
die Tiroler im Durchschnitt
rund zwei Jahre länger als
die Wiener. Auch wenn es
ums Gewicht geht, haben
die Tiroler die Nase vorn.
Während gleich 10 Prozent
der Steierer übergewichtig
sind, liegt der Wert in Tirol
nur bei knapp 7 Prozent.
Besonders erfreut über das

Ergebnist zeigt sich LR
Bernhard Tilg. Grund sei
das sehr gute Tiroler Ge-
sundheitssystem. 

Studie: Laut Statistik langes, gesundes Leben

Tiroler sind die Gesündesten
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Die TirolerInnen haben  das
beste Gesundheitszeugnis. 

CHRONIK 
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www.salzburger-baumeister.at

WIEN
Sensationell gut sind die Er-
gebnisse der heurigen Win-
terzählung an Seeadlern
durch die Vogelexperten
von WWF, BirdLife und dem
Nationalpark Donau-Auen.
„Noch vor ein paar Jahr-
zehnten war der Seeadler
in Österreich komplett aus-
gestorben“, erinnert Christi-
an Pichler vom WWF. Seit
2001 gibt es wieder Bruten,
und auch die Zahl der gefie-
derten Wintergäste ist auf
einen Wert von 100 bis 150
Vögel angestiegen. „Jetzt
sind wir wieder auf dem 
besten Weg zu einem ge-
sunden, also langfristig
überlebensfähigen Be-
stand“, freut sich der Leiter

des WWF-Seeadlerpro-
gramms. Für die sogenann-
te Synchronzählung verteil-
ten sich die Vogelkundler in
jenen Gebieten, in denen
der anspruchsvolle Groß-
greifvogel überwintert oder
sogar brütet.
Seit Beginn der gleichzeiti-
gen Zählung aller Seeadler
im Winter vor zehn Jahren
konnten noch nie so viele
Exemplare beobachtet wer-

den wie heuer. „Der Rekord
zeigt, dass die Schutzmaß-
nahmen, wie der Kampf ge-
gen illegale Giftköder, grei-
fen“, freut sich Pichler. 
Unter den 143 gezählten
Seeadlern befinden sich
mehr als 30 „Einheimi-
sche“, die das ganze Jahr
über in Österreich bleiben.
Viele von ihnen werden
wieder für Nachwuchs sor-
gen. Mehr auf www.wwf.at

Insgesamt 143 Vögel beobachteten die etwa 20 Ornithologen und
freiwilligen Helfer, die Mitte Jänner 2011 eine sogenannte Syn-
chronzählung durchführten.

WWF: Erstmals 143 Seeadler  gezählt

Österreichs Wappenvogel
im Aufwind

SALZBURG/WIEN
Laut einem Bericht der
„Salzburger Nachrichten“
von Ende März bekommen
Bürgermeister, die den Bau
neuer Handymasten nicht
rasch absegnen, vermehrt
Probleme. Ein Beispiel
dafür ist laut dem Bericht
Spittal an der Drau. Bürger-
meister Gerhard Köfer und
die gesamte Gemeindever-
tretung wurden von T-Mo-
bile verklagt. 875.000 Euro
Schadenersatz soll die Ge-
meinde zahlen, weil die Ge-
meindevertretung einen
Standort für einen Handy-
masten nicht bewilligt hat.
Das Forum Mobilkommuni-
kation (FMK) betont, dieser
und ein ähnlicher Fall in
Neuhofen/Krems (OÖ) sei-
en Extrembeispiele.

Bürgermeister unter Druck

Streit um Handy-
masten eskaliert 
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LINZ
Der Ansturm auf staatliche
Förderung von kleinen Pho-
tovoltaikanlagen war auch
dieses Jahr wieder sehr
groß. In einigen Bundeslän-
dern waren die Geldtöpfe
bereits nach Sekunden leer.
In Oberösterreich gab es
binnen vier Minuten keine
Fördermittel mehr. Der
Bundesverband Photovol-
taik rief erneut zu einer
deutlichen Aufstockung der
Mittel auf. 

Ansturm

Fördertopf war
nach vier 
Minuten leer

EISENSTADT
Jährlich investiert das Bur-
genland 15 Millionen Euro
in den Ausbau des öffent -
lichen Verkehrs im Land –
dreimal mehr als noch vor
zehn Jahren. Nun soll der
öffentliche Verkehr noch at-
traktiver werden.
Bis Herbst soll ein zwischen
Land, Bund und den ÖBB
akkordiertes Schienenver-
kehrsgesamtkonzept erar-
beitet werden. Auf dieser
Basis beabsichtigen das
Land und der Bund die Um-
setzung folgender Eisen-
bahninfrastrukturvorhaben: 
3 die „Schleife Ebenfurth“
3 die Attraktivierung und

Elektrifizierung der
ÖBB-Strecke Wiener
Neustadt – Loipersbach-
Schattendorf  

3 die „Schleife Parndorf“ 
3 die Errichtung einer

Haltestelle zur Bedie-
nung eines Zubringers
zum Designer-Outlet
Parndorf 

3 die Adaptierung des
Bahnhofes Deutsch-
kreutz für den Perso-
nenverkehr. 

Burgenland

Bahn wird 
ausgebaut

Abschluss: 12. Politiklehrgang für Frauen war erfolgreich

„Nüsse knacken – Früchte ernten“

WIEN
Unter dem Motto „Lärm
trennt“ weist der Internatio-
nal Noise Awareness Day
2011 auf die unterschiedli-
chen sozial-akustischen Le-
benssituationen hin. Das
Umweltbundesamt veröf-
fentlicht eine Arbeitshilfe
für Planung und Genehmi-
gung von lauten Veranstal-
tungen. 
Stadtfeste, Freiluftkonzerte
und Festtagsumzüge –
Hochstimmung ist meist
unüberhörbar und gehört
zum Feiern. Doch was für
das Vergnügen der einen

gedacht ist, wird für die an-
deren bisweilen zum Pro-
blem: Der Lärm, den Veran-
staltungen verursachen,
birgt oft ein großes Kon-
fliktpotenzial.
Bei genehmigungs- und an-
meldepflichtigen Veranstal-
tungen sind Gemeinden für
den Schutz der Bevölke-
rung und der Veranstal-
tungsbesucherInnen vor un-
mäßigen Lärmimmissionen
zuständig. Um diese beur-
teilen zu können, veröffent-
licht das Umweltbundesamt
in Zusammenarbeit mit
dem Forum Schall die

Lärmschutzrichtlinie für
Veranstaltungen. Download
auf der Homepage unter: 
www.umweltbundesamt.at 

Arbeitshilfe für Genehmigung
von „lauten Veranstaltungen“

Motto: „Ohren und Nerven“

Der Lärmpegel bei Zeltfesten
kann mitunter sehr hoch werden. 

Wirtschaftslandesrätin Patrizia Zoller-Frischauf (vorne, 2. v. r.) mit Teilnehmerinnen am Lehrgang. 
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INNSBRUCK
„Für politisch interessierte
Frauen ist es wichtig zu
wissen, wie genau Landes-
gesetze entstehen, wie die
Landesregierung ihre Vor-
haben umsetzt oder wie ei-
ne Landtagssitzung bezie-
hungsweise die Arbeit in
den Landtagsausschüssen
organisiert sind“, sagte
LRin Patrizia Zoller-Frisch -
auf zum Abschluss des 

12. Politiklehrgangs für
Frauen. 
20 Tirolerinnen nahmen
diesmal am Lehrgang „Nüs-
se knacken – Früchte ern-
ten“ teil. Ziel des Lehrgangs
ist es, mehr Frauen für poli-
tische Ämter – vor allem
auch in der Kommunalpoli-
tik – zu begeistern und ih-
nen das nötige Rüstzeug
dafür mitzugeben. 
Die Teilnehmerinnen haben

dabei die Gelegenheit, mit
bereits erfolgreich in der
Politik agierenden Frauen
zu sprechen. Sie erhalten
eine Ausbildung in Rheto-
rik, Kommunikation, PR
und Selbstmanagement,
aber auch im Umgang mit
„Macht“ sowie eine Ein-
führung in die Themen Ge-
meindebudget und Gemein-
derecht. Infos auf
www.tirol.gv.at



Beton,
 entdecke die Möglichkeiten.

Werte für Generationen
www.platz-gestalten.at

„Fertigmachen zum Entern!“ 
Keine Sorge! Selbst eine Bande kleiner Piraten kann modernen Betonsteinen 
in öffentlichen Anlagen nichts anhaben. Das Pflaster für kreative Gestaltung 
und Lebendigkeit im Ort passt sich historischen Plätzen an und schafft kosten-
günstig Sicherheit – und das nachhaltig!

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  

 

  



Helmut Mödlhammer und Robert Hink bei Papst Benedikt XVI.

Pontifex maximus empfängt 
Gemeindebund-Spitzen

Mitte dieses Jahres scheidet Ge-
neralsekretär Dr. Robert Hink
nach 23 Jahren aus dem aktiven
Dienst des Österreichischen Ge-
meindebundes aus. Hink war für
fast ein viertel Jahrhundert für
eine Interessensvertretung ver-
antwortlich, die es sich zum Ziel
gesetzt hat, die Gemeinden
Österreichs in ihrer Selbststän-
digkeit und wirtschaftlichen
Handlungsfähigkeit zu erhalten
und zu fördern. Die Beheimatung
von Menschen im weitesten Sinn
und die Schaffung von Lebens-

qualität und Lebensperspektive
ist eine Aufgabe, die dem Men-
schen dient, ganz im Sinne des
Grundsatzes der Subsidiarität. 
Präsident Helmut Mödlhammer
betonte bei dieser Reise, dass
sich in den Gemeinden mensch-
liche Nähe und Zukunftsper-

spektive zu vereinigen. In unse-
ren Gemeinden finden sich
christliche Wurzeln und soziale.
Die Grundsätze der christlichen
Soziallehre sollen dem einzelnen
Menschen ein Leben in Würde
und den Gemeinden ein Dasein
in selbst verantworteter Autono-
mie ermöglichen.
Der Österreichische Gemeinde-
bund hat sich seit Jahrzehnten
der Stärkung der Gemeinde -
selbstverwaltung verschrieben.
Aus diesen Überlegungen war ei-
ne Pilgerfahrt mit einer Audienz
beim Heiligen Vater besonders
sinnreich, umso mehr es sich bei
diesem Papst um einen großen
Gelehrten handelt, der auch in
seinen Enzykliken die Wichtig-
keit des Gemeinwohls und der
lokalen Gemeinschaften betont
hat, weil die überschaubare Ge-
meinschaft einer Entsolidarisie-

Vor rund 25.000 Pilgern am Petersplatz vom Heiligen Vater namentlich

angesprochen zu werden, wie es dem Österreichischen Gemeindebund

geschehen ist, ist eine Ehre, die normal kein zweites Mal im Leben vor-

kommt. Eine Gemeindebund-Delegation war auf Audienz beim Papst.

Die Pilgergruppe des Gemeindebund-Präsidiums
wurde mit besonderer Aufmerksamkeit belohnt;
Helmut Mödlhammer und Robert Hink wurden
sogar persönlich vom Heiligen Vater empfangen.

68



rung und einem Relativismus
entgegenwirken kann. Grund ge-
nug für das Präsidium, dem
scheidenden „General“ mit einer
Reise nach Rom und einer Audi-
enz beim Heiligen Vater zu dan-
ken. 
Die Pilgergruppe des Gemeinde-
bund-Präsidiums wurde mit be-
sonderer Aufmerksamkeit be-
lohnt, Helmut Mödlhammer und
Robert Hink wurden sogar per-
sönlich vom Heiligen Vater emp-
fangen. 
Der Österreichische Gemeinde-
bund wurde bei dieser Reise von
der Botschaft beim Heiligen
Stuhl hervorragend unterstützt,
ein Empfang der Botschaft, zwei
Stadtspaziergänge und ein Be-
such der Anima bei Rektor
Brandmayr rundeten das Kurz-
programm ab. Bei seiner Anspra-
che hob Präsident Mödlhammer
die Verdienste des scheidenden
Generalsekretärs hervor, der sich
immer wieder gesorgt hat, die
großen Ziele nicht aus den Au-
gen verlieren. So war die Pilger-
reise nicht nur eine Dankprozes-
sion, sondern vielleicht auch Ori-
entierungshilfe für eine gute Zu-
kunftsperspektive – für den Ge-
meindebund und die Öster-
reichischen Gemeinden.

Nicolaus Drimmel

69Kommunal: Veranstaltung

Die Verkehrsunfallbilanz 2010
fällt insgesamt sehr positiv aus:
Die Zahl der getöteten Verkehrs-
teilnehmer ist mit 552 so niedrig
wie noch nie. Auch bei der Zahl
der Unfälle und der Zahl der
Verletzten konnte ein Tiefstand
erreicht werden. Diese Rückgän-
ge sind nicht nur auf die umge-
setzten Maßnahmen von Institu-
tionen und Ministerien zurück-
zuführen, die medial und von
der Öffentlichkeit entsprechend
wahrgenommen werden, son-
dern auch auf eine Vielzahl
kreativer Aktionen und Veran-
staltungen von Initiativen,
Teams und Persönlichkeiten aus
unterschiedlichen Tätigkeitsbe-
reichen. Das Engagement von
Kindergärten und Schulen,
Städten und Gemeinden sowie
Unternehmen, Vereinen oder
anderen Institutionen wird oft

jedoch nur von einem klei-
nen Personenkreis wahrge-
nommen. Gerade diese 
Aktionen sind es aber, die
durch den direkten Kontakt
mit Verkehrsteilnehmern 
aller Altersgruppen zur Er-
höhung der Verkehrssicher-
heit auf Österreichs Straßen
beitragen. 
Das KFV (Kuratorium für
Verkehrssicherheit) möchte
genau diese Personen vor
den Vorhang holen und sich
auch im Jahr 2011 mit der
Verleihung des Österreichi-
schen Verkehrssicherheits-
preises bei all jenen
bedanken,
die

Ausschreibung des Österreichischen 
Verkehrssicherheitspreises 2011

Der „Aquila“ 2011: 
Einreichungen bis 
13. 5. 2011 an 
veranstaltungen@kfv.at

„And the Aquila
goes to ...“
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mit ihrem außergewöhnli-
chen Engagement einen Bei-
trag zur Steigerung der Ver-
kehrssicherheit leisten. 

Wer kann einreichen?

Wenn Ihnen die Verbesserung
der österreichischen Ver-
kehrssicherheit und die da-
mit verbundene Reduktion
von Unfällen wichtig sind
und Sie ein entsprechendes
Projekt zu diesem Thema
durchgeführt haben/ durch-
führen, dann bewerben Sie
sich für den Österreichischen
Verkehrssicherheitspreis
2011 in einer der folgenden
Kategorien:
3 Bildungseinrichtungen

(Kindergärten und Schu-
len) 
3 Städte und Gemeinden 
3 Unternehmen, Vereine und

sonstige Institutionen

Projektpräsentation
und Verleihung

Im Rahmen einer feierlichen
Gala im Juni werden die Sieger-
projekte aller Kategorien einem
ausgewählten Fachpublikum
präsentiert. Der Österreichische
Verkehrssicherheitspreis wird in
Form einer Trophäe, dem 
„Aquila“, verliehen. Die Jury
behält sich vor, nicht in jeder Ka-
tegorie Preise zu verleihen.

Teilnahmebedingungen

Projektzeitraum & Einreichfrist:
Teilnahmeberechtigt sind 
Projekte aus dem Zeitraum 
1. Jänner 2010 bis 1. Mai 2011.
Die Einreichungen müssen bis
zum 13. Mai 2011 im KFV 
(Kuratorium für Verkehrssicher-
heit) eingelangt sein. 

Form der Unterlagen

Kurz – prägnant – schriftlich sol-
len sie sein. In der Beilage fin-
den Sie das nötige Einreichfor-
mular. Dateien bis zu einer
Größe von fünf Megabite (MB)
können elektronisch an 
veranstaltungen@kfv.at ge-
sandt werden. Größere Dateien
ersuchen wir auf CD zu brennen
und per Post an uns zu senden.

Unter den Gästen waren 
Polit-Granden wie Nieder -
österreichs Landeshaupt-

mann Erwin Pröll mit den Mit-
gliedern der Landesregierung,
die Minister Maria Fekter  und
Michael Spindelegger von Sei-
ten des Bundes sowie Freunde
und Partner der Wirtschaft. Der
Höhepunkt der Veranstaltung:
Die Wahl des Präsidenten und
der Vizepräsidenten  für die
kommenden fünf Jahre: Alfred
Riedl wurde mit 98,4 Prozent
zum Präsident des GVV wieder-
gewählt. Ebenso gewählt wur-
den die Landtagsabgeordneten
Karl Moser (erster Vize) und
Karl Wilfing (zweiter). 
Die Ziele des GVV in den kom-
menden fünf Jahren: Keine neu-
en Belastungen für die Gemein-
den und strenge Missbrauchs-
kontrollen im Sozialbereich.
„Ich freue mich sehr, dass ihr
mir erneut euer Vertrauen ge-
schenkt habt. Mit eurer Unter-
stützung werde ich mich auch in
den nächsten fünf Jahren für die
Interessen unserer Gemeinden
stark machen, im Bezirk, im
Land, aber auch auf Bundesebe-
ne“, sagt GVV-Chef Alfred Riedl.  
In den vergangenen Jahren hat
sich viel getan. „Unsere Gemein-
den haben sich zu Dienstleis -
tungszentren entwickelt. Unsere
Bürgermeister sind zu kommu-
nalen Managern geworden“, so
Riedl. „Gute Arbeit braucht aber
auch starke Partner. Starke Part-
ner, auf die man vertrauen kann
und die einem helfen, wenn
man auf Unterstützung ange-
wiesen ist. Das Land ist für uns
ein solcher Partner, der uns
nicht zuletzt durch die Spitalsfi-
nanzierung enorm unter die Ar-

Detaillierte Informationen
rund um den „Aquila 2011“
erhalten Sie vom KFV 
(Kuratorium für Verkehrs -
sicherheit); 
Mag. Ursula Pfann-Winter, 
Schleiergasse 18, 1100 Wien
Tel.: 05 77 0 77-1909, 
E-Mail: veranstaltungen@

kfv.at

Fact-Box



me gegriffen hat.“ Aber auch mit
dem Bund haben die Gemein-
den einen starken Partner an 
ihrer Seite: „Mit dem kürzlich
beschlossenen Pflegefonds kön-
nen wir nicht nur die Steige-
rungsraten im Sozialbereich ab-
fangen, auch der Stabilitätspakt
kann damit gehalten werden“,
so Riedl.

Mehr Ehrlichkeit gefordert

Hinsichtlich der Zurufe nach Ko-
operations- und Verwaltungsre-
form stellte der GVV-Präsident
fest: „Uns auszurichten, die Ge-
meinden verprassen Geld, ist 
eine Zumutung. Wie sollen wir
denn  Personal abbauen, wenn
die Kinderbetreuungseinrichtun-
gen immer mehr werden, Tages-
betreuungsformen steigen und
sich die Altenbetreuung intensi-

viert? Das muss mir jemand vor-
rechnen“, sagt der GVV-Chef.  
Mehr Ehrlichkeit erwartet sich
Riedl in diesem Zusammenhang
auch vom Bund: „Wenn der
Bund davon spricht, 6000 Be-
amte abgebaut zu haben, dann
muss er auch dazusagen, dass
sich diese Beamten heute in der
ASFINAG, in der BIG und der
Statistik Austria wiederfinden,

davon spricht niemand.“
Heftige Kritik übte Riedl an den
derzeitigen Problemen der Ge-
meinden im Sozialbereich. „Die
soziale Modellregion angefan-
gen von der Vereinbarkeit von
Familien und Beruf, der Versor-
gungsicherheit, bis hin zur Leist-
barkeit einer eigenen Wohnung
oder der Mindestsicherung ma-
chen Niederösterreich in der so-
zialen Lebensqualität einzigar-
tig“, so der GVV-Präsident. 
Eines bereitet Riedl jedoch Sor-
gen: „Wenn Lebenspartner zu
Untermietern werden, um sich
die Mindestsicherung zu organi-
sieren, wenn Partnerschaften
aufgelöst werden, um höhere
Unterstützungen und Förderun-
gen zu erhalten, dann ist es not-
wendig, für soziale Gerechtig-
keit zu arbeiten, bevor das rich-
tige Gefühl ganz verloren geht.“
Daher fordert er strenge Kon-
trollen, um Missbrauch in Zu-
kunft zu vermeiden.
Mehr Infos und Rückfragen bei: 
Mag. Sotiria Taucher, Pressere-
fentin des Gemeindevertreter-
verbandes der VP NÖ, E-Mail: 
sotiria.taucher@vp-gvv.at
Tel.: 0664/858 67 06

Alfred Riedl mit 98,4 Prozent als GVV-Präsident wiedergewählt

Mit der Landesversammlung des Gemeindevertreterverbandes der VP

Niederösterreich ist am Samstag in Grafenegg das kommunalpolitische

Großereignis des Verbandes über die Bühne gegangen. Rund 600 Gäste

– und KOMMUNAL – waren dabei.

Die Weichen für die nächsten
fünf Jahre sind gestellt

Wenn die niederösterreichischen Gemeinden rufen, kommen alle: LR Johanna Mikl-Leitner, LR Wolfgang Sobotka, Außenminister Wolf-
gang Spindelegger, LH Erwin Pröll, Innenministerin Maria Fekter, Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer, die nö. Landtagsprä-
sidenten Hans Penz und Herbert Nowohradsky, Alt-LH Siegfried Ludwig und Gemeindebund-Ehrenpräsident Ferdinand Reiter.

Das Präsidium des GVV  für die kommenden fünf Jahre:
Präsident Alfred Riedl (Mitte) und seine Vizepräsidenten
Karl Wilfing (links) und Karl Moser. 
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Die Kommunen müssen sparen.
Gleichzeitig muss jedoch die In-
frastruktur erhalten und sogar
ausgebaut werden, um als
Wohn- und Wirtschaftsstandort
attraktiv zu bleiben. Das Kom-
munalwirtschaftsforum, das von
PORR Solutions, Raiffeisen-Lea-
sing, SIEMENS AG Österreich
und dem Zivilingenieurbüro
VASKO+PARTNER ins Leben ge-
rufen wurde, sollte Städten und
Gemeinden innovative Finanzie-
rungsmodelle nahebringen und
ein Netzwerk für den Erfah-
rungsaustausch schaffen.

Neue Verteilung der 
Aufgaben

Univ-Prof. Christoph Badelt,

Rektor der Wiener Wirtschafts-
universität, ging in seiner Key-
note auf die Bedeutung von

Partnerschaften zwischen öf-
fentlicher Hand und privatem
Sektor ein. Gleichzeitig forderte
er ein Nachdenken über eine
neue Verteilung der Aufgaben
zwischen Staat und privat. „Die
elementare Unterscheidung zwi-

schen Produktion und Dienst -
leistung wird oft ignoriert.“ Als
Beispiel nannte er etwa den So-
zialbereich, wo zwar die Finan-
zierung durch die Gemeinden
erfolgen müsse, aber die konkre-
te Dienstleistung von Privaten
übernommen werden könne.
Wenn man sich beispielsweise
für eine Ausgliederung entschei-
de, müsse man sich zunächst
fragen, was man damit eigent-
lich bezweckt. „Will man nur
das Beamtendienstrecht umge-
hen? Will man politischen Ein-
fluss ausschließen?“ Gerade
letzteres sei oft problematisch;
nicht zuletzt auch deswegen,
weil es für die Gemeinde oft
wichtig sei, Einfluss zu nehmen.
„Und dann wird es quasi durch
die Hintertüre versucht“, so Ba-
delt. Wesentlich sei es, Metho-
den zu finden, wie die öffent -
liche Hand ihre Rolle wahrneh-
men und trotzdem mit privat-
wirtschaftlicher Effizienz gear-
beitet werden könne.

Geld für Investitionen
fehlt

Peter Biwald vom KDZ – Zen-
trum für Verwaltungsforschung
beleuchtete das Investitionskli-
ma für Gemeinden. Es sei zwar

Neue Formen der Partnerschaft
von Wirtschaft und Gemeinden
Mit Hilfe von Partnern aus der Wirtschaft können Gemeinden ihre In-

frastruktur ohne eigene Investitionen modernisieren, den Energiebe-

darf senken und so Geld sparen. Wie das funktioniert, zeigte das erste

Kommunalwirtschaftsforum, das Ende März im Kloster UND in Krems

stattfand.

Erstes Kommunalwirtschaftsforum in Krems

Mag. Helmut Reindl

Wesentlich ist es, Methoden zu finden, wie
die öffentliche Hand ihre Rolle wahrnehmen
und trotzdem mit privatwirtschaftlicher 
Effizienz gearbeitet werden kann.

Univ.-Prof. Christoph Badelt, 
Rektor der Wirtschaftsuniversität Wien

Rund 200 Gäste kamen zu der zweitägigen Veranstaltung.

Auch das Publikum diskutierte mit.
Hier der Bürgermeister von Bad 
Aussee, Otto Marl.
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eine leichte Stabilisierung der
Gemeindefinanzen erkennbar,
die Einnahmensteigerungen
würden aber nicht ausreichen,
um die steigenden Ausgaben
auszugleichen. „Es fehlt eine
Milliarde Euro, die für Investi-
tionen nötig wäre.“ Als Ausweg
nannte er drei Möglichkeiten:
3 Interne Haushaltskonsolidie-

rung
3 Ausgliederungen und das

damit mögliche Nutzen von
Steuervorteilen und

3 die Umsetzung von PPP-
Modellen.

Folgen der Abwanderung
Die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels wurden
vom Bevölkerungswissenschaft-
ler Rainer Münz analysiert. Sei-
ne Kurzzusammenfassung der
Entwicklung: „Österreich er-
graut, und es wird – aufgrund
von Migration – bunter.“ Dazu
komme noch der Trend zur Ver-
städterung. Vor allem die Jun-
gen zieht es zunehmend in die
großen Ballungsräume. Der

„wachsende Teil Österreichs“
liege nördlich des Alpenhaupt-
kammes, am dynamischsten sei
der Osten, also der Großraum
Wien. Der Rest des Landes sei
bevölkerungsmäßig am
Schrumpfen. Ausnahmen seien
hier Graz sowie die Region Kla-
genfurt/Villach. 
Die Abwanderung führt zur
Ausdünnung der sozialen und
materiellen Infrastruktur. Die
betroffenen Regionen haben
weniger Geld (etwa aus dem Fi-
nanzausgleich) und verlieren
auch politisch an Gewicht. 
Gemeinden mit Bevölkerungs-

rückgang soll-
ten versuchen,
intelligent zu
schrumpfen
und Dienstleis -
tungen zu bün-
deln. Als Bei-
spiel nannte
Münz die Post-
partner.

Sparen mit Verwaltungs-
kooperationen

Als wichtigen Beitrag zur Entlas -
tung der kommunalen Budgets
nannte Elisabeth Dearing vom
Rechnungshof die oft genannte
Verwaltungsreform. Gerade
durch Kooperationen im Verwal-
tungsbereich könnten sich Ge-
meinden viel Geld sparen. Wich-
tig seien hier Benchmarking und
Benchlearning. „In Österreich

hat man oft Angst, weil man
fürchtet, bei einem Vergleich
schlecht abzuschneiden. Dabei
könnten Gemeinden viel vonein-
ander lernen!“

Interkommunale 
Zusammenarbeit

Martin Huber, Landesgeschäfts-
führer des Salzburger Gemein-
deverbandes, beschäftigte sich
in seinem Referat mit Rechtsfra-
gen solcher interkommunaler
Zusammenarbeit. Sein Resü-
mee: Zusammenarbeit ist wich-
tig, aber es gibt auch viele Hin-
dernisse, etwa im Vergaberecht.
Überzogene Erwartungshaltun-
gen seien nicht angebracht, und
es sei viel Arbeit nötig, bis derar-
tige Kooperationen funktionie-
ren. Als Voraussetzungen nannte
er:
3 gemeinsame Interessen
3 die geeigneten Persönlich-

keiten
3 das Engagement der 

Akteure
3 Vertrauen
3 den richtigen politischen

Rahmen
3 erkennbare Erfolge und 

klare Regeln.

Vorteile von Aus-
gliederungen und PPP

Während dann Kommunalver-
lag-Geschäftsführer Michael
Zimper einen Workshop zum

Bei der abschließenden Podiumsdiskussion wurde klar, welche Erwartungen Politik und Wirtschaft voneinander haben.

Österreich ergraut, und es
wird – aufgrund von 
Migration – bunter.

Der Bevölkerungswissenschaft-
ler Univ.-Prof. Rainer Münz über
die Auswirkungen der demogra-
phischen Entwicklung.
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Thema „Smart Cities and Regi-
ons“ leitete, wurden im Plenar-
saal des Klosters UND Ausglie-
derungen und ihre Folgen be-
trachtet.
Als Vorteile von Ausgliederun-
gen nannte der Leiter der Kärnt-
ner Gemeindeabteilung, Franz
Sturm, die Beschleunigung von
Entscheidungsabläufen, die Stei-
gerung des Kostenbewusstseins,
die Flexibilisierung der Perso-
nalpolitik und die Möglichkeit,
Steuervorteile zu lukrieren. 
Als Nachteile sieht er die Verrin-
gerung der öffentlichen Kontrol-
le, die Erhöhung des Verwal-
tungsaufwandes und den Verlust
von Synergieeffekten. 
PPP-Modelle hätten wiederum
für die öffentliche Hand folgen-
de Vorteile: 
3 Synergien durch die Einbe-

ziehung Privater,
3 Auslagerung wirtschaftlicher

Risiken,
3 steuerliche Vorteile 

(Vorsteuerabzug) und
3 Kostenvorteile.

Die wichtigsten Risiken sind der
Verlust einzelner Begünstigun-
gen des öffentlichen Sektors,
der oftmals hohe Einrichtungs-
und Steuerungsaufwand und
der Verlust an Einfluss- und
Steuerungsmöglichkeiten.

Als Beispiele von erfolgreichen
Ausgliederungen wurden vorge-
stellt:
3 die Immobilientochter der

Stadt Innsbruck
3 der Bildungscampus am

Wiener Nordbahnhof
3 die FH St. Pölten und
3 mehrere Beispiele aus Euro-

pa, die zeigten, dass PPP-

Modelle sich oft durch hohe
organisatorische und tech-
nische Qualität auszeich-
nen.

Rudolf Friewald, Landtagsabge-
ordneter a. D. und Bürgermeis -
ter im niederösterreichischen
Michelhausen, zeigte, dass auch
kleinere Gemeinden erfolgreich
Partnerschaften – im konkreten
Fall mit Raiffeisen-Leasing – ein-
gehen können. 
Friewald sorgte auch für eines
der bemerkenswertesten Bon-
mots des Tages. Auf die Frage
von Moderator Gerald Groß, 
ob die Arbeit als Bürgermeister
oder die als Landtagsabgeord-
neter mehr Spaß mache, meinte
er: „Bürgermeister zu sein ist
die schönste Tätigkeit, die es
gibt, weil man am direktesten
gestalten kann. Im Landtag
kann ich mich herausreden,
dass ich nicht für eine Ent -
scheidung verantwortlich bin.
Als Bürgermeister geht das
nicht.“

In der abschließenden Podiumsdis-
kussion beleuchteten Gemeinde-
bund-Präsident Helmut Mödlham-
mer und seine Bürgermeisterkolle-
gen Inge Rinke (Krems) und Gerhard
Mock (St. Veit/Glan) gemeinsam 
mit den Wirtschaftsvertretern Peter
Engert (Raiffeisen-Leasing), Josef 
Stadlinger (Siemens), Karl-Heinz
Strauss (PORR) und Wolfgang Vasko
(Vasko+Partner Ingenieure) die ak-
tuelle Lage der Partnerschaft von Ge-
meinden und Unternehmen. 

Mödlhammer stellte fest, dass die
Wirtschaft jetzt viel mehr Interesse
habe, mit den Gemeinden zusam-
menzuarbeiten, als noch vor einigen
Jahren. Die Gemeinden seien ja vor
allem deswegen als Partner so inter-
essant, weil sie für so viele Dinge zu-
ständig sind. „Wenn die halbe Bun-
desregierung weg ist, merkt das kein
Mensch. Aber wenn der Bürgermeis -
ter nicht da ist, dann steht das
Werkl.“
Gerhard Mock kritiserte, dass der
Bund die Gemeinden in den letzten
Jahren zunehmend aushungert. „Da-
bei machen wir, die Gemeinden, die
Arbeit, die eigentlich die Bundesre-
gierung machen sollte. Nämlich Ar-
beitsplätze schaffen und die Nahver-
sorgung sichern!“ 
Gastgeberin Inge Rinke unterstrich,
dass die Kommunen trotz enormer
Belastungen in den letzten Jahren
weiter investiert haben. Das sei nur
mit Unterstützung der Wirtschaft
möglich gewesen. 
PORR-Chef Strauss machte die an -

wesenden Vertreter von Firmen dar-
auf aufmerksam, dass es gerade
beim Geschäft mit Gemeinden auf
Handschlagqualität ankomme.
Es gab aber auch Wünsche der Wirt-
schaft an die Politik. So forderte et-
wa Peter Engert von den Gemeinden
mehr Flexibilität und schnellere Ent-
scheidungen. Und Wolfgang Vasko
appellierte an die Bürgermeister,
mehr Vertrauen in die private Wirt-
schaft zu haben.

„Partnerschaft mit Zukunft“

Bgm. Inge Rinke, Krems: „Trotz 
Belastungen haben die Gemeinden in
den letzten Jahren investiert.“

Bgm. Gerhard Mock, St. Veit: „Der Bund
hungert die Gemeinden aus.“

Podiumsdiskussion 

Bürgermeister zu sein ist 
die schönste Tätigkeit, die 
es gibt, weil man am 
direktesten gestalten kann. 

Rudolf Friewald, 
Bgm. von Michelhausen
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Lebenszyklusmodelle:
Österreich hinkt hinterher
Die Vorteile von Lebenszyklus-
modellen erklärten Rechtsan-
walt Stephan Heid und der
Techniker Arnold Tautschnig
von der Universität Innsbruck.
In Deutschland seien derartige
Modelle schon weit verbreitet,
Österreich hinke hinterher. 
Das Bundesvergabegesetz for-
dert zwar nicht ausdrücklich die
Berücksichtigung von Lebens -
zyklusmodellen, ermögliche sie
aber. Anders sei es beim Natio-
nalen Aktionsplan zur nachhalti-
gen öffentlichen Beschaffung.
Dieser fordere die Berücksichti-
gung von Lebenszyklusmodel-
len; das Problem sei aber, dass
er kein Modell dafür enthält. 

Ein Abt als Stargast

Da Vizekanzler Josef Pröll, der
als Hauptredner am zweiten
Veranstaltungstag vorgesehen
war, krankheitsbedingt absagen
musste, entschieden sich die
Veranstalter für einen Referen-
ten aus einem gänzlich anderen
Gebiet: Maximilian Fürnsinn,
Abt des Stiftes Herzogenburg,
sprach über die Bedeutung von
Werten in der Wirtschaft. 
Angesichts der Krise sind, so
Fürnsinn, ein Umdenken und
ein Neuanfang angesagt. Ursa-
che der Krise sei nämlich das
Versagen der Politik, weil diese
der Wirtschaft zu sehr freie
Hand gelassen habe. „Politik hat
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen und Zukunftsperspektiven
zu bieten“, forderte der Abt, der
die Krise weniger als Wirt-
schaftskrise, denn als ethische
Krise sieht.
Werte sind für Fürnsinn Ent-
scheidungshilfen, die das Han-
deln beeinflussen. Als Beispiele
nannte er Nachhaltigkeit, Soli-
darität und Fairness. Das Ziel
müsse eine Marktwirtschaft mit
Verantwortung sein. Die Wirt-
schaft dürfe nicht auf Konkur-
renz und Neid aufgebaut sein,
sondern auf der gemeinsamen
Verantwortung für die Gesell-
schaft. „Wer mit anderen Ge-
schäfte macht, dem muss man
vertrauen können. Das ist nicht
nur ethisch, sondern auch wich-
tig für langfristigen Erfolg.“

Unter der Leitung von Kommu-
nal-Verlag-Geschäftsführer
Michael Zimper diskutierten
Theresia Vogel vom Klima- und
Energiefonds, Martin Fassl von
der niederösterreichischen Wirt-
schaftsagentur ecoplus, Fritz
Kittel von der Wiener Wirt-
schaftsagentur, Werner Schuster
von der Stadtbaudirektion der
Gemeinde Wien und der Bürger-
meister von Altenmarkt im Pon-
gau, Rupert Winter. 
Bürgermeister Winter stellte da-

bei mit viel Enthusiasmus ein
Thermenprojekt von vier Ge-
meinden vor, das nach langer
Planung (zunächst musste erst
Thermalwasser gefunden wer-
den) nun bereits seit einigen
Jahren erfolgreich läuft.
Theresia Vogel stellte klar, dass
die Aufgabe des Klima- und 
Energiefonds nicht nur ist, Geld
zu verteilen, sondern auch die
Menschen zu motivieren. Das
sei vielfach ebenso wichtig.

„Wirtschaftsmotor Kommune“
Podiumsdiskussion 

Michael Zimper (Kommunal-Verlag), Martin Fassl (ecoplus), Fritz Kittel (Wie-
ner Wirtschaftsförderungsfonds), Werner Schuster (Wiener Stadtbaudirekti-
on), Bgm. Rupert Winter (Gemeinde Altenmarkt im Pongau) und Theresia
Vogel (Klima- und Energiefonds).

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer begrüßte Abt Maximilian
Fürnsinn, der über Fragen der Ethik referierte.
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Kärnten

Burgenland

EISENSTADT
Das neue Generationenvier-
tel soll die Toleranz und das
Verständnis zwischen Jung
und Alt fördern. 
Auf dem Areal befinden
sich eine Kinderkrippe, ein
Kindergarten, ein Senioren-
heim und ein Haus für be-
treutes Wohnen für Senio-
ren. Begonnen wurde vor
vier Jahren mit dem Bau
von Kindergarten und Kin-
derkrippe. Dann folgte das
Seniorenheim und zuletzt
das Generationenhaus. Dort
stehen 30 betreute Woh-
nungen zwischen 38 und
78 Quadratmetern Wohn-
fläche zur Verfügung. Im
Erdgeschoss der Anlage be-
treibt die Stadtgemeinde

das sogenannte Generatio-
nenzentrum. Hier soll ein
Treffpunkt für Jung und Alt
entstehen – von Kinder-
spielgruppen über Elternbe-
ratung bis zu Seniorengrup-
pen. 
„Ich bin ich stolz, dass wir
ein in Österreich einzigarti-
ges Projekt des Zusammen-
lebens verwirklichen konn-
ten. Alte Menschen werden
sich mit Jungfamilien und
Kindern im neuen Genera-
tionenzentrum bei zahlrei-
chen Veranstaltungen be-
gegnen. Es bietet die Mög-
lichkeit zur vielfältigen In-
teraktion von Menschen
verschiedenen Alters“, 
freut sich Bürgermeisterin
Andrea Fraunschiel. 

Generationenviertel fertiggestellt

Ein Viertel für das Zusammenleben
von Jung und Alt

Gemeinsam gegen AKW

Resolution gegen
Atomkraft

KLAGENFURT 
Für den Kärntner Gemein-
debund erübrigt sich die
derzeitige Diskussion um
Gemeindezusammenlegun-
gen. Aufgrund der Vielfäl-
tigkeit der Leistungen der
Gemeinden, die von den
Mandataren und Bedienste-
ten mit großer Umsicht er-
bracht werden, würde die
Bevölkerung einer solchen
Maßnahme sicherlich nega-
tiv gegenüberstehen.
„Eine Politik gegen den Wil-
len der Menschen war noch
nie von Erfolg gekrönt“, so
der Präsident des Kärntner
Gemeindebundes, Bgm.
Hans Ferlitsch. Daher wird
es aus seiner Sicht in der
nahen Zukunft auch keine
Zusammenlegungen geben.

Ferlitsch: „Kärnten hat
schon in den 70er-Jahren
seine Hausaufgaben erle-
digt. Im Bundesländerver-
gleich weist Kärnten die
einwohnerstärksten Ge-
meinden auf.“
Untersuchungen des Öster-
reichischen Gemeindebun-
des haben auch ergeben,

dass das Einsparungspoten-
zial durch Gemeindezusam-
menlegungen sehr gering
ist. 
Die Kärntner Gemeinden
weisen nach Tirol den ge-
ringsten Verschuldungsgrad
auf und haben immer mit
großem Verantwortungsbe-
wusstsein gewirtschaftet. 

Gemeindebund hebt Vielfalt der Leistungen hervor

Beispielgebende Gemeindestruktur
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KRSKO
Der Landesvorstand des
Kärntner Gemeindebundes
hat einstimmig den Be-
schluss gefasst, die Resolu-
tion des Kärntner Landtages
zu unterstützen. Die Inter-
essenvertretung der Ge-
meinden spricht sich für 
eine Schließung des AKW
Krško in angemessener Zeit
aus. Präsident Bgm. Hans
Ferlitsch: „Die Ereignisse in
Japan machen deutlich,
dass das Risiko eines Kern-
kraftwerks nicht abschätz-
bar ist. Zur Sicherheit der
Menschen im Alpe-Adria-
Raum ist es dringend not-
wendig, dass diese Risiko-
quelle beseitigt wird.“

Dorferneuerungspreis geht nach Wulkaprodersdorf 

WULKAPRODERSDORF/
EISENSTADT  
Wulkaprodersdorf erhielt in
der Kategorie „Errichtung
von ortsbildgerechten Sied-
lungsanlagen“ den Burgen-
ländischen Dorferneue-
rungspreis . Anstelle eines
unbewohnten Streckhofes
errichtete die Neue Eisen-
städter Gemeinnützige Bau,
Wohn- und Siedlungsgesell-
schaft eine Reihenhausanla-
ge im Ortskern von Wulka-

prodersdorf. Großzügige
Freiflächen sowie die Schaf-
fung eines traditionellen
„Durchhauses“ der nicht
nur die individuelle Nut-
zung der Reihenhausanlage
durch die Bewohner son-
dern auch durch Fußgänger
und Radfahrer gewährleis -
tet, prägen das nun mit
dem Burgenländi-
schen Dorferneue-
rungspreis ausge-
zeichnete Projekt.

Ortsbildgerechte Siedlung

Auch Fußgänger und Radfahrer profitzieren von der neuen Rei-
henhausanlage.
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Oberösterreich
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Niederösterreich

ST. PÖLTEN
In Niederösterreich gibt es
im Zusammenhang mit un-
geregeltem Bauland, das im
§ 54 der NÖ Bauordnung ge-
regelt ist, eine wesentliche
Neuerung: In Gebieten, wo
es eine offene Bebauungs-
weise, also drei Meter Ab-
stand zu den Nachbargren-
zen, gibt, und der Bauwerber
Gebäude der Bauklassen I
(Bauhöhe von 5 m) und II
(Bauhöhe 5 bis 8m) aufstel-
len will, braucht er künftig
keine Erhebungen oder Gut-
achten mehr über den Be-
stand der Umgebung zu er-
stellen. Das bedeutet in der
Praxis eine wesentliche
bürokratische Erleichterung
sowohl für den Bauwerber
als auch für die zuständige

Behörde, denn damit wer-
den 90 Prozent der Bauver-
fahren abgedeckt. Dadurch
wird auch klargestellt, dass
der Bauwerber in neuen
Siedlungsgebieten die offene
Bauweise frei wählen kann. 
Für die Baubehörde besteht
allerdings die Möglichkeit,
zur Wahrung des Charakters

einer bestehenden Bebauung
entsprechende Einschrän-
kungen vorzunehmen oder
durch Erlassung eines Be-
bauungsplanes bzw. Teil -
bebauungsplanes eine 
bestimmte Bebau-
ungshöhe und Be-
bauungsweise vor-
zugeben.

LINZ 
Insgesamt über 154.000
Euro gab die  Landesregie-
rung für Förderungen im
Kulturbereich frei. Unter
anderem wurde der Mu-
seumsstadl im Bauernmuse-
um Osternach neu gestal-

tet. Diese bis 1960 betriebe-
ne Huf- und Wagenschmie-
de in der Gemeinde Ort im
Innkreis ist nun eine Privat-
sammlung. Das Einzugsge-
biet dieser Sammlung er-
streckt sich bis ins angren-
zende Salzburg.

LINZ
Bedarfszuweisungsmittel
von mehr als 5,3 Millionen
Euro gingen diesmal an
zahlreiche oberösterreichi-
sche Gemeinden zur Mit -
finanzierung ihrer kommu-
nalen Aufgaben. Mit diesem
Geld wurde der Haushalt 
in vier Gemeinden ausge -
glichen. Weitere Zuwen-
dungen fielen auf Sanie-
rungsmaßnahmen an
Pflichtschulen und Kinder-
gärten sowie Straßenbau-
maßnahmen, eine Feuer-
wehrhaus-Sanierung sowie
die Weiterführung des 
Donauradwegs im
Abschnitt Donau-
brücke Niederran-
na –Schlögen.

5,3 Mio. für Gemeinden

Geld für Haus-
haltsausgleich

HAGENBERG
Das Projekt Jahresfor-
schungsprogramm 2011
des Bereichs Medizininfor-
matik in Hagenberg ent-
spricht vollinhaltlich dem
Strategischen Wirtschafts-
und Forschungsprogramm
„Innovatives OÖ 2011plus“.
Dieses Programm umfasst
unter anderem Modelle zur
Vereinfachung und Verbes-
serung der Diagnose und
Behandlungen von Verbren-
nungen sowie die Visuali-
sierung medizinischer Bild-
daten zur Schlaganfalldia-
gnose. Das Land stellte für
dieses wichtige medizini-
sche Forschungsprogramm
einen Beitrag in Höhe von
über 381.000 Euro bereit.

Diagnose-Verbesserung

Medizinforschung
wird unterstützt

GOLDWÖRTH 
Insgesamt wurden 850
grenzüberschreitende Pro-
jekte mit 500.000 Euro in
den vergangenen zehn Jah-
ren gefördert. Ziel der Akti-
on ist es, Grenzen im Kopf
der NiederösterreicherIn-
nen abzubauen. „Dialog,
Begegnung und Erfahrungs-
austausch eröffnen uns Nie-
derösterreicherInnen neue
Wege für eine grenzüber-
schreitende Zusammenar-
beit“, so Landesrätin Mag.a
Johanna Mikl-Leitner. Das
gemeinsame Erarbeiten und
die Durchführung eines
Projektes mit unseren
Grenznachbarn fördern ein-
heitliche Interessen und
den kulturellen Austausch. 

Förderaktions-Jubiläum

10 Jahre „Über 
die Grenzen“

Neue Förderungen beschlossen 

154.000 Euro für Kultur

Das Bauernmuseum ist ein beliebtes Ausflugsziel. 

Ungeregeltes Bauland bekommt neue Ordnung

Bauordnungsnovelle sorgt für Klarheit

Eine Gesetzesnovelle soll die Bauordnung übersichtlicher machen.
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Steiermark

Salzburg
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SCHLADMING
Für den Bau und die Durch-
führung von Lärmschutz-
maßnahmen in Schladming
entlang der durch die Stadt
führenden Eisenbahn-
strecke Bischofshofen –
Seltztal auf einer Länge von
rund 1,3 Kilometer wird die
Landesregierung 250.000
Euro zur Verfügung stellen.
Basierend auf diesem von
Landesrat Kurzmann einge-
brachten Programm wird
die Landesverkehrsabtei-
lung diesen Beitrag an die
ÖBB leisten. Der Baubeginn
ist für Herbst 2011, die Fer-
tigstellung im Jahr 2012
vorgesehen, recht-
zeitig vor den Schi-
Weltmeisterschaften
2013. 

SALZBURG
Die Salzburger Landesre-
gierung hat eine Änderung
der Gemeindewahlordnung
beschlossen. Wesentlichster
Punkt ist dabei eine Reform
des Briefwahlrechts. So
wurde die Möglichkeit, die
Stimme bis zu vier Tage
nach der Wahl abzugeben,
abgeschafft. Im Gegenzug
soll das Datum zur ersten
Abgabe der Briefwahlstim-
me vorverlegt werden, so
dass schlussendlich der
gleiche Zeitraum zur Verfü-
gung steht. Neben den Än-
derungen für die Briefwahl
ergeben sich auch einige
bürokratische Erleichterun-
gen für die Wahlbehörden. 
Einige weitere Änderungen: 
Gestaltung der Wahlkar-

ten: Da für Wahlkarten ge-
nerell verschließbare Ku-
verts verwendet werden,
die bei Landtagswahlen
durch die aufgedruckte
Nummer des Wahlbezirks
überdies noch besonders
gestaltet sind, ist die Ver-

wendung gleicher Kuverts
auch für die Wahl vor Wahl-
behörden vorgesehen.  
Auszählung der Brief-
wahlstimmen bei Land-
tagswahlen: Durch die spe-
zielle Kennzeichnung der
Kuverts sind keine weiteren

Vorkehrungen zur Wahrung
des Wahlgeheimnisses mehr
erforderlich. Deshalb sollen
auch die bei Landtagswah-
len abgegebenen Briefwahl-
stimmen von den Gemein-
dewahlbehörden ausge-
zählt werden. 
Weiters gab es Änderungen
bei der Konstituierung der
Sprengelwahlbehörden.
Die Novelle der Gemeinde-
wahlordnung bringt aus der
Sicht des Salzburger Ge-
meindeverbandes einige
Vor-, aber auch Nachteile:
Kritisiert wurde insbeson-
dere die Übertragung von
bisher bei der Bezirkswahl-
behörde angesiedelten Auf-
gaben auf die Ge-
meindewahlbehör-
den.

Salzburg: Änderung der Gemeindewahlordnung beschlossen

Bürokratie für Wahlbehörden wird erleichtert

Briefwahlstimmen müssen in Zukunft bis zum Schließen des 
letzten Wahllokals in der Gemeinde übermittelt werden. 

GRAZ
Der Wettbewerb „Zukunfts-
gemeinde Steiermark“ als
Projekt des Steirischen
Volksbildungswerkes ge-
meinsam mit dem Land
Steiermark wird heuer be-
reits zum sechsten Mal
durchgeführt. Diesmal soll

besonderes ehrenamtliches
Engagement ausgezeichnet
werden. Der Wettbewerb ist
für alle offen und nicht an
Mitgliedschaften etc. ge-
bunden. Details zum Wett-
bewerb finden Sie auf
www.volksbildung.at oder
unter  0316/32 10 20.

GRAZ
Bestimmte wärmeschutz-
technische Vorschriften, wie
die Einhaltung von Wärme-
durchgangs-Koeffizienten
oder Wärmedurchlass-Wi-
derständen, sind derzeit bei
Errichtung von Neubauten
sowie bei Instandsetzungs-
maßnahmen vorgesehen.
Diese galten aber bisher
nicht für Zubauten. Das än-
dert sich mit der neuen
Steiermärkischen Bautech-
nikverordnung 2011. Diese
basiert auf der Steiermärki-
schen Baugesetznovelle
2010, die eine Harmonisie-
rung bautechnischer Vor-
schriften der Länder nach
einer Art. 15a B-VG-Verein-
barung zum Inhalt hat.  

Jetzt auch für Zubauten

Neue Wärme-
schutzregeln 

Zur Schi-WM

Schutz vor 
Eisenbahnlärm

„Zukunftsgemeinde Steiermark“

Wettbewerb für Ehrenamt

Der Wettbewerb steht heuer ganz im Zeichen des Ehrenamtes. 
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BREGENZ
Im April startete die nächs -
te Förderaktion für Photo-
voltaikanlagen aus dem
österreichischen Klima- und
Energiefonds. Das Land
Vorarlberg gewährt zusätz-
lich zur Bundesförderung
500 Euro pro Kilowatt (kW
Peak). „Wir setzen mit der
Zusatzförderung des Lan-

des einen wichtigen Akzent
zur Unterstützung einer Zu-
kunftstechnologie. Ein wei-
terer Schritt hin zur Ener-
gieautonomie Vorarlbergs“,
sagt Landesrat Erich
Schwärzler. Gefördert wer-
den neu installierte
Photovoltaik-Anla-
gen im Netzparallel-
betrieb. 

INNSBRUCK
42 Tiroler Tierärztinnen
und Tierärzte sowie 14 Ti-
roler Amtstierärztinnen und
Amtstierärzte besuchten die
Fortbildungsveranstaltung
„Aggressionsbeurteilung
von Hunden“. 
„Diese Fachseminare leisten
einen wichtigen Beitrag,
um die Tiroler Bevölkerung
vor gefährlichen Hunden
schützen zu können“, er-
klärt Landesrätin Patrizia
Zoller-Frischauf. Sie ist in
der Tiroler Landesregierung
für das Landespolizeigesetz
zuständig, das unter ande-
rem den Schutz vor Gefähr-
dungen und Belästi-
gungen durch Hunde
regelt. 

GÖTZIS
Anlässlich der Auftaktver-
anstaltung der Interessen-
vertretung für betreuende
und pflegende Angehörige
in Götzis präsentierte Lan-
desrätin Greti Schmid die
erfreulichen Ergebnisse 
einer aktuellen Umfrage.
Demnach zeigen sich gut 80

Prozent der Befragten
äußerst zufrieden mit den
Angeboten, die in Vorarl-
berg zur Unterstützung der
Pflege daheim zur Verfü-
gung stehen. Im Jahr 2009
haben in Vorarlberg 14.850
Personen ein Pflegegeld
(insgesamt 85,3 Millionen
Euro) bezogen. 

Unterstützungsangebot wird angenommen

In der Pflege auf gutem Weg

BREGENZ/LECHTAL
Die neuesten Meldungen
hinsichtlich der TBC-Ent-
wicklung im Tiroler Lechtal
sind unerfreulich und berei-
ten der Vorarlberger Land-
wirtschaft und Jägerschaft
große Sorge. „Aufgrund des
bestehenden Wildwechels

von Steeg nach Vorarlberg
kann derzeit nicht ausge-
schlossen werden, dass infi-
ziertes Rotwild aus Tirol in
die Gebiete Warth, Lech
und Kleinwalsertal ein-
wechselt“, so Landesrat 
Erich Schwärzler. Fachleute
erheben nun Strategien. 

TBC-Entwicklung besorgniserregend

Sicherheit für Vieh und Wildtiere

INNSBRUCK 
Das Land Tirol testet ein
Elektrofahrzeug für den in-
nerstädtischen Betrieb. 
Für den Probebetrieb stellte
die ElectroDrive Tirol
GmbH, das gemeinsame
Elektromobilitätsunterneh-
men der Innsbrucker Kom-
munalbetriebe IKB und der
Energie West GmbH, einen
Smart zur Verfügung. 
„Elektrofahrzeuge können
vor allem im innerstädti-
schen Bereich gut einge-
setzt werden. 

Sie sind sparsam, zudem
umweltfreundlich und die-
nen damit dem Klima-
schutz“, hofft Landesrat
Christian Switak auf eine
gute Weiterentwicklung der
Elektromobilität.  
Bereits in Kürze wird das
Land Tirol nach einer erfolg-
reich verlaufenen Testphase
seinen Fuhrpark mit einem
Elektrofahrzeug (Mitsubishi
i-MiEV) ergänzen und die-
ses vor allem für Fahrten
und Botendienste in der In-
nenstadt nutzen.

Probelauf für den innerstädtischen Betrieb

Elektrofahrzeug wird getestet

Landesrat Christian Switak testete den Elektro-Smart.
Fo
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INNSBRUCK
Die Vizepräsidenten des Ti-
roler Roten Kreuzes, Anton
Mederle und Thomas
Fluckinger, verhandelten
mit Landeshauptmann
Günther Platter und LR
Bernhard Tilg über die Ar-
beiten an der Umsetzung
des „Rettungsdienst Neu in
Tirol“. Nachdem die Bieter-
gemeinschaft „Rettungs-
dienst Tirol“, bestehend aus
Rotem Kreuz, Samariter-
bund, Malteser, Johanniter
und ÖRD, vergangenes Jahr
die Ausschreibung zur Be-
sorgung des Rettungsdiens -
tes in Tirol gewonnen hat,
wird der neue Rettungs-
dienst nun am 1. Juli seine
Arbeit aufnehmen.

Neu ab 1. Juli

Rettungsdienst
neu im Plan  

Aggressionsbeurteilung 

Schulung für
Tierärzte

Zukunftstechnologie wird unterstützt

Schritt zur Energieautonomie

Nähere Infos zur Förderung: www.photovoltaik2011.at
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Die Gefahrenzonenpläne sind
den Bauleitplänen übergeordnet
und damit rechtsverbindlich,
wodurch sich Einschränkungen
in der baulichen Entwicklung 
eines Ortes ergeben können. Sie
beinhalten raumplanerische
Richtlinien, um Risiken zu mini-
mieren und vervollständigt be-
reits bestehende Dokumentatio-
nen, wie etwa die Zivilschutz-
pläne. 
Neben dem langfristigen Ge-
winn an Sicherheit, stellt die Er-
stellung der Pläne kurzfristig
aber einen erheblichen Aufwand
für die Gemeinden und die be-
troffenen Landesämter in Süd -
tirol dar.
Dabei stellen sowohl die geolo-
gischen Rahmenbedingungen,
wie etwa die Problematik der
Hanglagen, als auch das Zusam-
menwirken der technischen Ver-
antwortlichen wie Geometer,
Geologen, Ingenieure oder
Agronomen die Südtiroler Ge-
meinden vor eine große techni-
sche Herausforderung.
Aus diesem Grund und um den
Grad der Umsetzung sowie die
entsprechenden Schwierigkeiten
zu diskutieren, hat vor kurzem
eine Fachtagung zur Erstellung
der Gefahrenzonenpläne statt-
gefunden.
Bereits im Jahr 2009 hatte sich
der Südtiroler Gemeindenver-
band bereit erklärt, die Gemein-
den bei der Umsetzung zu un-
terstützen. Nachdem vom Ge-
meindenverband bereits seit

längerem die Wettbewerbsbe-
dingungen für den halbamtli-
chen Wettbewerb zur Erstellung
der Gefahrenzonenpläne zur
Verfügung stehen, wurde nun
beschlossen, die Ausschreibungs-
unterlagen den neuen Vergabe-
bestimmungen anzupassen. Da-
durch sollen den Südtiroler Ge-
meinden entsprechende Vorla-
gen für die Ausschreibungen zur
Verfügung gestellt werden.
Die Ausschreibungen durchlau-
fen dabei verschiedene Phasen:
3 Phase A: Verfahren
Es erfolgt die Beauftragung von
externen oder internen Techni-
kern durch die Gemeinde für die
Betreuung der Vorbereitungs-
phase. Diese besteht aus der
Festsetzung der Bearbeitungstie-
fe und der Kostenschätzung. Die
Bearbeitungstiefe ist eine karto-
grafische und tabellarische Dar-
stellung von Wassergefahren,

Kontakt

Erstellung der Gefahrenzonenpläne müssen 2011 umgesetzt werden

Fachtagung unterstützt die 
Gemeinden

Lawinen und Massenbewegun-
gen, wobei festgelegt wird, was
zu erheben ist (Bach, Stein-
schlag, Lawine) und wie weit
dies zu erheben ist (Maßstab
1:10.000 oder 1:5000 oder kei-
ne Erhebung). Die Kostenschät-
zung dient als Grundlage für das
Ansuchen um einen Beitrag für
die Finanzierung der Gefahren-
zonenplanung sowie als Aus-
schreibungssumme für den
Wettbewerb. Die Dauer der Pha-
se A hängt von der Größe der
Gemeinde und der Anzahl von
Hinweisen auf Naturgefahren
ab. Um die Phase A abschließen
zu können, müssen die Bearbei-
tungstiefe und die Kos ten -
schätzung in einer Koordinie-
rungssitzung besprochen und
genehmigt werden.
3 Phase B: Ausschreibung
Auf der Basis der Kostenschät-
zung kann die Gemeinde einen
Antrag um Finanzierung der
Ausarbeitung der Gefahrenzo-
nenpläne stellen. Gleichzeitig
kann die Gemeinde mit der Aus-
schreibung beginnen.
Bei der Zusammenarbeit wird es
aber nicht möglich sein, inner-
halb dieses Jahres alle 116 Süd-
tiroler Gemeinden mit Gefah-
renzonenpläne auszustatten.
Nichtsdestotrotz wurde bereits
bis jetzt schon ein wesentlicher
Schritt zur Absicherung der Be-
völkerung und des Lebensrau-
mes vor Ort gemacht.

Südtiroler Gemeindenverband 
Genossenschaft, Kanonikus-
Michael-Gamper-Straße 10, 
I-39100 Bozen
Tel.: 0039-0471-304655,
Fax: 0039-0471-304625
E-Mail: info@gvcc.net
Web: www.gvcc.net

Mit dem Dekret Nr. 42 des Südtiroler Landeshauptmannes vom 5. Au-

gust 2008 wurde die Gefahrenzonenplanung in Südtirol eingeführt.

Aufgrund der rechtlichen Vorgaben müssen innerhalb des Jahres 2011

alle Gemeinden einen Gefahrenzonenplan ausarbeiten und damit die

Rahmenbestimmungen umsetzen. 

Die Bearbeitungstiefe ist eine kartografische und tabel-
larische Darstellung von Wassergefahren, Lawinen und
Massenbewegungen, wobei festgelegt wird, was wie zu
erheben ist.
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Ehrungen des Bundes
Für Verdienste um die Republik

Wilfried Berchtold verzichtet auf neuerliche Kandidatur

Mit Entschließung vom 17. März 2011
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an
3 Helga Schöngruber, ehem. Vizebürgermeisterin der 

Gemeinde Roßleithen, Oberösterreich

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an 
3 Anton Kappl, ehem. Vizebürgermeister der Gemeinde

Herzogsdorf, Oberösterreich
3 Franz Ganglberger, Vizebürgermeister der 

Gemeinde Helfenberg, Oberösterreich
3 Georg Mangott, ehem. Bürgermeister der 

Gemeinde Serfaus, Tirol

BREGENZ/SCHLINS
Der Vorarlberger Gemein-
debund hat nach einem Be-
richt der Online-Plattform
Kommunalnet in einer Vor-
standssitzung Harald Son-
deregger, Bürgermeister
von Schlins, als Kandidaten
für die Leitung der Interes-
senvertretung aller Vorarl-
berger Kommunen auserko-
ren, nachdem Wilfried
Berchtold auf die Kandida-
tur für eine weitere Amts-
periode verzichtet hat.
Für den Vorarlberger Ge-
meindetag am 6. Mai 2011
hat der Vorarlberger Ge-
meindeverband im Rahmen
einer Vorstandssitzung den
Schlinser Bürgermeister
Harald Sonderegger als
Kandidaten empfohlen. Als
Vizepräsidenten kandidie-
ren der Dornbirner Bürger-
meister Wolfgang Rümmele
und der Harder Bürgermeis-
ter Harald Köhlmeier. Erst
am Gemeindetag wird der
neue Vorstand für die 96
Vorarlberger Gemeinden
gewählt werden.
Ein neuer Vorschlag wurde
notwendig, weil der Wil-
fried Berchtold, Bürgermeis-
ter von Feldkirch, auf eine
weitere Kandidatur verzich-
tet hat. Er hat den Vorarl-
berger Gemeindeverband
15 Jahre lang als Präsident
erfolgreich und mit großem
Einsatz geleitet. 

Regionale Ausgewo-
genheit ist gesichert 

Die Tradition des Vorarlber-
ger Gemeindeverbandes,
die unterschiedlichen Ge-
meindegrößen und Regio-
nen im Land auch in den
Führungsgremien zu reprä-
sentieren, wurde auch im
neuen Wahlvorschlag fort-
geführt. Mit Bürgermeister

Harald Sonderegger aus
Schlins ist eine Kleinge-
meinde an der Spitze des
Gemeindeverbandes vertre-
ten, mit Dornbirn und Hard
stellen die größte Stadt des
Landes und eine mittlere
Gemeinde jeweils einen 
Vizepräsidenten. 
Der designierte Präsident
Harald Sonderegger: „Ich
freue mich, dass sich der

Vorstand für einen Bürger-
meister einer Kleingemein-
de ausgesprochen hat. Ne-
ben den großen Gemeinden
im Rheintal gibt es in 
Vorarlberg überdurch-
schnittlich viele kleine Ge-
meinden – meine Aufgabe
wird es sein, die unter-
schiedlichen Bedürfnisse in
einem starken gemeinsa-
men Gemeindeverband zu-
sammenzuführen und unse-
re Gemeinden in einem ver-
änderten Umfeld zu unter-
stützen.“ 
Sonderegger ist seit 1995
Bürgermeister der 2300-
Einwohner-Gemeinde
Schlins und seit 2000 Vize-
präsident des Vorarlberger
Gemeindeverbandes. Nach
seinem Studium der Rechts-
wissenschaften in Inns-
bruck und Wien, arbeitete
er als Verwaltungsjurist bei
der BH Bregenz. Der 47-
Jährige ist verheiratet und
hat drei Kinder.

Vorarlberger Gemeindeverband

Harald Sonderegger 
kandidiert als Präsident

Harald Sonderegger

Trauer um Maria Kaiser

Peter de Martin ausgezeichnet
Silbernes Ehrenzeichen für Peter de Martin

Innsbrucks 1. SP-Germeinderätin tot

INNSBRUCK
Anfang April verstarb Maria
Kaiser 95jährig in Inns-
bruck.Bis zuletzt war sie po-
litisch tätig, unter anderem
als Chefin des städtischen
Kontrollausschusses. Kaiser
war aktive Widerstand-
kämpferin und wurde be-
reits 1946  jüngstes Mitglied
des Innsbrucker Gemeinde-
rates. „Maria hat sich voll
Herzblut für die Grundwer-

te der Sozialdemokratie ein-
gesetzt. Ihr jahrzehntelan-
ges Engagement für Kunst
und Kultur galt dem Ziel
von Vielfalt und Toleranz.
Als Politikerin hatte sie klare
Linien und klare Positio-
nen“, würdigte Innsbrucks
SPÖ-Chef Ernst Pechlaner
Maria Kaiser, die Trägerin
des goldenen Ehrenzeichens
der Republik war.

Nachruf

Wien ehrt
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Marianne Klicka, dritte Präsidentin des Wiener Landtags, über-
reicht Peter de Martin Urkunde und Ehrenzeichen.

Der langjährige Geschäfts-
führer des Arbeitskreises
„ARGE Donauländer“, In-
spektionsrat Peter De Mar-
tin, erhielt Anfang April das

Silberne Ehrenzeichen für
Verdienste um das Land 
Wien. Landtagspräsidentin
Marianne Klicka überreich-
te die Ehrung.



Über intelligente Lösungen im Bereich Park-
platz- und Zufahrtsregelung informieren wir 
Sie gerne persönlich unter +49/8654/4981-0 
oder besuchen Sie uns auf www.faac.de.

Poller . Schranken . Funk . Zubehör   
FAAC GmbH Deutschland und Österreich

FAAC Poller regeln
     die Zufahrten in die 

Salzburger 
         Altstadt.     
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Die Kommunalwissen-
schaftliche Gesellschaft
(KWG) – eine Gründung
des Österreichischen Städ-
tebundes, des Österreichi-
schen Gemeindebundes und
des Verlags MANZ – ver-
gibt für das Jahr 2011 zur
Förderung von kommunal-
wissenschaftlichen Arbei-
ten einen Förderungspreis
im Gesamtrahmen von

7000 Euro.

Der Preis
soll Ansporn zur Beschäfti-
gung mit Fragestellungen
von besonderer Relevanz
für die österreichischen
Städte und Gemeinden
und Anerkennung für her-
ausragende und innovative
Leistungen auf diesem Ge-
biet sein. Im Ergebnis soll-
ten durch diese Arbeiten
Ansätze für eine Fortent-
wicklung der rechtlichen,
wirtschaftlichen oder poli-
tischen Situation der öster-
reichischen Städte und Ge-
meinden und ihrer Selbst-
verwaltung abgeleitet wer-
den können.
Förderfähig sind hervorra-
gende Arbeiten zu kommu-
nalwissenschaftlichen The-
men aus folgenden Diszi-
plinen:
3 Rechtswissenschaft,
3 Politik- und Sozialwis-

senschaft,
3Wirtschafts- und Finanz-

wissenschaft und
3 Public Management.

Die Preisverleihung erfolgt
in den vier Kategorien
3 Diplomarbeiten,
3 Dissertationen,
3 Habilitationen und

3 andere Forschungsarbei-
ten sowie Bachelor- und
Masterarbeiten.

Die Ausschreibung wendet
sich an Studierende, Dok-
torandinnen und Dokto-
randen, Absolventinnen
und Absolventen, Assis -
tentinnen und Assistenten
sowie Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler
der Universitäten, Hoch-
schulen und Fachhoch-
schulen Österreichs, die
zum Zeitpunkt des letzt-
möglichen Einreichter-
mins das 40. Lebensjahr
nicht überschritten haben
dürfen.

Einreichtermin ist der 
30. Juni 2011

Arbeiten können auch als
PDF per E-Mail an
ha@manz.at eingereicht
werden. Weitere Informa-
tionen zum Preis und den
Teilnahmebedingungen
beim Verlag MANZ, 
Elisabeth Smejkal-Hayn,
Johannesgasse 23,1010
Wien, ha@manz.at,
Tel.: (01) 531 61-180.

Die Gesellschaft

Die Kommunalwissen-
schaftliche Gesellschaft
(KWG) wurde im Novem-
ber 2009 vom Österreichi-
schen Städtebund, dem
Österreichischen Gemein-
debund und dem Verlag
MANZ gegründet. Sie bil-
det und verwaltet einen
kommunal relevanten, in-
terdisziplinären „Pool“ von
WissenschafterInnen.
Durch diese ExpertInnen -
tätigkeit soll eine Förde-
rung und Steigerung der
Leistungen in der wissen-
schaftlichen Forschung in
Bezug auf Kommunen in
allen relevanten Wissen-
schaftsdisziplinen auf in-
ternationaler, europäi-
scher, innerstaatlicher und
rechtsvergleichender Ebe-
ne erwirkt werden.
Web: www.k-w-g.a

Wissenschaftspreis 2011

7000 Euro für hervorragende
wissenschaftliche Arbeiten
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www.ansfelden2011.at

15. April – 2. Oktober 2011

ANSFELDEN BEI LINZ

GARTENSCHAU

LANDES

Sinfonie
in Grün

ANSFELDEN 2011

OÖ LANDESGARTENSCHAU

Kontakt: 0043-(0)7229-81253

gartenschau@ansfelden2011.at

Die Gartenschau, 
im Geburtsort 

Anton Bruckners.

Vereinsorgane –
Rechte & Pflichten

Fachbuch

Das Buch
Ginthör/Maier; „Die Ver-
einsorgane – Rechte und
Pflichten“
Linde Verlag, 1. Auflage,
2011; 116 Seiten, 18 Euro
ISBN 978-3-7073-1742-8
Scheydgasse 24 
1210 Wien
Tel.: +43 1 24 630 – 0 
Fax: +43 1 24 630 – 23 
office@lindeverlag.at 
www.lindeverlag.at 

Studienbuch

Offenlegung für
Privatstiftungen 

E-Learning

Das Buch

Dieses Studienbuch bietet
einen Überblick über die
Wirtschafts- und Sozialge-
schichte Europas in den
letzten tausend Jahren und
eine Einführung in die
wichtigsten Forschungsfra-
gen und -debatten in die-
sem
Feld. 
Neben
räum-
lich-
zeitli-
chen
Kon-
zepten
und
theore-
tischen Perspektiven behan-
delt es die großen Themen
des gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Lebens:
Wirtschaftswachstum, 
Industrialisierung, Bevölke-
rung, Technik, Landwirt-
schaft, Gewerbe, Industrie,
Arbeitsverhältnisse, Migra-
tionen, Konsum, Zusam-
menleben in Haus und 
Familie, gesellschaftliche
Schichtung, Klassenunter-
schiede, Geschlechterdiffe-
renz, soziale Bewegungen
und Europa im globalen
Kontext. Die Autorinnen
und Autoren forschen und
lehren am Institut für Wirt-
schafts- und Sozialgeschich-
te der Universität Wien
bzw. stehen mit dem Insti-
tut in einem engen Koope-
rationsverhältnis. 

Markus Cerman/Franz X.
Eder/Peter Eigner/Andrea
Komlosy/Erich Landstei-
ner (Hg.) 
Wirtschaft und Gesell-
schaft. Europa 1000–2000 
Studientexte 2.
Studienverlag 
440 Seiten 
29.90 Euro 
ISBN 978-3-7065-5023-9 

In Österreich gibt es bereits
über 110.000 ideelle Verei-
ne – Tendenz steigend. Oft
sind sich Vereinsgründer
und -organe ihrer Rechte,
aber auch ihrer Pflichten
und der sich daraus erge-
benden Haftungsrisiken
nicht bewusst. Aber Unwis-
senheit schützt vor Strafe
nicht: Selbst bei kleinen Ver-
einen kann es zu unerfreuli-
chen Forderungen der Fi-
nanzbehörden oder gar pri-
vater Gläubiger kommen.
Das Fach-
buch „Die
Vereinsor-
gane“ be-
schreibt
die zen-
tralen
Rechte
und
Pflichten:
Die Grün-
dung und
Auflösung eines Vereins und
die Aufgaben einzelner Or-
gane wie Rechnungsprüfer
oder Aufsichtsorgan werden
in den Vordergrund gerückt.
Seit Inkrafttreten des Ver-
einsgesetzes 2002 erfolgte
eine Präzisierung der Min-
destanforderungen für nun
zwingend erforderliche Ver-
einsorgane. Ziel im Sinne ei-
ner gesamtwirtschaftlichen
Förderung ist es, Transpa-
renz und Modernisierung zu
fördern und die Vereinfa-
chung durch behördliche
Verfahren zu erwirken.

Das BBG 2011 bringt eine
neue Offenlegungspflicht
mit sich, bei deren Verlet-
zung eine Verwaltungsstra-
fe von bis zur 20.000 Euro
droht. Der Stiftungsvor-
stand ist verpflichtet, die
Begünstigten der Privat -
stiftung unverzüglich dem
Finanzamt elektronisch 
mitzuteilen. 
Ab wann tritt diese Neue-
rung in Kraft? 
Welche Stiftungen sind da-
von betroffen? 
Müssen jene Begünstigte
gemeldet werden, die aus
der Stiftungserklärung her-
vorgehen, oder auch jene,
die als Begünstigte festge-
stellt wurden? 
Informieren Sie sich am 
16. 6. 2011 von 15 bis
16.30 Uhr!

E-Learning bei Linde

Mit nur einem „Klick“ sind
Sie mit dem Referenten und
den Seminarteilnehmern im
virtuellen Meetingraum
verbunden – bequem von
unterwegs oder Ihrem Büro
aus. Kompakte Wissensver-
mittlung, topaktuelle The-
men und einfache Umset-
zung stehen im Mittel-
punkt! Durch E-Learning-
Seminare sind Sie räumlich
unabhängig und werden
schnell, präzise und effizi-
ent informiert. Zu einer fix
festgelegten Zeit präsentiert
der Referent die Seminarin-
halte live und multimedial.
Sie können jederzeit mit
dem Referenten und den
Seminarteilnehmern kom-
munizieren – über Ihr
Headset oder via Chatfens -
ter. Sie benötigen nur einen
PC mit Internetverbindung,
ein Headset, das Betriebs -
system Windows (2000)
und den Windows Internet
Explorer (ab V 6).
Preise (exkl. 20 Prozent
MwSt. und pro Person)
120 Euro. Mehr Infos auf
www.lindeverlag.at

Wirtschaft und
Gesellschaft
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GRAMSH
Die Gemeinde Gramsh mit
einer Bevölkerung von un-
gefähr 15.000 Einwohnern
liegt im Zentrum Albaniens,
am Fuße des Berges Tomorr
auf 342 m Seehöhe, etwa
100 km von Tirana ent-
fernt. In den umliegenden
Dörfern leben etwa 25.000
Personen, die gesamte Regi-
on um die Kleinstadt
Gramsh zählt etwa 40.000
Einwohner.
In der Umgebung von
Gramsh befinden sich höhe-
re Berge, deren Gipfel 1800
bis zu 2300 m erreichen.
Die Landschaft ist auch ge-
prägt vom Fluss Devoll und
von zwei kleineren Seen.
Die Region ist daher sehr
fruchtbar und reich an
natürlichen Ressourcen
(landwirtschaftliche Famili-
enbetriebe beschäftigen
sich vorwiegend mit Vieh-
zucht sowie mit Gemüse-
und Obstanbau), jedoch
auch von Auswanderung
und hoher Landflucht ge-
kennzeichnet.
Obwohl die Bevölkerung
durch die vorhandenen
zehn Schulen für den alba-
nischen Durchschnitt gut

ausgebildet ist, gibt es eine
hohe strukturelle Arbeitslo-
sigkeit.
Die Gemeinde möchte
außerdem vor allem den
landwirtschaftlichen Be-
reich fördern. An die Eta-
blierung einer konkurrenz-
fähigen Weinkellerei ist ge-
dacht, der existierenden
Weinbauwirtschaft fehlt es
allerdings an Know-how
und dem nötigen Invest-
ment. Das österreichische
EiG-Projekt („Equity in Go-
vernance“) arbeitet seit Mai
2010 mit der Gemeinde
Gramsh und ist bemüht, für
die Gemeinde interessierte
und geeignete Partner zu
finden, um deren nachhal -
tigen Entwicklungsprozess
zu begleiten. In diesem 
Zusammenhang wird auch 
eine geeignete österreichi-
sche Partnergemeinde ge-
sucht, welche die Kleinstadt
Gramsh mit kommunalem
Know-how unterstützen
kann.
Kontakt über den Steier-
märkischer Gemeindebund
Burgring 18, 8010 Graz,
Tel.: 0316/82 20 79-0
post@gemeindebund.

steiermark.at

CORBENAY 
Die in der Region Franche-
Comté im Osten Frank-
reichs gelegene Gemeinde
Corbenay sucht eine Part-
nergemeinde in Österreich.
Corbenay hat etwa 1400
Einwohner und ist eine 
typische Gemeinde des
ländlichen Raums, deren
Schwerpunkte in den Berei-

chen Landwirtschaft und 
lokale Produkte, Sport und
Freizeit sowie Geschichte
und kulturelles Erbe liegen.
Nähere Informationen 
finden sich auf der 
Twinning-Homepage des
europäischen Dachverban-
des RGRE:
www.twinning.org/en/
entity/show/id/105.html

Partnerschaften Aus den Gemeinden

An Zukunftsprojekten wird
intensiv gearbeitet

Die Schwerpunkte liegen auf 
Landwirtschaft, Sport und Geschichte

Französische Gemeinde sucht österreichische Partner

Albanische Gemeinde sucht Partnerschaft

LINZ
Regionalen Zusammenhalt
beweisen die Gemeinden
im oö. Bezirk Freistadt. Mit
dem Beitritt von Bad Zell
zum INKOBA-Verband (In-
terkommunale Betriebsan-
siedlung) gehen nun alle 27
Gemeinden einen gemein-
samen Weg in der Er-
schließung und Vermark-
tung neuer Betriebsflächen. 
Wirtschaftslandesrat Viktor
Sigl setzt auf INKOBAs:
„Hoch attraktive Standorte
mit optimaler Infrastruktur
werden dabei über die
Grenzen von Gemeinden

hinweg für potenzielle In -
vestoren zur Verfügung ge-
stellt.“ Insgesamt gibt es 21
INKOBA-Verbände in
Oberösterreich. Nicht die
einzelnen Gemeinden sol-
len im Standortwettbewerb
konkurrieren, sondern ge-
schlossen als Region auftre-
ten. Bei INKOBA-Freistadt
ist man sehr erfreut über
den Beitritt von Bad Zell:
„Das ist eine tolle Sache,
weil jetzt ziehen alle an 
einem Strang“, so Otto El-
mecker von INKOBA-Frei-
stadt zu Kommunalnet. 
www.inkoba.at

Graz
In der Steiermark gibt es
nun schon 26 Gemeinden,
die sich dem gerechten
Welthandel verschrieben
haben. Damit sind sie nicht
nur Österreichs fairstes
Bundesland, sondern haben
mit Graz auch die einzige
„Fairtrade“-Landeshaupt-
stadt. Und am vierten April
war es amtlich: Die Steirer
sind die fairsten Österrei-
cher. 
Jedenfalls wenn es nach
„Fairtrade“ geht. Die Orga-
nisation setzt sich für einen
gerechten Handel mit Ent-
wicklungsländern ein. Für
das Übernehmen dieser

Ideale wurden nun auch
Frauental an der Lass nitz,
Gabersdorf, Leibnitz, 
Mitterdorf im Mürztal, St. 
Radegund, sowie die sechs
Gemeinden der Ökoregion
Kaindorf, namentlich 
Dienersdorf, Ebersdorf,
Hartl, Hofkirchen bei Hart-
berg, Kaindorf und Tiefen-
bach, ausgezeichnet.
Fairtrade ist eine Strategie
zur Armutsbekämpfung:
Durch die fairen Preisen
können immer mehr Klein-
bauernfamilien und Planta-
genarbeiter ein sicheres
und menschenwürdiges 
Leben führen und ihre Zu-
kunft selbst gestalten.

Elf steirische Gemeinden werden „Fairtrade-Gemeinde“

Schon 26 Gemeinden handeln gerecht

Bad Zell als letzte Gemeinde in der INKOBA-Runde

27 Gemeinden unter einem Fittich

Die INKOBA-Generalversammlung beschloss den Beitritt Bad Zells
und neue Statuten. 
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TIRANA
Im Kosovo wird zum ersten
Mal seit 1981 eine Volks-
zählung durchgeführt – mit
teilweise heiklen Fragen,
wie eine Reportage im
„Standard“ berichtet.  
Wie heizen Sie? Haben Sie
ein Wasserklosett? Einen
Computer? Wie viele Hüh-
ner, Schweine, Schafe, Trak-
toren besitzen Sie?  
Zu den wirklich heiklen Fra-
gen gehört jene nach der
„Zweitfrau“, die für
Empörung in Teilen der Zi-
vilgesellschaft führte, aber
eine reale Grundlage hat.
Und natürlich jene nach der
ethnischen Zugehörigkeit
und Religion, wobei sie
nicht beantwortet werden
müssen. Auch die Mutter-
sprache wird erhoben,
ebenfalls nicht obligato-
risch, auf dem Fragebogen

ist das allerdings nicht an-
geführt.
Die Volkszählung kostet
12,1 Millionen Euro, wobei
fast vier Millionen von der
EU berappt werden.

CHONGQING 
Die chinesische Großstadt
Chongqing will bis zum
kommenden Jahr ein riesi-
ges Sicherheitssystem mit
mehr als 500.000 Überwa-
chungskameras installieren.
Das Kameranetzwerk in der
Metropole im Südwesten
Chinas werde umgerechnet
1,85 Milliarden Euro kos -
ten, berichtete die chinesi-
sche Zeitung „Global Ti-
mes“. Der Polizeichef der
Stadt, Wang Zhijun, sagte,
es werde das weltweit größ-
te Sicherheitssystem seit
den Terroranschlägen vom
11. September 2001 sein.
Die mehr als 500.000 Kame-
ras, die in dem Ballungsge-
biet von mehr als 30 Millio-
nen Einwohnern bis 2012

installiert werden sollen,
dienen laut Polizeiangaben
der Verbrechensprävention
und sollen bei Notfallkon-
trollen und Rettungseinsät-
zen helfen. Alle Behörden
sollen demnach über ein
Netzwerk auf die Bilder der
computergesteuerten Kame-
ras zugreifen können.

KOMMUNAL International

Info-Mix

China: Stadt will riesiges Sicherheitssystem 

500.000 Überwachungskameras 
geplant

INNSBRUCK
Jährlich landen 166.000
Tonnen genießbare Lebens-
mittel in Österreichs Abfall -
eimern. Mit dieser Menge
könnte man die Bürger von
Innsbruck ernähren. Grund
genug für eine großange-
legte Kampagne zur Ver-
meidung von Lebensmitteln
im Abfall zu starten. Titel
der Aktion: „Lebensmittel
sind kostbar“! 
Die größte Menge an Es-
sensmüll stammt von pri -
vaten Haushalten. Viele 
Tiroler Familien werfen
nämlich pro Jahr bis zu 

46 kg genießbare Nah-
rungsmittel  in die Abfall-
tonne. Aber auch die Le-
bensmittelindustrie, die 
Gastronomie und der Han-
del tragen zum Abfallberg
bei. Laut der Restmüll-
 Analyse Tirol vom Dezem-
ber 2010 machen die ge-
nießbaren – und teilweise
originalverpackten – Le-
bensmittel einen Anteil von
acht Prozent im Restmüll
aus. 
Weitere Tipps zur Vermei-
dung von Lebensmitteln im
Abfall unter www.
lebensmittel-sind-kostbar.at

KLAGENFURT
Ein hochwertiges und um-
fangreiches Bildungsange-
bot ist nach Ansicht des
Kärntner Gemeindebundes
eine wesentliche Vorausset-
zung für die Aufrechterhal-
tung des ländlichen
Raumes. Gerade die Fach-
hochschulen leisten hervor-
ragende Arbeit als regionale
Bildungszentren. Die Bil-
dung sollte nicht das erste
Ziel von Einsparungen sein.
„Investitionen in die Bil-
dung sind Investitionen in

die Jugend und damit in
Zukunft unseres Landes“, so
der 1. Vizepräsident des
Kärntner Gemeindebundes,
Bgm. Valentin Happe. „Die
Bildung sollte daher bei
notwendigen Einsparungen
an letzter Stelle stehen.“
Der Kärntner Gemeinde-
bund fordert daher die Lan-
desregierung auf, zuerst ein
abgestimmtes Bildungskon-
zept für das gesamte Land
zu erstellen, bevor Einzel-
maßnahmen gesetzt wer-
den.

WIEN
Das Lebensministerium ver-
anstaltet gemeinsam mit
dem ÖWAV am 1. Dezem-
ber 2011 im Bundesamtsge-
bäude in Wien eine Infor-
mationsveranstaltung zum
Thema „Die EU-Hochwas-
serrichtlinie – Ergebnisse
der vorläufigen Bewertung
des Hochwasserrisikos in
Österreich“. Die erste Pla-
nungsphase im Rahmen der
Umsetzung betrifft die „vor-
läufige Bewertung des
Hochwasserrisikos“ gemäß

Art. 4 und 5 der Richtlinie,
welche bis spätestens 22.
Dezember 2011 abzuschlie -
ßen ist und deren Ergeb -
nisse der Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen sind.
Das BMLFUW informiert im
Rahmen dieser Veranstal-
tung über die Methodik und
stellt die Ergebnisse der
vorläufigen Bewertung des
Hochwasserrisikos vor. 
Das Detailprogramm steht
ab Juni 2011 auf
www.oewav.at zum Down-
load zur Verfügung. 

RESIDENCE DEGLI ARANCI
Italiens Regierung hat nach
einem Bericht der „Presse“
eine Siedlung für Familien
von US-Militärs auf Sizilien
in ein Flüchtlingslager um-
funktioniert. Die Anwohner
gingen aus Angst auf die
Straße – und die Wut auf
das ferne Rom, das die Um-
wandlung verfügt hat, wie
Silvio Berlusconi bei einem
Blitzbesuch verkündet hat. 

Italien: Wut auf Rom

Protest im „Dorf
der Solidarität“

Albanien: Heikle Fragen bei erster Volkszählung seit ’81

Haben Sie eine Zweitfrau?

Schließungen von Fachhochschulen 

Schwächung im ländlichen Raum 

Vermeidung von Lebensmitteln im Abfall 

Lebensmittel sind kostbar

Die EU-Hochwasserrichtlinie

Bewertung des österreichischen
Hochwasserrisikos
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Die Alterspyramide kippt –
und unsere Gemeinden mit?
Am 9. und 10. Juni 2011 ist es
wieder soweit. Rund 2000 Bür-
germeister und Gemeindeman-
datare, Bezirks- und Landespo-
litiker werden sich – heuer im
mondänen Kitzbühel in den Ti-
roler Alpen – versammeln und
über das vergangene Jahr Bi-
lanz ziehen und das kommende
Jahr besprechen. Das größte
kommunalpolitische Event
Österreichs – in ganz Europa
wird man schwerlich mehr
Kommunalpolitiker an einem
Ort versammelt finden.
Das Thema ist heuer auch für
die Wirtschaft wichtig und in-
teressant: „Die Alterspyramide
kippt – und unsere Gemeinden
mit?“ Das scheint zwar auf
den ers ten Blick betrachtet
eher eine demografisch-statis -
tische Fragestellung zu sein,
berührt aber auch vitale wirt-
schaftliche und politische In-
teressen. 
Und im Kern rührt das Motto
an die Themen „Freiwilligen-
arbeit und Pflege“.

KOMMUNAL wird wie jedes
Jahr in der bewährten Kombi-
Ausgabe von Gemeindetag
und Fachtagung berichten: 
eine Vorschau mit Berichten,

was auf dem Programm steht
(6A),  eine tagesaktuelle Aus-
gabe, die den Besuchern am
Freitag über die Ausschüsse
und die Fachtagung informiert
(6B) sowie die große Sommer-
ausgabe mit der ausführlichen
Berichterstattung über den 58.
Österreichischen Gemeindetag,
wer da war, was passiert ist
und vor allem was beschlossen
worden ist (6C).
Für die kommunale Wirtschaft
Österreichs ist das auch eine
einmalige Gelegenheit, drei Ta-
ge lang bei ihrer Zielgruppe
präsent zu sein – und noch ziel-
gruppengenauer geht es nicht.

58.  ÖSTERREICHISCHER GEMEINDETAG

Vorschau auf Ausgaben 6ABC/2011 (Juni):

In dieser Ausgabe:

3 Bundesministerium für Land u. Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft 50
3 Dr. Harald Pitters 62
3 Fachverband der Stein- und keramischen 

Industrie 40
3 isgus GesmbH 52
3 KOMMUNALKREDIT Austria AG 56
3Microsoft Österreich GmbH 63
3MÜNZE Österreich AG Medaillen 61
3 Österreichische Vereinigung für das Gas- 

und Wasserfach 41
3 PWC Österreich GmbH –

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 54
3 Reed Messe Wien GmbH 55
3 RIS GmbH – Internet-Lösungen und 

Dienstleistungen 53
3 Familienfreundliche Gemeinde Österreichs 31
3 SYMPOS Veranstaltungsmanagement GmbH 72
3 Unibind Austria GmbH 62
3WIFI – International Know-how-Transfer 

Austrian Federal Economic Chamber 57

Fach- und Serviceinformationen für
die öffentliche Hand

KONTAKT

So erreichen Sie uns:

KOMMUNAL
Löwelstraße 6, 1010 Wien
Fax: 01/532 23 77
Web: www.kommunal.at

Mag. Sabine Brüggemann
Tel.: 01/532 23 88 – 12
sabine.brueggemann@

kommunal.at
Mag. Alexander Palaschke
Tel.: 01/532 23 88 – 14
alexander.palaschke@ 

kommunal.at

Vorschau auf Ausgabe 5/2011 (Mai):

WASSER & KANAL

3 Graben oder nicht graben, das ist hier die
Frage

Im Mai geht es um die „Lebensadern der Gemeinden“,
die Kanalnetze und Wasser- sowie Abwasserleitungen. 
Die Frage ist: Ist es besser, einen Kanal „grabenlos“ zu
sanieren oder soll man traditionell arbeiten? Also wie
bisher die Straße sperren und aufgraben, den Aushub ab-
transportieren und so weiter. Das volle Programm halt.
KOMMUNAL schaut sich an, welchen Methode wann die
bessere ist.

ABFALLWIRTSCHAFT & UMWELTTECHNIK

3 Entsorgung, erneuerbare Energie, 
Gewässerschutz – das ist Umwelttechnik

Unter „Umwelttechnik“ oder „Umweltschutztechnik“
versteht man laut  Definition die Geräte und die techni-
schen und technologischen Verfahren zum Schutz der
Umwelt sowie zur Wiederherstellung  bereits geschädig -
ter Ökosysteme. Diese Verfahren werden im  Bereich der
Umweltingenieur wissenschaften enwickelt. Österreich
steht hier für „weltweit führendes Know-how“.





www.kommunalkredit.at
ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR
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DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH. 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunal-
kredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Energieversorgung, Anla-
gen der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die 
Allgemeinheit unerlässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung 
sind bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen 
können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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